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Editorial 

W. F. Haug 

Faschismus-Theorie in antifaschistischer Perspektive 

Die faschistische Gefahr und die Notwendigkeit antifaschistischer 
Bewegungen — und das heißt auch fundierter antifaschistischer Stra-
tegien — haben international wie national zunehmend an Aktualität 
gewonnen. Daher halten wir es heute für erforderlich, die vor zehn 
Jähren in dieser Zeitschrift begonnene kritische Auseinandersetzung 
mit den Theorien über den Faschismus nach jahrelanger Unterbre-
chung wieder aufzunehmen. Noch ist die Entwicklung, die zur Eta-
blierung eines faschistischen Regimes in Chile geführt hat, nicht ge-
nügend analysiert; noch sind die Probleme und möglichen Fehler der 
Politik der Unidad Populär nicht ausdiskutiert. Aber schon jetzt ge-
hört zu den Lehren aus den chilenischen Kämpfen die Einsicht in die 
Notwendigkeit eines geschärften Blicks für analoge Entwicklungen 
in den westeuropäischen Ländern und in der Bundesrepublik. In 
Frankreich rechnete man im Falle eines Wahlsieges der vereinigten 
Linken mit einem Putschversuch bestimmter Teile und Ränge der 
Armee. In Italien ist u. a. ein Komplott von Teilen der Generalität, 
etwa der Spitze der Luftwaffe, der Geheimdienste (vor allem des 
militärischen) und der kasernierten Polizei aufgedeckt worden. In 
Griechenland, vor allem aber in Portugal laufen die Vorbereitungen 
fü r eine erneute Faschisierung auf Hochtouren. In den genannten 
Ländern — wie in vielen anderen Ländern der „Freien Welt" — bil-
den massivste Eingriffe der USA, vor allem durch ihren Geheim-
dienst CIA, den Gegenstand von zunehmend öffentlich ausgetrage-
nen, immer mehr Regierungen in die Kontroverse hineinzwingenden 
Auseinandersetzungen. In den USA selbst sickern erstmals Informa-
tionen über die weltweit faschismusfördernden Aktivitäten des CIA 
durch. Der US-Präsident mußte öffentlich die amerikanische Mitwir-
kung bei der Vorbereitung des chilenischen Putsches zugeben und zu 
rechtfertigen versuchen. US-Außenminister Kissinger begründete 
entsprechende Einmischungen in Italien mit der Notwendigkeit, die 
Aufnahme der Kommunisten in eine Koalitionsregierung um jeden 
Preis zu verhindern. 

Wie steht es in der Bundesrepublik? — Ein machtvolles Rechtskar-
tell hält entscheidende Ausgangspositionen besetzt: in den Massen-
medien (nicht nur in Gestalt des Springer-Verlages, diesem Nachfol-
ger des Hugenberg-Konzerns), in einer Reihe von scheinbar unpoliti-
schen Massenorganisationen (man entsinne sich des show-downs des 
ADAC gegen die sozialliberale Bundesregierung unter dem Slogan 
„Freie Fahrt für freie Menschen" oder an die mit ungewöhnlichem 
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Aufwand geführte Kampagne der katholischen Kirche und ihrer 
Laienorganisationen gegen die Reform des § 218); weitere Positionen 
hält das Rechtskartell in vielerlei politischen Organisationen, vom 
„Bund Freiheit der Wissenschaft" bis zum „Bund Freies Deutsch-
land", aber auch in vielen Interessenverbänden und Standesorganisa-
tionen (der niedergelassenen Ärzte, der Hausbesitzer usw.), von den 
unmittelbaren und mittelbaren Unternehmerverbänden ganz zu 
schweigen; vor allem aber hat das Rechtskartell starke Stützen in 
staatlichen und halbstaatlichen Machtinstitutionen wie der Bundes-
wehr, den Geheimdiensten, der Politischen Polizei, dem Reservisten-
verband usw. 

Die CDU/CSU nimmt in diesem Kartell eine zweideutige Stellung 
ein. Einerseits präsentiert sie sich als verfassungstreue Partei, die 
„gegen jeden Radikalismus" stehe; andererseits ist sie mit der radi-
kalen Rechten und vor allem mit den konspirativen Teilen des Staats-
apparats, die fortwährend durch gezielten Geheimnisverrat bzw. 
durch gefälschtes Material dem Rechtskartell Material gegen die 
sozialliberale Regierung zuspielen, im Bunde. Man erinnere sich nur 
an den derben Politkrimi, in dessen Verlauf der regierungsloyale 
Verfassungsschutzpräsident als kommunistischer Agent „entlarvt" 
wurde, wobei die Herkunftsspuren des gefälschten Materials in Rich-
tung BND und CIA wiesen. 

Durch die liberale amerikanische Presse wissen wir, daß die CDU 
— nicht anders als ihre italienische Schwesterpartei — Dollarmillio-
nen, die vom CIA zur Finanzierung des Putsches gegen die Unidad 
Popular bestimmt waren, an die chilenischen Empfänger weitergelei-
tet hat. 

In der Bundesrepublik genügte bereits ein sozialliberales Pro-
gramm einer verschwommenen, halbherzig konzipierten „Demokrati-
sierung", um geballte Kampagnen von rechts gegen sich ins Feld zu 
rufen. Das im Zuge solcher Kampagnen aufeinander abgestimmte 
Verhalten der verschiedenartigen Rechtskräfte ist es, was der Begriff 
„Rechtskartell" meint. 

Die verstärkten Aktivitäten der Rechtskräfte reagieren auf die zu-
nehmend krisenhafte Entwicklung des sozialen Systems. Wo für viele 
Theoretiker noch vor relativ kurzer Zeit vermeintliche Krisenfestig-
keit eines staatlich regulierten Kapitalismus und definitive Integra-
tion der Arbeiterklasse gegeben schien, eskaliert nun gerade in den 
entwickeltsten Ländern kapitalistischer Gesellschaftsform die wirt-
schaftliche Krise Hand in Hand mit allgemeiner Entstabilisierung d^r 
Verhältnisse und Desintegration immer größerer Teile der Bevölke-
rungen. Die schleichende Gangart und der lange Atem dieser Ent-
wicklung deuten auf eine desto mehr in die Tiefe und in die Breite 
gehende Krise. Die Weltwirtschaftskrise, die bisher in Gestalt der In-
flation voranschreitet und dabei ist, für wachsende soziale Gruppen 
die materielle Sicherheit aufzulösen, droht umzuschlagen in die akute 
Krise. Angeheizt wird sie durch die nationalen und internationalen 
Interessengegensätze der verschiedenen Kapitalfraktionen, die zu 
immer heftigeren Auseinandersetzungen führen. Man denke nur an 



Editorial 539 

die ganze Volkswirtschaften erschütternde Profitpolitik der Multi-
nationalen ölkonzerne, die auf Kosten auch anderer Kapitale un-
ermeßliche Gewinne realisierten. 

In einer derart dynamischen Krisensituation wird die Frage nach 
einem Antifaschismus, der nicht wieder „Hilfloser Antifaschismus" 
ist, dringlich. Auf der Ebene der Theorie stellt sie sich als die Frage 
nach einer Faschismus-Analyse, die insofern realitätstüchtig ist, als 
sich aus ihr wirksame Strategien zur Verhinderung von Faschismus 
ableiten lassen. 

II. 
Die kritische Sichtung der Theorien über den Faschismus ergibt ein 

Doppeltes: Einblick in die ideologischen Strategien der Rechten, die 
auf eine Rehabilitierung des Faschismus hinauslaufen, und Einblick 
in die Fähigkeiten der demokratischen Kräfte, einen mehr oder weni-
ger wirksamen Antifaschismus zu begründen. 

Die Sichtung der faschismuskritischen Theorien zeigt sie zerfallen 
in divergierende Richtungen, oft gelähmt durch scholastisierende Be-
grifflichkeit. Ein Grund fü r diesen Zustand ist — neben der objekti-
ven Richtungsvielfalt — die fast durchgängig anzutreffende metho-
dische Unklarheit über den operativen Bezug bei der faschismus-
theoretischen Begriffsbildung. 

Wenn uns der folgende Beitrag von Reinhard Opitz geeignet 
scheint, die Diskussion auf ein höheres Niveau zu heben, was Klar-
heit und Konsensusfähigkeit angeht, so deshalb, weil er die Begriffs-
bildung konsequent dem Anspruch unterwirft, Aussagen über den 
Faschismus zu ermöglichen, aus denen sich antifaschistische Strate-
gien ableiten lassen. Der Zusammenhang von methodischer Erkennt-
nisgewinnung und praktischem Bezug, der in der Wissenschaft im 
Kern immer gegeben ist, tr i t t in der Faschismus-Theorie besonders 
schlagend hervor. Wenn es das Kriterium für die Realitätstauglichkeit 
einer Faschismus-Theorie sein soll, die neuerliche Etablierung des 
Faschismus zu verhindern, dann folgt daraus, daß sie sich auf der 
Objektebene konzentrieren muß auf seine Entstehung. 

Auf wissenschafts- und erkenntnistheoretischer Ebene stellt der 
Praxisbezug der Begriffsbildung ein Postulat dar, auf das sich in die-
ser Allgemeinheit fortgeschrittene Positionen analytischer Wissen-
schaftstheorie mit materialistischer Wissenschaftstheorie einigen kön-
nen. Theorien, die sich diesem Kriterium nicht unterwerfen, können 
sich auf die politische Praxis lähmend, desorientierend auswirken. 
Methodologisch betrifft dies z. B. solche Theorien, die von einem 
Wesenstypus ausgehen, dessen Merkmale an je auftretenden politi-
schen Systemen aufgesucht werden, wovon abhängig gemacht wird, 
ob man bei ihnen von Faschismus sprechen kann oder nicht. Dem-
gegenüber ist eine funktionsanalytische, die objektive Dynamik in 
ihrer Gesetzmäßigkeit erfassende Theorie erforderlich; sie muß die 
Aufdeckung der Triebkräfte, Funktionen, Potentiale und Wider-
sprüche in der Faschismus-Entstehung leisten. 



540 Editorial 

Die Darlegungen von Opitz machen einen zentralen Zusammen-
hang deutlich: die bündnispolitische Relevanz der Begriffsbildung. 
Damit ist gemeint, daß die Theorie sich einer dynamischen Gesetz-
mäßigkeit vor allem anpassen muß: daß nämlich nicht bestimmte 
Potentiale, Elemente oder Erscheinungsformen das spezifisch Fa-
schistische darstellen, sondern ihre Verbindung und Funktionalisie-
rung. Aus dieser Einsicht leiten sich Strategien ab, die nicht jedes 
Potential frontal angreifen, sondern es, wo immer möglich, dem Fa-
schismus streitig machen. 

Ein wirksamer Antifaschismus basiert nicht durchweg auf ganz 
anderen Elementen und Potentialen als ein wirksamer Faschismus, 
sondern auf einem diesem entgegengesetzten Bündnis. Denn wie der 
Faschismus nur siegen kann, wenn er sich die aktive Unterstützung 
einer „Massenbasis" oder wenigstens die passive Hinnahme durch 
große Teile der Bevölkerung sichern kann, so der Antifaschismus 
nur, wenn er dem Faschismus ein effektives Bündnis entgegensetzt. 
Über den Ausgang entscheidet das Ringen um Bevölkerungsteile 
— nicht zuletzt um kleinbürgerliche Schichten —, die sonst dem Fa-
schismus zufallen. 

Einigung über die Notwendigkeit einer praktisch-bündnispoliti-
schen Perspektive kritischer Faschismus-Theorie vorausgesetzt, 
rücken bestimmte Fragen in den Vordergrund, über die weiter disku-
tiert werden muß. Notwendig ist z. B. eine genaue Analyse dessen, 
was man den „Systembedarf nach Faschismus" nennen kann. Ist der 
„Auftrag" an den Faschismus im Sinne einer antizipierten Konter-
revolution aufzufassen, also defensiv antidemokratisch, oder ent-
springt er positiven Herrschaftsinteressen? Welches sind die Poten-
tiale, die der Faschismus ergreifen und indienstnehmen kann? Wie 
setzt sich das mögliche Büpdnis, die Massenbasis zusammen, die einen 
neuen Faschismus tragen kann? Wichtig ist vor allem zu wissen, 
worin die Widersprüche dieses Bündnisses bestehen, muß doch ein 
großer Teil der den Faschismus stützenden Kräf te eine Politik tra-
gen, die in ihrer Auswirkung seinen Interessen zuwiderlaufen. So 
sind in Chile seit dem Putsch viele kleine Ladenbesitzer, die sich vom 
Umsturz — zum Teil aufgrund linksradikaler Fehler von Teilen der 
Unidad Popular — etwas versprochen hatten, inzwischen ökonomisch 
ruiniert worden. Die durch Mechanismen wie Inflation, Massen-
arbeitslosigkeit und terroristische Unterdrückung von Lohnkämpfen 
bewirkte drastische Verschlechterung der Lebensbedingungen der 
Arbeiter hat in der Folge auch denen, die vom Verkauf der Lebens-
mittel an die Arbeiter leben, den Boden unter den Füßen weggezo-
gen. 

Eine besonders in der Bundesrepublik wichtige, ja zentrale Frage 
ist die nach dem Verhalten der Sozialdemokratie und natürlich der 
Gewerkschaften. Die verhängnisvollen Fehler aus der linksradikalen 
Phase der KPD, vor allem eine Spalterpolitik gegenüber der Gewerk-
schaft und ein Verhalten gegenüber der Sozialdemokratie, wie die 
„Sozialfaschismustheorie" sie zum Ausdruck bringt — Fehler, die 
heute in der BRD von einigen ultralinken Gruppen wiederholt wer-
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den —, haben gezeigt, daß die Einschätzung der Sozialdemokratie im 
Rahmen einer Faschismustheorie mittelbar ihr Verhalten und das 
Verhalten anderer Kräf te ihr gegenüber beeinflussen kann. Positiv: 
nur ein Antifaschismus, der alle demokratischen Kräf te vereinigt, 
kann Erfolg haben. 

III. 
Eine wesentliche Wirkungsvoraussetzung antidemokratischer Stra-

tegien liegt in der einseitigen Verteilung der Informationschancen, 
im tendenziellen aktiven wie passiven Informationsmonopol der Eli-
ten von Macht und Besitz. Die kunstvoll gezüchtete Ahnungslosig-
keit, Gleichgültigkeit des Volkes gegenüber der Politik, ja geradezu 
Politikabscheu zu nennende Einstellungen, machen bestimmte gegen 
die Volksmehrheit eingesetzte Strategien so wirksam. Dagegen gilt 
auf dem Felde der antidemokratischen Strategien bis zu einem gewis-
sen Grade der Grundsatz: die durchschaute Strategie ist wirkungs-
lose Strategie. Folglich ist das Studium derselben und die möglichst 
allseitige Aneignung und Verbreitung von Wissen darüber ein 
lebenswichtiges Erfordernis der Demokratie. 

Der Generalnenner aller antidemokratischen Strategien ist seit 
dem Aufstieg der Arbeiterbewegung im letzten Jahrhundert, erst 
recht seit der russischen Revolution und den seither eingetretenen 
Folgerevolutionen der Antikommunismus. Sein Name lenkt hin auf 
den radikalsten Interessengegensatz dieser Epoche. Aber eben da-
durch kann er auch ablenken von der umfassenderen Zielbreite des 
Antikommunismus. Zwar t r i f f t er am härtesten die organisierten 
Kommunisten. Gleichwohl richtet er sich nur im großen Ganzen, nur 
in letzter Konsequenz direkt gegen den Kommunismus. Zunächst 
lähmt er jeden Demokratisierungsversuch, vor allem jeden gewerk-
schaftlich in die Wirtschaft hineingetragenen. So ist in Wirklichkeit 
kein nichtkommunistischer Demokrat vor ihm sicher. Breitestens 
t r i f f t der Antikommunismus zunächst immer wieder die Demokratie, 
die er — solange er nicht die demokratische Maske abwirft — zu 
schützen vortäuscht. 

Wenn es einmal wichtig war, den Antisemitismus—das innerhalb der 
antikommunistischen Strategie wichtigste Instrument des alten deut-
schen Faschismus — vorrangig zu analysieren und zu bekämpfen, so 
ist es erst recht, weltweit und fü r einen größeren Geschichtsabschnitt, 
wichtig, den Antikommunismus zu studieren, seine Wirkungsweisen, 
seine Dynamik, seine vielen verdeckten Formen und seinen Interes-
sengrund aufzudecken. Der Antikommunismus ist nicht nur — mit 
dem bekannten Wort Thomas Manns — „die Grundtorheit unserer 
Epoche", sondern er bündelt die grundlegenden antidemokratischen 
Strategien und wirksamsten Volksverdummungsinstrumente unserer 
Epoche. Die Torheit ist ganz auf der Seite der mit seiner Hilfe zu 
Mitträgern ihrer eigenen Unterdrückung Umfunktionierten. Der 
Antikommunismus ist bei weitem nicht nur Antimarxismus — wie 
viele Nicht-Marxisten wähnen —, nicht einmal nur Antisozialismus 
— wie viele nicht-sozialistische Demokraten meinen —, sondern er 



542 Editorial 

ist umfassender Antidemokratismus. Wer den Antikommunismus 
nicht angreifen will, hat den Antifaschismus verloren. 

Wolfgang Abendroths Analyse des Antikommunismus in diesem 
Heft faßt in komprimierter Form eine Fülle historischer Lehren zu-
sammen. Fast jeder Satz bezeichnet Kampferfahrungen, die es auf-
zuarbeiten gilt. Dazu gehört auch das Hineinwirken des Antikommu-
nismus in die Arbeiterbewegung. Abendroth nennt u. a. inadäquate 
Defensivreaktionen und andere Fehler der Kommunisten beim Na-
men, die dem Antikommunismus Wirkungsansätze geboten haben. 
Anstelle einer hilflos-schematischen Zurückweisung des Antikommu-
nismus ist eine differenzierte Strategie nötig, nicht zuletzt eine auf 
Klärung dringende, beständige theoretische Auseinandersetzung und 
Diskussion. 

IV. 

Friédrich Tombergs Analyse der konservativen Wegbereitung des 
Faschismus, am Beispiel Carl Schmitts, führ t den Nachweis des um-
fassend antidemokratischen Charakters und der auf Faschisierung 
hintreibenden Dynamik der auf die Bewahrung monopolkapitalisti-
scher Herrschaftsverhältnisse abzielenden Strategien. Was Carl 
Schmitt vor anderen Konservativen auszeichnet, ist die durchdrin-
gende Schärfe und Konsequenz seiner strategischen Überlegungen. 
Deshalb haben sie auch hohen aufklärerischen Wert. Ihre Abhand-
lung gibt den Blick frei in konservative Generalstabsarbeit, die fü r 
gewöhnlich unter strengstem Ausschluß der Öffentlichkeit statt-
findet, ja, von der sogar nachdrücklich bestritten wird, daß es sie gibt. 
Zusätzliche Aktualität bekommt die Darstellung Tombergs durch die 
Reaktualisierung der politischen Philosophie Carl Schmitts im Zuge 
der gegenwärtigen Restaurierung einer aggressiven konservativen 
Ideologie. Immerhin läßt die „Frankfurter Allgemeine" ihren Gün-
ther Maschke schreiben: „Die Rettung könnte durchaus in einem 
neuen drakonischen Zeitalter liegen. Der Ernstfall legitimiert die 
Diktatur." (17. 8. 74) Und das „Handelsblatt", in Konfrontation der 
fortgeschrittenen Computertechnologie mit dem anarchistisch-unplan-
baren Zustand der kapitalistischen Welt, schreibt: „Ein Weltplan be-
darf also mangels Einsicht der Menschen einer Diktatur, um zu funk-
tionieren . . . Und deshalb ist gerade der zweite Bericht an den Club 
of Rome zwar interessant, aber fü r die Politik ohne Nutzen. Denn 
seine Lösung kann nur der Krieg sein." (15.10. 74, S. 3) 

Wenn die Beiträge dieses Heftes auf ihrem Felde die Diskussion 
beleben und klarmachen, daß die Analyse des Faschismus und des 
Antikommunismus nicht den gewöhnlichen Mechanismen ideeller 
Warenproduktion — mit Originalitäts- und Differenzierungszwang — 
überlassen werden darf, haben sie ihren Zweck erfüllt . Eine recht-
zeitig erarbeitete, in Grundpositionen gesicherte, Übereinstimmung 
schaffende Klarheit in Sachen Faschismus und antikommunistischer 
Dynamik vergrößert fü r die Zukunft die Chance erfolgreich-demo-
kratischen Massenverhaltens. 
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Reinhard Opitz 

Uber die Entstehung und Verhinderung 
von Faschismus 

Aus zwei gleichermaßen in der Sache gelegenen und praktisch 
nicht von einander ablösbaren Gründen konzentriert sich die Faschis-
musdebat te zunehmend auf das Problem der Faschismusentstehung. 

Erstens natürlich deshalb, weil sich ohne Einbeziehung seiner histo-
rischen Dimension von keinem Gegenstand ein ädaquater Begriff bil-
den läßt. Das Kriterium, an dem die wissenschaftliche Quali tät eines 
jeden Faschismusbegriffs zu messen ist, besteht darin, inwieweit er 
a) das Produkt einer genetischen Theorie seines Gegenstands ist, 
die sich b) empirisch bestätigt, d. h. inwieweit er den Faschismus auf 
eine mit den historisch-empirischen Fakten zusammenstimmende 
Weise aus der vorfaschistischen Gesellschaft herzuleiten ve rmag 1 . 
Die Faschismusdebatte treibt daher auf Grund der ihr immanenten 
Logik und des Rechtfertigungszwanges, unter den sich die rivalisie-
renden Positionen for twährend Wechselseitig versetzen, zur immer 
schärferen P r ü f u n g der in den verschiedenen Faschismusbegriffen 
enthaltenen genetischen Annahmen und damit unvermeidlich zu 
einer immer ausgreifenderen Erör terung der allgemeinen politischen 
Bewegungsmechanismen nichtfaschistisch-monopolkapitalistischer 
Gesellschaften und von daher schließlich zur Frage nach der Möglich-
keit einer allgemeinen Theorie der Faschismusentstehung. 

Zweitens und vor allem jedoch hängt der praktisch-politische Wert 
eines jeden Faschismusbegriffs ganz und gar von seinem entstehungs-
theoretischen Aussagegehalt ab. Denn nur, wenn erklärt ist, wie 
Faschismus entsteht, läßt sich auch die Frage beantworten, wie er am 
besten bekämpft bzw. verhindert werden kann, und jede best immte 
Entstehungserklärung des Faschismus präjüdiziert eine bestimmte 
Antwort auf die Frage nach der effizientesten antifaschistischen 
Strategie. Das Interesse an Art und Inhalt dieser Antwort aber muß 
in der kapitalistischen Gesellschaft ein kontroverses sein und damit 
auch kontroverse entstehungstheoretische Erklärungsansätze hervor-

1 Deshalb geht allen nur phänomenologischen Faschismusbegriffen, 
die auf eine solche Herleitung gerade verzichten, der Charakter eines wis-
senschaftlichen Faschismusbegriffs ab. Dies gilt insbesondere für den Fa-
schismusbegriff der Totalitarismustheorie, die selbst über keine Entste-
hungserklärung des Faschismus verfügt und sich daher zu ihrer entste-
hungstheoretischen Untermauerung stets auf andere Theorien, in der Re-
gel entweder auf die Bürokratietheorie oder die Mittelstandstheorie oder 
die Säkularisationstheorie (die im zweiten Teil dieses Aufsatzes behandelt 
werden) stützt. 
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bringen, aus denen sich die Frontenbildungen in der Faschismusde-
bat te ergeben. Es muß in der kapitalistischen Gesellschaft kontrovers 
sein zum einen deshalb, weil in ihr die Interesseneinstellungen zum 
Faschismus selbst kontrovers bleiben müssen, zum anderen deshalb, 
weil jede erdenkliche interessenbedingte Einstellung zur Frage der 
wünschbaren innenpolitischen Kräfteentwicklung von den in der 
öffentlichen Meinung vorherrschenden Ansichten über die Kondi-
tionen und Tr iebkräf te der Faschismusentwicklung tangiert ist und 
zu ihrer eigenen Rechtfertigung einer Darstellung dieser Konditionen 
und Triebkräf te bedarf, in deren Licht sich ihre Option f ü r bestimmte 
politische Richtungen als deckungsgleich mit dem allgemeinen In-
teresse an Faschismusverhinderung bzw. dem sichersten Wege hierzu 
ausnimmt. Deshalb kann die Faschismusdebatte in kapitalistischen 
Gesellschaften grundsätzlich kein Ende finden, d. h. zu keinem all-
seits akzeptierten Ergebnis gebracht werden 2 , denn die aus der kapi-
talistischen Sozialstruktur hervorgehenden gegensätzlichen bzw. ab-
gestuft divergenten politischen Interessenrichtungen müssen sich 
notwendig auch immer wieder in kontroversen faschismustheoreti-
schen Positionen reproduzieren. Aus dem gleichen Grunde muß die 
Ents tehungsfrage immer gerade in dem Maße nachdrücklicher in den 
Mittelpunkt der Auseinandersetzungen rücken, in dem in den kapita-
listischen Ländern und ihren Einflußgebieten eine Reaktivierung des 
Faschismus vonstatten geht, es zu neuen Faschismuserrichtungen 
kommt und damit die verschiedenen politischen Richtungen in der 
Frage der praktischen aktuellen Einstellung zu den neu entstandenen 
faschistischen Systemen wie zum Faschismus als einer auch wieder 
f ü r die eigene Gesellschaft real gewordenen perspektivischen Mög-
lichkeit akut gegeneinandertreten. 

Dies bestätigt der Verlauf der seit Anfang der sechziger J ah re 
wiederaufgelebten Faschismusdiskussion. 

2 Wenn demgegenüber H. A. Turner die Meinung äußert, daß „wenig-
stens im Bereich der Wissenschaft . . . eine solche Einigung . . . durchaus 
möglich" sei (Henry Ashby Turner jr.: Faschismus und Kapitalismus in 
Deutschland. Göttingen 1972, Vorwort S. 7), so dürfte die Art von Ge-
schichtsschreibung, die er in seinem Buch demonstriert, gerade besonders 
anschaulich deren tatsächliche Unmöglichkeit belegen, zumal Turner sich 
der Klassenfunktion seiner Faschismusdarstellung durchaus bewußt ist 
und sie direkt ausspricht, wenn er zu Anfang seines Vorworts schreibt: 
„Entspricht die weit verbreitete Ansicht, daß der Faschismus ein Produkt 
des modernen Kapitalismus ist, den Tatsachen, dann ist dieses System 
kaum zu verteidigen. Ist diese Meinung jedoch falsch, dann ist es auch die 
Voraussetzung, auf der die Einstellung vieler Menschen im Osten wie im 
Westen zur kapitalistischen Wirtschaftsordnung beruht." (Ebd.) Als Bei-
spiel für die aufmerksame Anteilnahme der Industrie an jeder im Dienste 
der Entkräftung der letzteren Meinung betriebenen Faschismusforschung 
s. z. B. den Bericht des „Unternehmerbriefs des Instituts der deutschen 
Wirtschaft" vom 19. 7. 1973 über das Internationale Symposion der Abtei-
lung Geschichtswissenschaft der Ruhruniversität Bochum und des Bochu-
mer Bergbau-Museums zum Thema „Industrielles System und politische 
Entwicklung in der Weimarer Republik" und Turners, dortiges Auftreten. 
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Rehabilitierung des Faschismus: 

Neototalitarismus- und „modernization"-Theorie 

Die neuere Faschismusdiskussion setzte, soweit es die bürgerliche 
Theorie betr i ff t , als Kritik am bis dahin dominierenden, während der 
gesamten fünfziger J a h r e sakrosankt gehaltenen totali tarismustheore-
tischen Faschismusbegriff ein 8 in Zusammenhang mit den damaligen 
Bemühungen um eine den Bedingungen der sich abzeichnenden 
neuen weltpolitischen Periode, der sogenannten „Entspannungsära", 
ideologiestrategisch gerecht werdende Revision der Totalitarismus-
dok t r in 4 und konnte insofern zunächst als ein Symptom der Abkehr 
der bürgerlichen Wissenschaft von den Dogmen des Kal ten Krieges 
begrüßt werden und gewisse Hoffnungen auf eine nunmehr zuneh-
mende Versachlichung der bürgerlichen Faschismusforschung er-
wecken. Doch es erwies sich sehr bald, daß das Motiv zu dieser Wie-
dereröffnung der Faschismusdebatte tatsächlich nur im Bedürfnis 
nach Anpassung der politischen Ideologien an die strategischen Erfor -
dernisse der neuen Ära bestand. Diese neue globale politische Periode 
aber war nicht nu r durch zunehmenden Zwang zu Entspannungs-
politik, sondern zugleich auch durch zunehmende kapitalistische 
Krisen und eine damit auch wieder zunehmende Neigung des Mono-
polkapitals zu offenen Faschismuserrichtungen gekennzeichnet, und 
beides gehörte und gehört, so sehr es politisch einander widerstreitet, 
zuinnerst zusammen, entspringt ein und derselben historischen Ent-
wicklungslogik. Dementsprechend stellte die Entschärfung der Tota-
li tarismusdoktrin im Interesse der Ermöglichung einer flexibleren 
Ostpolitik nur einen Aspekt des Prozesses der Anpassung an die in 
der Entspannungsära modifizierten politischen und ideologiestrate-
gischen Interessen der monopolkapitalistischen Systeme dar. Ein an-

3 In der Bundesrepublik mit dem Erscheinen von Ernst Noltes Buch 
„Der Faschismus in seiner Epoche", München 1963, dem freilich Reinhard 
Kühnl in einer seine ideologischen Implikationen treffend aufdeckenden 
Kritik nachwies, daß es am Ende doch nur wieder auf „gleichsam eine 
abgeschwächte Variante der Totalitarismustheorie" hinausläuft. S. Rein-
hard Kühnl: Probleme einer Theorie über den internationalen Faschis-
mus, Teil I: Die Faschismuskonzeption Ernst Noltes, in: Politische Viertel-
jahreshefte, 11. Jg. (1970), Heft 2/3, S. 318 ff. (Zitat S. 339). 

4 Repräsentative Quellentexte des Beginns dieser Reformdebatte sind 
— neben solchen der klassischen Totalitarismustheorie — enthalten in: 
Bruno Seidel u. Siegfried Jenkner (Hrsg.): Wege der Totalitarismusfor-
schung. Darmstadt 1968, darunter vor allem die beiden Aufsätze von Peter 
Christian Ludz: Offene Fragen in der Totalitarismus-Forschung (erstver-
öfftl. in Politische Vierteljahresschrift 2, 1961, Heft 4), und: Entwurf einer 
soziologischen Theorie totalitär verfaßter Gesellschaften (erstveröfftl. in 
Sonderheft 8 der Kölner Zeitschrift für Soziologie und Sozialpsychologie, 
„Studien und Materialien zur Soziologie der DDR", Köln und Opladen 
1964). Einen Überblick vermittelt auch Klaus Hildebrand: Stufen der To-
talitarismus-Forschung, in: Politische Vierteljahresschrift 3/1968, und ders.: 
Totalitarismus-Forschung. Eine Bilanz, in: Neue Politische Literatur, 
Heft 1/1970. 
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derer Aspekt des gleichen Prozesses bestand in der verstärkten Ent-
wicklung oder Wiederaufnahme illiberal-antipluralistischer Integra-
tionsideologien, die im Kern auf die Rechtfertigung des Rufs nach 
einem „starken Staat" mit unbegrenzter Kompetenz zu gewaltsamer 
Krisenunterdrückung und entsprechenden Umformungen der formal-
demokratischen Verfassungen hinauslaufen. Ein dri t ter Aspekt 
schließlich bestand im Übergang der bürgerlichen Faschismustheorie 
von ihrer bisherigen Funktion, das Großkapital vom Faschismusvor-
wurf zu entlasten, zu einer nunmehr ersten vorsorglichen und vor-
sichtigen Rehabilitation des Faschismus selbst. Vor allem von zwei 
Ansätzen aus hat es die bürgerliche Theorie zuwegegebracht, diese 
scheinbar disparaten Elemente miteinander zu vermit teln und so im 
Ergebnis der Anfang der sechziger J ah re einsetzenden allgemeinen 
Umorientierung der strategischen politischen Ideologien den Bedürf -
nissen der neuen Periode gemäße multidisponible, je nach Opportu-
ni tät zur Rechtfertigung einer flexibleren Oststrategie wie einer an-
geblich faschismusverhindernden Politik der systemstabilisierenden 
inneren Reformen wie auch zur direkten Faschismusrechtfertigung 
einsetzbare Ideologien zu schaffen. 

Der eine dieser Ansätze war das unmit telbare Produkt der Revi-
sion der Totalitarismustheorie durch die Totali tarismustheoretiker 
selbst. Diese gleichsam hauseigene Theor ieüberprüfung vollzog sich 
in der Weise, daß nicht etwa das Kardinalgebrechen der besagten 
Theorie — ihr formalistischer Phänomenologismus, ihre Indifferenz 
gegenüber der Frage nach den sozialen Inhalten der politischen Er-
scheinungen und ihre Blindheit f ü r die Relevanz dieser Frage — zum 
Gegenstand der Kri t ik wurde 5 , sondern vielmehr vom Boden ihrer 
nach wie vor unbefragt bleibenden formalistischen Kategorien aus 
nu r die Wirklichkeit — die geschichtliche und gegenwärtige — der 
sozialistischen und faschistischen Staaten einer Neuuntersuchung dar-
aufhin unterzogen wurde, inwieweit sie die Kriterien des Totalitaris-
musbegriffs tatsächlich erfül l t habe oder erfülle. Nicht die Fragwür-
digkeit des Begriffs selbst, sondern nur allenfalls eine ihm nicht ent-
sprechende Wirklichkeit war auf diese Weise feststellbar, was es er-
möglichte, bei grundsätzlicher Aufrechterhal tung des Totalitarismus-
begriffs doch beliebige Systeme oder Staaten bzw. auch einzelne 
Phasen ihrer Entwicklung vom Totalitarismusvorwurf mit seiner un-
versöhnlichen Todfeindschaftsansage auszunehmen. Dies nun geschah 
hinsichtlich der sozialistischen Länder seitens einer Anzahl von Tota-
l i tarismusreformen in der Regel auf die Weise, daß sie die Gültigkeit 
der Totalitarismusdefinition f ü r die sozialistischen Länder bis zum 
Ende der Stalin-Ära bestätigten, sie f ü r die danach folgende Zeit 
aber problematisierten, ihre weitere uneingeschränkte Verwendbar-
keit als Beschreibung der inneren Wirklichkeit der sozialistischen 
Gesellschaften anzweifelten und damit der neuen Ostpolitik sekun-

5 Vgl. daraufhin sämtliche entsprechenden Texte in Seidel, Jenkner, 
a.a.O., nicht zuletzt auch die Einleitung von Bruno Seidel, wie des weite-
ren die Arbeiten von Nolte, Wolfgang Sauer, Martin Greiffenhagen u. a. 
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dier ten a . Es geschah aber auch hinsichtlich des Faschismus — gerade 
auch des deutschen —, und hier in der Weise, daß unter Anknüpfung 
an f rühe re Versuche, ihm eine f rakt ionier te Machtstruktur zuzu-
schreiben 7, nun zunehmend Machtkonflikte und „Pluralismus", mit-
hin etwas auch den kapitalistischen Demokratien Eigentümliches und 
ein formalistisches Demokratieverständnis schon f ü r sich genommen 
versöhnlich Stimmendes, in ihm entdeckt 8 wurden und daraus dann 
schließlich ein Teil der Reformtheoretiker das Fazit zog, daß im 
Gegensatz zum Sozialismus, der auf Grund seiner keinerlei. Pluralis-
mus ermöglichenden „Zentralverwaltungswirtschaft" unter die Tota-
li tarismusdefinition falle, der Faschismus niemals ein „wirklicher" 
Totalitarismus gewesen sei9 . Die Revision der Totalitarismustheorie 
durch ihre eigenen Verfechter endete so in der Aufhebung der totali-
tarismustheoretischen Gleichsetzung von Faschismus und Sozialismus 
zugunsten des Faschismus, im Interesse seiner positiven Abhebbar-
keit vom Sozialismus. Diese einseitige Entlastung des Faschismus 
vom Totalitarismusverdikt, die nu r als eine aus den Bedingungen 
der neuen Periode heraus begreifliche Werbung um ein günstigeres 

6 So vor allem Peter Christian Ludz, etwa bereits 1961 in seinem Auf-
satz: Totalitarismus oder Totalität? Zur Erforschung bolschewistischer Ge-
sellschaf ts- und Herrschaftssysteme, in: Soziale Welt, Heft 12/1961, sowie 
in: Entwurf einer soziologischen Theorie, a.a.O. 

7 Nämlich vor allem Franz Neumann: Behemoth. New York, London, 
Toronto 1942, und Ernst Fraenkel: The Dual State. New York, London, 
Toronto 1941. 

8 So beginnend mit Karl Dietrich Bracher, Wolfgang Sauer u. Gerhard 
Schulz: Die nationalsozialistische Machtergreifung. Köln, Opladen 1962, 
wo der Nationalsozialismus von Gerhard Schulz als „Polykratie", von 
Wolfgang Sauer als „neuer Pluralismus" charakterisiert, die Einstufung 
als „Totalitarismus" aber beibehalten wird. (Für das Festhalten von Bra-
cher, Sauer und Schulz am Totalitarismusbegriff s. als neuestes Zeugnis 
Gerhard Schulz: Faschismus — Nationalsozialismus. Versionen und theo-
retische Kontroversen 1922—1972. Frankfurt/M., Berlin/West, Wien 1974, 
wo Schulz vor einem Verzicht auf den Totalitarismusbegriff, in dem er 
den „größten Fortschritt von der Polemik des politischen Positionskampfes 
zur wissenschaftlich-theoretischen Darstellung" sieht — S. 167 —, mit den 
Worten warnt, er würde „einen Rückfall der Diskussionen . . . aus einer 
fruchtbar angewärmten Atmosphäre in sibirische Eiseskälte bedeuten" — 
S. 145 —.) Verstärkt dann bei Hans Mommsen: Beamtentum im Dritten 
Reich. Stuttgart 1966 (Schriftenreihe der Vierteljahreshefte für Zeitge-
schichte Bd. 13) und bei Martin Broszat: Der Staat Hitlers. Grundlegung 
und Entwicklung seiner inneren Verfassung. München 1969 (enthalten 
auch in: Deutsche Geschichte seit dem Ersten Weltkrieg, Bd. 1. Stuttgart 
1971), hier insbesondere das Kap. IX „Polykratie der Ressorts und Formen 
des Führerabsolutismus seit 1933" und die „Schlußbetrachtung". In die 
gleiche Richtung zielend auch Heinz Hohnes 1966 erschienene „Spiegel"-
Serie über die SS „Der Orden unter dem Totenkopf". 

9 S. Wolfgang Sauer: National Socialism: Totalitarism or Fascism?, in: 
The American Historical Review, 2/1967, dgl. Hans Mommsen: Beamten-
tum im Dritten Reich. Martin Greiffenhagen, Der Totalitarismusbegriff in 
der Regimenlehre, in: Politische Vierteljahresschrift 3/1968 (wiederabge-
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öffentliches Urteil über ihn verstanden werden kann, erweist sich 
nun aber gerade in ihrer Einseitigkeit auch als instrumentalisierbar 
druckt in: ders., R. Kühnl, J. B. Müller: Totalitarismus. Zur Problematik 
eines politischen Begriffs. München 1972) resümiert, ausgehend von der 
gängigen liberalimperialistischen Diffamierung des „Rousseauismus" — 
also gerade der fundamentaldemokratischen Idee der Volkssouveränität — 
als der Quelle des „Totalitarismus", daß „der Totalitarismusbegriff auf 
den Nationalsozialismus nur bedingt zutrifft", hingegen „auf die stalini-
stische Phase des .demokratischen Zentralismus' paßt" (in PVS S. 390). 
David Schoenbaum: Die braune Revolution. Köln-Berlin 1968, formuliert: 
„Der Faschismus ist nicht kommunistisch, er ist . . . nicht unbedingt tota-
litär" (S. 16). Die Tendenz zur Herausnahme des Faschismus aus dem To-
talitarismus-Vorwurf klang aber auch schon deutlich in Noltes Kritik am 
Totalitarismusbegriff an. Im Einleitungskapitel zu „Der Faschismus in 
seiner Epoche" hatte Nolte diesem Begriff vorgehalten: „wenn zwei Er-
scheinungen wesentliche Ähnlichkeiten aufweisen, die weder der gleichen 
Situation entwuchsen noch über ein vergleichbares Substrat verfügen noch 
sich zu ähnlichen Zwecken bekennen, dann ist diese Ähnlichkeit entweder 
eine bloß formale, oder die eine hat sich der anderen angeglichen"; im 
Anschluß an diese Kritik hatte Nolte den Vertretern des Totalitarismus-
Begriffs einen konstruktiven Tip zur Behebung seines Formalismus gege-
ben und sich für seine Beibehaltung in dem von ihm vorgeschlagenen Ver-
ständnis ausgesprochen: „Wenn nämlich für den Zweck des Totalitarismus 
der Totalitarismus selbst erklärt wird, ist der Begriff kein formaler mehr. 
Der Kampf gegen die Freiheit und Würde der Individuen erweist sich dann 
als substantieller Gehalt, und alle Zwecksetzungen (Befreiung des Volkes 
oder der Klasse, Ausschaltung kulturzerstörender Einflüsse, Schritthalten 
mit der Weltentwicklung usw.) enthüllen sich als bloße Vorwände. Dem so 
verstandenen Totalitarismus kann man jene ,Sympathie' versagen, die 
nach der Lehre der klassischen deutschen Geschichtsschreibung eine un-
abdingbare Voraussetzung der Objektivität ist...", denn, fährt er noch 
fort, der „Gegner" sei dann „nicht eigentlich der Wille einiger Menschen" 
(die es, ist damit wohl unausgesprochen gemeint, nach Dilthey nach-
erlebend zu verstehen gelte), „sondern der unerbittliche Zwang eines wi-
dermenschlichen Systems". Und unmittelbar anschließend, wie mit der 
Faust aufs Auge: „Wenn aber dem Faschismus die Aufrichtigkeit und 
Wirkungsmacht der subjektiven Zwecksetzungen, die eine der Haupt-
grundlagen seiner Unterschiedenheit sind, nicht abgestritten werden soll, 
muß dann nicht notwendig jene Sympathie zurückkehren?" Aufrichtigkeit 
der subjektiven Zwecksetzungen als Hauptunterschiedenheit des Faschis-
mus vom „Totalitarismus" — das war bereits die politologische wie mora-
lische Ausgrenzung des Faschismus aus dem Geltungsbereich des nun auf 
der anderen Seite noch unerbittlicher zugespitzten Totalitarismusbegriffs. 
Den Charakter des widermenschlichen Systems — für Nolte das Krite-
rium des „totalitären" Systems — dementiert Nolte für den Fall des Fa-
schismus ausdrücklich, indem er auf seinen eigenen rhetorischen Einwand, 
daß doch aber die „Untat", die der Faschismus „gerade als Faschismus in 
seiner extremsten Form" beging, mit nichts zu vergleichen sei und auch 
den Terror Stalins weit übertreffe, die Antwort gibt, wenn auch die juri-
stische Verantwortung für sie bei einem Menschen gelegen hätte, „so war 
sie doch in einer mächtigen und durchaus internationalen Tendenz des 
Denkens und Empfindens seit langem angelegt. Nicht ein widermensch-
liches System, von dem der Mensch sich distanzieren könnte, führte zu 
ihr, sondern gerade nur allzu menschliche Sorgen und Ängste" (a.a.O., 
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f ü r die ideenpolitische10 Untermauerung der Ostpolitik. Denn indem 
der Faschismus aus der Subsummierbarkei t unter die Totalitarismus-
definition mit der Begründung herausgenommen wird, daß er doch 
letztendlich pluralistische S t ruk turen aufweise, ist auch schon den 
sozialistischen Ländern f ü r den Fall, daß sie nu r ihrerseits ebenfalls 
die Entwicklung von Ansätzen pluralistischer Machtstrukturen er-
kennen ließen, die gleiche Entlastung vom Totalitarismusvorwurf in 
Aussicht gestellt und der westlichen Politik die Empfehlung der Ein-
wirkung auf sie im Sinne der Förderung solcher inneren Entwick-
lungen und damit ihre idealistische Deutung und ethische Strategie 
gegeben. 

S. 34 f.). Als dem „ungeheuerlichsten Versuch", dieser „Ratlosigkeit" zu 
steuern aber könne man dem Faschismus „jene ,Sympathie' nicht versa-
gen, von der zu Anfang die Rede war" (a.a.O., S. 545). Da Nolte den Fa-
schismus als Reaktion auf Marxismus und Sozialismusgefahr — und damit 
eben nicht als eine terroristische Unternehmung um ihrer selbst willen, 
sondern als eine um eines Zieles willen, das kein Vorwand ist — inter-
pretiert, ist nicht nur nach seiner Definition der Faschismus kein Totali-
tarismus, sondern es dürfte auch der Umstand, daß die Richtung dieses 
Ziels, der Kampf gegen Marxismus und Sozialismus, grundsätzlich von 
ihm geteilt wird, sein Bedürfnis nach nicht gänzlich dem Faschismus zu 
verweigernder Sympathie wie die schon von Wolfgang Schieder festge-
stellte „gefährliche Nähe immanenter Rechtfertigung", in die seine „phä-
nomenologische" Faschismus-Deutung gerät, verständlicher machen (s. 
hierzu auch in Kühnls Nolte-Kritik die Bemerkungen im Anschluß an das 
dort wiedergegebene Schieder-Zitat, a.a.O., S. 338 Anm. 78). 

In den Kreis der den Faschismus rehabilitierenden Bestrebungen gehört 
vor allem auch der von Nolte zu unterscheidende, sich gegenwärtig in den 
USA ausbreitende Ruf nach Liquidation des Faschismusbegriffs über-
haupt, den Turner, der sich am rührigsten — und hinsichtlich der politi-
schen Motivation wieder am offensten — auch in der Bundesrepublik 
darum bemüht, mit den Worten begründet: „Wenn ein Gattungsbegriff . . . 
mehr Unklarheit und Verwirrung als Klarheit schafft, ist sein Gebrauch 
nicht mehr gerechtfertigt. Es ist an der Zeit, zu überlegen, ob dies für den 
Begriff Faschismus' gilt. . . . Seine Urheber waren hauptsächlich die mar-
xistischen Gegner, die . . . den Trugschluß zogen, die beiden Bewegungen 
in Italien und Deutschland seien Zwillingsagenten des .Finanzkapitals'. 
. . . Von zahllosen Politikern beschworen und in den Massenblättern ver-
breitet, wurde der Begriff schließlich auch von Wissenschaftlern unkritisch 
übernommen. In vieler Hinsicht war er ein typisches Erzeugnis unserer 
geschwätzigen und voreiligen Zeit, die sozialen und politischen Erschei-
nungen, noch ehe sie voll ausgebildet sind, Gattungsetikette aufklebt." Es 
scheint ihm „nicht ratsam zu sein, weiterhin Untersuchungen zum Fa-
schismus anzustellen, die von der Existenz eines solchen Gattungsphäno-
mens ausgehen. Statt dessen sollte sorgfältig erwogen werden, ob einige 
oder sogar alle faschistisch' genannten Bewegungen und Regimes nicht 
sinnvoller anders klassifiziert werden könnten" (Turner, Faschismus und 
Kapitalismus in Deutschland, a.a.O., S. 180 f.). 

10 Zum Begriff „Ideenpolitik" wie zum weiter unten verwandten Be-
griff „ethische Strategie" und deren Herkunft aus der Konzeption des 
ethischen Imperialismus s. Reinhard Opitz: Der deutsche Sozialliberalis-
mus 1917—1933. Köln 1973. 
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Den zweiten Ansatz stellt die in den USA in Zusammenhang mit 
der Ausbildung der Industriegesellschaftstheorie entwickelte und in 
ihrem Kontext einen zentralen Platz einnehmende geschichtsphilo-
sophische Kategorie der „modernization" dar, in der der heutige 
industrielle Kapitalismus sich zum Sinrç des Geschichtsprozesses setzt 
und dementsprechend seine eigene Entwicklung zum Inhalt des Fort-
schritts. Im Lichte dieser Geschichtsdeutung erscheint der Faschismus 
zunächst als eine Rebellion gegen die industriekapitalistische Ent-
wicklung, als Aufstand vorindustrieller oder in vorindustriellen Men-
tali täten befangener Gesellschaftsschichten gegen die Industrialisie-
rungsdynamik und damit als irrationaler „Ant imodern ismus" u . 
Doch über der Frage, wann und unter welchen Umständen es zu sol-
chen antiindustriellen Rebeilionen kommt, nahm diese in ihrem Aus-
gangspunkt den schon f r ü h e r kursierenden Deutungen des Faschis-
mus als Mittelstands- oder Agrarrevolte gleichende und verpflich-
tete Entstehungserklärung bei einer zunehmenden Zahl ihrer Ver-
t re ter eine brisante Wendung 1 2 . Denn als die Ursache derart iger Auf-
lehnungen gegen den industriellen Fortschritt vermeinten sie das 
Versäumnis rechtzeitiger systeminnovierender, die Gesellschaft mit 
dem jeweils erreichten Industrialisierungsstand und seinen Erfor-
dernissen friedlich und kontinuierlich synchronisierender Reformen 
bzw. die Reformunfähigkeit des vorfaschistischen Staats erkennen zu 
können. Damit verlagerte sich einmal, entsprechend der Kritik der 
„Wirtschaft" an den heutigen parlamentarischen Systemen, die Ver-
antwortung f ü r eventuellen Faschismus auf die angebliche Schwäche 
des formaldemokratischen Regierungssystems, auf das Fehlen einer 
vom gesellschaftlichen Interessenpluralismus unabhängigen Staats-

11 So z.B. bei S. N. Eisenstadt: Modernization: Protest and Change. 
Englewood Cliffs 1966 (auch ders.: Breakdowns of Modernization, in: Eco-
nomic Development and Cultural Change, XII/1964); Barrington Moore: 
Soziale Ursprünge von Diktatur und Demokratie, Frankfurt/M. 1969; 
J. P. Nettl und Roland Robertson: International Systems and the Moder-
nization of Societies. New York 1968; Ralf Dahrendorf: Gesellschaft und 
Demokratie in Deutschland. München 1965; Turner, a.a.O. (s. hier insbes. 
S. 162 ff.), aber auch Wolfgang Sauer a.a.O. (insbes. S. 417 ff.). Eine An-
zahl von Autoren stützt, wie Sauer, den Begriff der „Modernization" 
wirtschaftstheoretisch auf Walt W. Rostows Wachstumstheorie (s. Walt 
Whitman Rostow: Stadien wirtschaftlichen Wachstums. Eine Alternative 
zur marxistischen Entwicklungstheorie. Göttingen o. J. [I960]). Als Stamm-
vater des modernization-Ansatzes muß freilich bereits Franz Borkenau 
mit seinem Aufsatz „Zur Soziologie des Faschismus" in: Archiv für Sozial-
wissenschaft und Sozialpolitik, 68/1933 (wiederabgedruckt in Ernst Nolte 
[Hrsg.] : Theorien über den Faschismus. Köln-Berlin 1967, S. 156 ff.) gelten. 

12 So vor allem bei David Apter: The Politics of Modernization. Chi-
cago 1965; C. E. Black: The Dynamics of Modernization. New York 1966; 
A. F. K. Organski: The Stages of Political Development. New York 1965; 
Dahrendorf, a.a.O.; Schoenbaum, a.a.O. (hier insbes. S. 332 ff. u. S. 348); 
Moore, a.a.O. (hier insbes. S. 14 und S. 577ff.); Turner, a.a.O. (hier insbes. 
S. 172); Broszat, a.a.O. (hier insbes. in der Schlußbetrachtung S. 824). Als 
Vorläufer s. ebenfalls wieder Borkenau. 
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autorität , die die von der Großindustrie je f ü r notwendig gehaltenen 
Gesellschaftsreformen ohne verwässernde Kompromisse durchzuset-
zen vermöchte bzw. auf diejenigen Kräf te , die in ihrem Zusammen-
wirken die Fähigkeit der Regierung zu einem kraf tvol len Handeln 
paralysierten, auf das nach bekannter Schablone den modernen 
Staatsverfal l bewirkende System der „Interessentenherrschaft" 
also 13. Zum anderen jedoch rückte damit die antimodernistische fa-
schistische Revolte auf einmal in ein quali tativ neues Licht, ins Licht 
nämlich des historisch legitimen und notwendigen Aufstands gegen 
diese Versäumnisse und gegen die Handlungsohnmacht des vorfa-
schistischen Staats, wenn auch unternommen von den Krä f t en ge-
rade des antiindustriellen Ressentiments, die ihrem subjekt iven Wol-
len nach zu einer Revolution gegen den weiteren industriegesell-
schaftlichen Fortschritt angetreten sind, jedoch von der „List der 
Vernunf t" — wie nun in einem Salto mortale gefolgert wird, der 
unfreiwill ig der Wahrheit über das Verhältnis von Industr iekapita-
lismus und Faschismus näherkommt als alles bisher aus bürgerlicher 
Quelle zu Hörende — gegen ihre eigene antimodernistische Ideologie 
zum Vollstrecker gerade eben jenes Fortschritts gemacht werden. Sie 
vollziehen in dieser Sicht die historisch überfällige Anpassung der 
Gesellschaftsstrukturen an die industriekapitalistischen Produktions-
erfordernisse als blindes Werkzeug der Geschichte auf gewaltsam-
revolutionärem Wege, indem sie entgegen den ursprünglichen In-
tentionen ihrer Bewegung mit ihrer Machtübernahme den erfor-
derlichen „Modernisierungsschub" in die Wege leiten und damit eine 
echte, weil geschichtsnotwendige „soziale Revolution" durchführen 1 4 . 

13 Zur Tradition dieses liberalimperialistischen Antipluralismus, der in 
der Weimarer Republik seinen politischen Ausdruck in Hermann Dietrichs 
Wort vom „Interessentenhaufen" und in der Agitation des Großkapitals 
gegen die Weimarer Verfassung, seine theoretische Artikulation bei Carl 
Schmitt fand und in Franz Borkenaas Erklärung des deutschen Faschis-
mus als Modernisierung der Staatsstruktur vollinhaltlich wiederkehrt 
(s. in Nolte, Theorien, a.a.O., vor allem S. 172 f.), vgl. nach 1945 für die 
Bundesrepublik die bereits Ende der fünfziger Jahre erneut anschwel-
lende großindustrielle Verfassungskritik, die ihren ersten Kulminations-
punkt 1965 in Erhards Konzeption einer „formierten Gesellschaft" er-
reichte und danach in einer Anzahl größerer zusammenhängender Ver-
fassungsänderungen (Stabilitätsgesetz, Finanzreform, Notstandsgesetz-
gebung) in einigen vorgezogenen Punkten in die Praxis umgesetzt und in 
ihren weiteren und weitergehenden Zielen zum Inhalt und Gegenstand 
der noch immer anhaltenden Bemühungen um eine generelle Neufassung 
(Dichgans: „Totalrevision") des Grundgesetzes wurde (s. auch Anm. 15, 
17 und 26). 

14 Dahrendorf, a.a.O., S. 432: „Der Nationalsozialismus hat für Deutsch-
land die in den Verwerfungen des kaiserlichen Deutschland verloren-
gegangene, durch die Wirrnisse der Weimarer Republik aufgehaltene 
soziale Revolution vollzogen. . . . Der brutale Bruch mit der Tradition und 
Stoß in die Modernität ist . . . das inhaltliche Merkmal der sozialen Revo-
lution des Nationalsozialismus." Die Nationalsozialisten „mußten die Re-
volution auslösen, um sich an der Macht zu halten" (S. 433). „Hitler 
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Das vor dem Faschismus stehende Wertvorzeichen hat sich somit ins 
Gegenteil verkehrt . Er ist nunmehr nur noch in seinen Ursprüngen 
und in seiner Eigenschaft als oppositionelle Bewegung „antimoder-
nistisch", als zur Macht gelangter und zum System gewordener Fa-
schismus hingegen gerade umgekehr t der sich gegen die anarchi-
sche Selbstlähmung und Stagnation des pluralistischen Parteien- und 
Verbändestaats 15 und über diesen hinweg mit Gewalt durchsetzende 
Fortschritt und jeder Widerstand gegen zur Macht gelangten Faschis-

brauchte die Modernität, so wenig er sie mochte." (S. 434) „Die national-
sozialistischen Führer hatten nur die Wahl, wieder abzutreten oder eine 
soziale Revolution in Deutschland mit aller Brutalität in die Wege zu 
leiten" (S. 437). „... es war Hitler, der jene Transformation der deutschen 
Gesellschaft bewirkte, die auch die Verfassung der Freiheit erst möglich 
macht" (S. 442). Ähnlich Schoenbaum: „Was im Jahre 1918 nicht geschehen 
war, geschah 1933." (op. zit. S. 338) „Tatsächlich fand eine Revolution statt: 
ein Umsturz der Klassenstruktur und eine Veränderung des sozialen Sta-
tus des einzelnen." (S. 333) Zum Theorem von der nationalsozialistischen 
Modernisierung „wider Willen" (bei Dahrendorf a.a.O. S. 442) s. Schoen-
baum, a.a.O. S. 348. Dgl. Turner, unter Anlehnung an Schoenbaum: „die 
Nationalsozialisten mußten zwangsläufig ,Modernization' praktizieren, um 
ihre im Grunde fortschrittsfeindlichen Ziele verfolgen zu können." (op. zit. 
S. 172) Ganz ähnlich auch Sauer, op zit. S. 418. Als „soziale Revolution", 
die die „Basis des traditionellen Widerstandes gegen Modernität und Li-
beralität" zerstörte und damit der „demokratisehe(n) Selbstbestimmung" 
nach Hitler den Weg bahnte, charakterisiert auch Broszat, op. zit. S. 824, 
den Nationalsozialismus. Die Rehabilitation Hitlers als Pionier der Moder-
nität und Wegbereiter der Demokratie („Figur der deutschen Sozialrevolu-
tion", „in Wirklichkeit die deutsche Erscheinung der Revolution", der 
Mann, der „sowohl Deutschland als auch weite Teile der von seiner Dy-
namik erreichten Welt ins 20. Jahrhundert befördert" habe) neuerdings 
am massivsten bei Joachim C. Fest: Hitler. Eine Biographie. Frankfurt/M. -
Berlin - Wien 1973. 

15 Zur polemischen Offensivideologie von der angeblichen anarchischen 
Selbstlähmung, „Immobilität" und „Erstarrung" des „pluralistisch ver-
machteten" Staats, die ihrerseits auf der älteren apologetischen Ideologie 
von der „pluralistischen Gesellschaft" fußt und in der Tradition Carl 
Schmitts ihre gesamte antidemokratische Munition gerade aus deren Für-
wahrhalten, also der Suggestion einer tatsächlich gegebenen — und nach 
ihrer Darstellung selbstmörderisch hypertrophierten und daher durch eine 
Verfassungsreform zu beseitigenden — pluralistischen Machtstruktur in 
der Gesellschaft bezieht, s. z. B. Ralf Dahrendorfs Begriff vom „Kartell 
der Angst" (a.a.O., S. 297, zu seiner konflikttheoretischen Begründung et-
wa Dahrendorfs Abhandlung „Herrschaft und Ungleichheit" in: ders.: 
Pfade aus Utopia. München 1967, S. 314 ff.), der sich an David Riesmans 
Einschätzung der heutigen monopolkapitalistischen Gesellschaften als Ge-
sellschaften von „amorpher Herrschaftsstruktur" anlehnt, oder auch, 
gleichsam als Handbuch des Argumentenhaushalts des imperialistischen 
Antipluralismus, den von Götz Briefs herausgegebenen Sammelband 
„Laissez-faire-Pluralismus. Demokratie und Wirtschaft des gegenwärtigen 
Zeitalters", Berlin/West 1966, hier insbesondere den von Briefs verfaßten 
ersten Teil „Staat und Wirtschaft im Zeitalter der Interessenverbände". 
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mus daher nun objektiv reak t ionär i e , jede Zusammenarbeit mit ihm 
aber Geburtshilfe am Gesellschaftsfortschritt in diesem Lande und 
zugleich der einzig sinnvolle Beitrag zur Ermöglichung raschen Über-
flüssigwerdens seiner anfangs notwendigen Gewalttätigkeit . Eine 
solche Deutung kommt dem internationalen Monopolkapital in einer 
Periode, in der eine seiner ideologischen Hauptsorgen in der öffent-
lichen Rechtfertigung seiner Zusammenarbei t mi t den von ihm selbst 
in den Sattel gehobenen neuen faschistischen Juntaregimen besteht, 
wie gerufen. Sie eignet sich aber natürlich auch jederzeit zur Recht-
fer t igung einer Faschismuserrichtung im eigenen Lande. Auch diese 
Deutung zeichnet sich in charakteristischer Weise durch das perio-
denspezifische Merkmal der Multidisponibilität aus. Leistet sie einer-
seits die Aufwer tung des Faschismus zu einem Vehikel des Ge-
schichtsfortschritts, so stellt sie andererseits doch zuerst die Mahnung 
an die Gesellschaft dar, sich dessen schmerzhafte Gewaltsamkeit 
durch rechtzeitiges williges Eingehen auf die vom Monopolkapital 
jeweils fü r notwendig erachteten Operationen am Gesellschaftsorga-
nismus zu ersparen. Die Gesellschaft kann dies durch permanente 
Einmütigkeit über den Inhalt der permanenten Gesellschaftsreform 
oder zuverlässiger durch Herstellung einer den gesellschaftlichen 
Kräf ten überhobenen, mit der erforderlichen Reformallmacht ausge-
statteten starken Staatsautori tät1 7 . Mithin erweist sich diese Faschis-
musdeutung als eine sozialliberale Formierungsideologie, die den 
Faschismus als letzten Nothelfer nur schon vorsorglich rehabilitiert. 
Wiederum aber ist dri t ten ihre Ausgangskategorie, der moderniza-
tion-Begriff als die komprimierte Essenz der Industriegesellschafts-
theorie, in Anwendung auf den Systemgegensatz unter dem Namen 
Konvergenztheorie wirksam geworden und spielt in dieser Ausfor-* 

16 So expressis verbis Dahrendorf: „Wenn es richtig ist, daß das Nazi-
Regime . . . eine soziale Revolution bewirken mußte, dann läßt sich der 
Widerstand gegen- das Regime als gegenrevolutionär beschreiben. Sein In-
halt liegt dann in dem Versuch, den vorrevolutionären Zustand wieder-
herzustellen. . . . Während die soziale Revolution des Nationalsozialismus 
der Durchsetzung totalitärer Formen galt, aber damit zugleich die Grund-
lagen liberaler Modernität schaffen mußte, läßt die Gegenrevolution sich 
nur als Aufstand der Tradition, damit auch Illiberalität und des Autori-
tarismus einer nachwirkenden Vergangenheit verstehen" (a.a.O., S. 442). 
Die Deutung des Faschismus als „Modernisierung" zieht, wie man sieht, 
mit eiserner Logik die Diffamierung des Antifaschismus nach sich. 

17 Zum gegenwärtigen Anwachsen des Rufs nach einer solchen star-
ken Staatsautorität in der BRD von etwa einem derartigen Argumenta-
tionshintergrund aus vgl. als jüngste Zeugnisse z. B. das Referat von Kurt 
Biedenkopf auf dem Wirtschaftstag der CDU am 27./28. 3. 1974 in Bonn 
(dgl. die nur drastischere Wiederholung seiner Tendenz im anschließenden 
Referat von Strauß), ferner als für die Argumentationsschablone beson-
ders prototypische Texte Richard von Weizsäcker: Der Staat muß gestärkt 
werden. Gedanken zur Verbindung von Macht und Verantwortung, in: 
Evangelische Kommentare Heft 5/1974, und Conrad Ahlers: Die Konfron-
tation zwischen Staat und Gesellschaft, in: Wirtschaftswoche Nr. 19 vom 
3. 5. 1974. 
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mung unter den ostpolitisch relevanten operativen Ideologien des 
Westens eine zentrale Rolle. 

Die Ausbildung dieser beiden Ansätze zu einer Faschismusreha-
bili t ierung — des neo-totalitarismustheoretischen, demzufolge nur 
noch Sozialismus Totalitarismus ist, und des modernization-Ansatzes, 
demzufolge Faschismus ein Schritt in die „Modernität" is t1 8 — ist 
das wesentliche bisherige Ergebnis der fünfzehnjähr igen bürgerli-
chen Faschismusdiskussion seit ihrer Wiederbelebung anfangs der 
sechziger Jahre , sieht man von derjenigen Li te ra tur ab, die unver-
drossen vorreformerische Positionen, also vor allem die klassische 
Totalitarismusversion, weiterreproduziert, sowie von einigen an spä-
terer Stelle im Rahmen der Behandlung der Mittelstandstheorien zu 
erwähnenden neuen Akzentuierungen. Die Abhängigkeit ihrer Fa-
schismusdeutungen von den je aktuellen strategischen Interessen 
des Kapitalismus, ihre eigene politische Standortgebundenheit oder 
kurz: ihren Klassencharakter hat die bürgerliche Faschismusfor-
schung damit auf wohl kaum noch anzweifelbare und schwerlich zu 
überbietende Weise selbst zu erkennen gegeben. 

Die Analyse des Faschismus als Problem der antifaschistischen 
Strategie 

Tatsächliche Fortschrit te in der Erkenntnis der Faschismusentste-
hung wird man gerade auf Grund der Interessenbezogenheit aller 
Wissenschaft nur von der kapitalismuskritischen oder „linken" 
Theoriediskussion erwar ten können. Diese jedoch differenzierte sich 
mit dem Übergang des Kalten Krieges in die neue, gegenwärtige 
politische Periode ebenfalls. Denn die nun zunehmenden, ein An-
schwellen der antikapitalistischen Stimmungen hervorrufenden Kri-
sen des Kapitalismus und die reaktualisierte Faschismusgefahr 
zwangen die politische Linke zu einer der neuen Periode entspre-
chenden Verdeutlichung ihrer strategischen Vorstellungen. Damit 
mußten ihre richtungsmäßige Inhomogenität, die der Linken s t ruk-
turell innewohnende Differenz zwischen kleinbürgerlich-liberaler 
sowie kleinbürgerlich-anarchistischer und demokratischer Richtung, 
wieder deutlicher zutagetreten und sich in kontrastierenden Strate-
giekonzeptionen niederschlagen. Da deren Kern die Bündnisfrage, 
die Frage also der Zuordnung der verschiedenen Sozialgruppen und 
politischen Krä f t e zu den die gegebene kapitalistische Machtordnung 
in jedem Falle bis zum äußersten verteidigenden und den Faschismus 
mit t ragenden bzw. umgekehrt zu den potentiell f ü r den Kampf gegen 
Faschismus und Imperialismus gewinnbaren Potentialen ist, ließen 
sie sich zu einem wesentlichen Teil nur in Form einer faschismus-
theoretischen Auseinandersetzung und insonderheit über die Einstu-
fung der Mittelschichten als der Sozialgruppe, von deren Einschät-

18 Seine andere Anwendungsvariante, in der der Faschismus bis zum 
Ende als bloßer „Antimodernismus" und somit gerade als Unterbrechung 
und Rückschlag des „Modernisierungsprozesses" erscheint, wird demge-
genüber immer seltener vertreten. 
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zung Tauglichkeit oder Untauglichkeit der Volksfrontstrategie ab-
hängt, ausdiskutieren und gegeneinander profilieren. 

Es liegt auf der Hand, daß Faschismus, wo er akut droht, weil die 
herrschende Klasse ihn will, nur von den demokratischen Kräften 
der Gesellschaft abgewehrt werden kann und der Erfolg dieser Ab-
wehr daher vollständig von deren Stärke abhängt, diese aber wie-
derum nicht schon allein durch eine bestimmte Quantität des aktions-
willigen Potentials garantiert ist, sondern ebenso aus dem Vermögen 
zu einer realistischen Lageeinschätzung und einer richtigen Strategie 
besteht und damit entscheidend mitbestimmt ist vom Grade des 
Einblicks in die gesellschaftlichen Zusammenhänge der politischen 
Erscheinungen. Daher aber kommt der unter den demokratischen 
Kräftegruppierungen geführten Diskussion über verschiedene Ent-
stehungserklärungen des Faschismus eine kaum zu überschätzende 
allgemeine Bedeutung zu, so esoterisch und spezialistisch sie sich mit-
unter auch ausnehmen mag, weil sie ein unmittelbarer Teil der Ent-
wicklung des demokratischen Aktivpotentials selbst ist und inr Ver-
lauf über dessen gesamte weitere Strategie und damit auch über 
dessen eigene künftige Konsolidierung oder Zersplitterung, seine 
Ausweitung oder Regression, seine zunehmende oder abnehmende 
Fähigkeit, auf den Gang der politischen Entwicklung tatsächlich Ein-
f luß zu nehmen, mitentscheidet. So aber ist es auch alles andere als 
gleichgültig, wenn sich im Zuge der faschismustheoretischen Rich-
tungsdifferenzierung innerhalb der Linken Theorieelemente ausbrei-
ten, die ungewollt, aber gleichwohl nicht zufällig, Brückenschläge 
zum modernization-Ansatz und anderen imperialistischen Theorie-
ansätzen herstellen. Überhaupt hat die Renaissance nanezu aller 
einmal in den zwanziger und dreißiger Jahren kursierenden Ent-
stehungserklärungen des Faschismus gerade in die linke Debatte, so 
ergiebig und unerläßlich die Aufarbeitung der früheren Diskussion 
war und es weiterhin ist, eine Fülle von Begriffen, Teilansätzen, 
theoriehaltigen Redensarten etc. eingeschwemmt, deren einstiger 
konkreter politischer Stellenwert oftmals nicht mehr bewußt ist und 
von denen ein nicht geringer Teil Quellen von zweifelhafter antifa-
schistischer Reputation, wie etwa der damaligen sozialdemokratischen 
Apologetik, ein anderer direkt großbürgerlichen, z. T. nur eben schon 
längere Zeit in Vergessenheit geratenen und daher jetzt wieder 
wie neu wirkenden Theorien entstammt und die heute im Zuge der 
innerlinken Theoriendifferenzierung, im Bedürfnis nach Profilie-
rung und Abstützung der je differenzierten eigenen Position auf 
mitunter erstaunlich sorglose Weise einer tendenziell linken, d. h. 
kapitalismuskritischen theoretischen Position kompiliert werden. Es 
empfiehlt sich daher ein typologisierender Überblick über die wich-
tigsten bisherigen Ansätze einer genetischen Faschismuserklärung. 

Ansätze zur Entstehungserklärung des Faschismus 
Es läge nahe, die verschiedenen entstehungstheoretischen Erklä-

rungsansätze, die sich seit dem Beginn der Faschismusdiskussion in 
den zwanziger Jahren herausgebildet haben, unter dem Gesichts-
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punk t zu Gruppen zusammenzufassen, ob sie den Faschismus aus 
dem Kapitalismus oder gerade aus spezifisch nichtkapitalistischen 
Elementen, ob überhaupt aus einer best immten Gesellschaftsforma-
tion und bestimmten Sozialgruppen oder aus anderen Ursachen her-
leiten und als wessen Herrschaft sie den zur Macht gelangten Fa-
schismus identifizieren. Doch eine solche Einteilung wäre mehr an 
den Resultaten der Faschismustheorien als an den Ausgangsebenen 
ihrer Entstehungserklärungen, auf die es hier ankommt, orientiert. 
Eine Typologie der entstehungstheoretischen Erklärungsansätze — 
die oft nur innerhalb einer Faschismus-Theorie als ein Element 
neben anderen auf t re ten oder auch außerhalb eines jeden weiteren 
ausgeführten Kontextes als ein nur einmal geäußerter Gedanke exi-
stieren können — müßte hingegen uhgefähr folgende Gruppen un-
terscheiden: 1) die irrationalistischen und individualisierenden, 2) die 
geistesgeschichtlichen, 3) die sozialpsychologischen, 4) die organisa-
tions- und bürokratietheoretischen, 5) die krisen- und systemtheore-
tischen, 6) die sozioökonomischen Ansätze. 

Zur Gruppe der irrationalistischen Ansätze zählen diejenigen Deu-
tungen, die den Faschismus auf übersinnliche Faktoren, aber auch 
auf Ursachengrößen wie „Schicksal", „unerforschliches Verhängnis" 
oder einen — stets ebenso mystisch bleibenden — „Volkscharakter" 
zurückführen und ihn damit aus einer jeweils noch größeren Uner-
klärlichkeit zu erklären versuchen19; zu den individualisierenden An-
sätzen diejenigen, die ihn aus der Person, dem „Charisma" des f a -
schistischen Führers herlei ten2 0 (statt die Personwirkung aus der 
Gesellschaft zu erklären). Diesen Ansätzen geht von vornherein jed-
weder Wissensdiaftscharakter ab, sie sind bestenfalls im vorwissen-

19 Zu ihr gehören alle Theorien, die einen absoluten Kontinuitätsbruch 
zwischen der faschistischen und der vorfaschistisch-kapitalistischen Ge-
sellschaft behaupten (Diskontinuitätstheorien). Sie sind irrationalistisch, 
weil sie die Unableitbarkeit des Faschismus aus der Geschichte unter-
stellen und ihn als gleichsam eine historische Naturkatastrophe, eine 
unheimliche Eruption, unerklärliche Krankheit, Volkspsychose usw., also 
als irrationales Ereignis, beschreiben wie zuerst in Italien Benedetto 
Croce mit seiner Interpretation des Faschismus als „Parenthese" und nach 
ihm zunächst nahezu die gesamte liberale Historiographie, in Deutschland 
etwa Friedrich Meinecke und Gerhard Ritter, gegenwärtig u. a. Theodor 
Schieder. Insbesondere gehört hierhin aber auch Hannah Arendt, bei der 
es programmatisch heißt: „Zu erklären ist das totalitäre Phänomen aus 
seinen Elementen und Ursprüngen so wenig und vielleicht noch weniger 
als andere geschichtliche Ereignisse von großer Tragweite. (In diesem 
Sinne ist der Glaube an Kausalität in den Geschichtswissenschaften ein 
Aberglaube...). . . Das Entsetzen gilt . . . der Tatsache, daß dies Neue den 
Kontinuitätszusammenhang unserer Geschichte und die Begriffe und Ka-
tegorien unseres politischen Denkens sprengt." (Hannah Arendt: Elemente 
und Ursprünge totaler Herrschaft. Frankfurt/M. 1955, zit. nach dem Aus-
zug in Seidel, Jenkner, Wege, a.a.O., S. 136.) 

20 So in Deutschland in den Weimarer Jahren z.B. Theodor Heuß: 
Hitlers Weg. Eine historisch-politische Studie über den Nationalsozialis-
mus. Stuttgart - Berlin - Leipzig 1932. 
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schaftlichen Felde angesiedelt, wenn nicht geradewegs antiwissen-
schaftlich, und können zur Erkenntnis der Faschismusentstehung 
prinzipiell nichts beitragen. 

Nicht viel anderes gilt trotz ihres wissenschaftlich meist sehr viel 
anspruchsvolleren Auft re tens f ü r die geistesgeschichtlichen Entste-
hungserklärungen. Noch so eindrucksvoll konstruier te ideengeschicht-
liche Ahnenreihen vermögen ohne das von ihren Autoren ver-
schmähte Hinabsteigen in die Niederungen der Sozialökonomie keine 
Antwort auf die Frage zu geben, warum gerade diese aufgezeigte 
und nicht eine der anderen, daneben doch auch existierenden geistes-
geschichtlichen Traditionslinien in einem bestimmten Augenblick 
politisch t r iumphier te und die konkurrierenden Traditionen illegali-
sieren konnte. Die ult ima ratio geistesgeschichtlicher Faschismus-
erklärungen bleibt die Erklärung des Faschismus aus seiner eigenen 
— ihrerseits unerk lär t bleibenden bzw. nur wieder auf f rühe re Ideo-
logien zurückgeführten — Ideologie21. 

Die wissenschaftliche Irrelevanz der zu diesen beiden ersten Grup-
pen gehörenden Erklärungsansätze bedeutet nun aber freilich keines-
wegs, daß sie nicht in der bürgerlichen Wissenschaft vertreten und 
vor allem auch in der Öffentlichkeit weit verbreitet und dort politisch 
wirksam wären. Denn einmal sind gerade sie der genuine Ausdruck 
des bürgerlichen Gesellschaftsbewußtseins, das sich von den sozialen 
Erscheinungen nur immer durch deren Personalisierung und Ideali-
sierung — d. h. Ablösung von ihrem systemspezifischen sozialökono-

21 Hierzu gehören alle Herleitungen des Faschismus aus einer „Krise 
des Geistes", bestimmten kollektiven historischen Geisteshaltungen, ein-
zelnen geistigen Strömungen oder gar seine Rückführung auf einzelne 
ihrer Repräsentanten, sei es also auf Nietzsche, Sorel, Möller van den 
Bruck, Edmund Burke, Hegel oder Plato, auf Bismarck, den „Geist Preu-
ßens" und Friedrich II., auf d'Annunzio, den Futurismus, den Aktualis-
mus, die deutsche Romantik usw. usw. Vor allem aber auch alle Her-
leitungen des als „Totalitarismus" gedeuteten Faschismus auf den Rous-
seauismus (J. L. Talmon: Die Ursprünge der totalitären Demokratie. 
Köln-Opladen 1961, und ders.: Politischer Messianismus. Die romantische 
Phase. Köln-Opladen 1963) oder den Piatonismus (K. R. Popper: Die of-
fene Gesellschaft und ihre Feinde, 2 Bde. Bern 1957/1958). Zu den ersten 
deutschen Vertretern eines totalitarismustheoretisch orientierten ideen-
geschichtlichen Erklärungsansatzes gehört Waldemar Gurian mit seinem 
Buch: Der Bolschewismus. Einführung in Geschichte und Lehre. Freiburg 
1931. In Nolte, Theorien, a.a.O., sind Beispiele einer vorwiegend geistes-
geschichtlichen Faschismuserklärung der Text von Augusto del Noce und 
der Auszug aus Hermann Rauschning, Die Revolution des Nihilismus, Zü-
rich 1938. Nicht zuletzt aber gehört als derzeit prominentester Vertreter 
eines solchen Ansatzes in der BRD Ernst Nolte selbst mit „Der Faschis-
mus in seiner Epoche" und der dort gegebenen Definition des Faschismus 
als „Widerstand gegen die praktische Transzendenz und Kampf gegen die 
theoretische Transzendenz in einem" (S. 544), insbesondere ihren Herlei-
tungen und der entsprechend ausschließlichen Erklärung des Faschismus 
aus der intellektuellen Entwicklung und Ideologie seiner Führer, in diese 
Kategorie. 
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mischen Kontext — einen Begriff zu verschaffen vermag, der seiner 
eigenen Konstitution, der Verkürzung seines Wirklichkeitsverständ-
nisses auf die Welt des Augenfällig-Empirischen, gemäß und ihm, 
daher spontan zugänglich ist. Sie stellen daher auch tatsächlich die 
ursprünglichen Ansätze des bürgerlichen Faschismusverständnisses 
dar, die erst durch die Konfrontat ion mit der marxistischen Faschis-
mustheorie und die Notwendigkeit, gegen sie Verteidigungslinien auf 
deren eigenem gesellschaftstheoretischem Boden zu errichten, um 
weitere, nun zunehmend soziologisch gefärbte Erklärungsansätze 
vermehr t wurden 22. Zum anderen kann ihnen ihr Effekt , den f ragen-
den Blick vom gesellschaftlichen Ursachenfeld des Faschismus abzu-
lenken und dieses vollständig verdeckt zu halten, nu r immer die 
Vorzugssympathie der kapitalistischen Führungsschichten eintragen. 
Die besondere Eingängigkeit gerade irrationalistischer, individuali-
sierender und idealisierender Erklärungen f ü r das irrationalistisch, 
individualistisch und idealistisch ausgerichtete bürgerliche Ge-
schichtsbewußtsein stellt jedenfalls in Verein mit ihrem apologeti-
schen Wert offenkundig die unablässige Regeneration dieser Ansätze 
sicher. 

Davon zeugt außer der zur Zeit wieder anschwellenden personali-
sierenden Faschismusli teratur2 3 eindrucksvoll die gegenwärtig große 
Rolle einer besonders mystizistischen, die Grenzen der irrationalisti-
schen Ansätze streifenden geistesgeschichtlichen Entstehungstheorie, 
der Säkularisationstheorie. Ihr zufolge sind Faschismus und Kommu-
nismus in gleicher Weise Bewegungen der in der Neuzeit vom christ-
lichen Glauben abgefallenen Massen, die die eschatologische Heilser-
war tung des Christentums in säkularisierter Form weiter in sich t ra-
gen und daher mit fanatischem Eifer um die Verwirklichung des 
Himmels auf Erden kämpfen, deren Machtergreifung aber, da sie 
dem Versuch der irdischen Realisierung einer sich nur im Jenseits 
erfül lenden Heilsidee, also dem schlechthin Utopischen, gilt, immer 
n u r Vergewaltigung der irdischen Menschennatur bedeuten und in 
einer blutigen Terrorherrschaft enden könne. Eine ursprünglich ge-

22 Daß überhaupt alle theoretische Beschäftigung mit dem Faschismus 
erst von der marxistischen Faschismustheorie angestoßen und die bürger-
liche Wissenschaft von ihr in sie hineingedrängt wurde, bestätigt Gerhard 
Schulz, wenn er schreibt: „Was im geläufigen wissenschaftlichen Sprach-
gebraucäi als Theorie bezeichnet wird, ist letztlich aus der Übernahme, 
aus der Anregung oder aus der kritischen Prüfung älterer Thesen und 
Prinzipien hervorgegangen, die innerhalb der marxistischen Bewegung 
entstanden sind ..." (Schulz, Faschismus-Nationalsozialismus, a.a.O., S. 14). 

23 S. die Erzeugnisse der derzeitigen sog. „Hitler-Welle", an ihrer 
Spitze ihr ambitiösestes Produkt, Joachim C. Fests Hitler-Biographie, in 
der personalisierender Ansatz, sozialpsychologischer Ansatz und moder-
nization-Ansatz in charakteristischer und zugleich den Rehabilitations-
sinn von Hitler-Welle und modernization-Theorem am meisten offenba-
render Weise zu jenem explosiven Theoriengemisch kondensiert sind, das 
den Treibstoff dieser Welle bildet. 
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gen Aufk lä rung und Liberalismus gerichtete christlich-konservative 
Ideologie zur Verteidigung der Feudalverhältnisse, die Ende des 
19. Jahrhunder t s vom imperialistisch werdenden Liberalismus adop-
tiert, von ihm gemeinsam mit den Agrar - und Klerikalkonservativen 
gegen den Sozialismus gekehrt, nach 1945 dann auch in totalitaris-
mustheoretischer Übertragung zur Faschismuserklärung verwandt 
wurde 2 4 und schließlich heute, zu einem Kernelement der soziallibe-
ralen Ideologie geworden2 5 , in Gestalt des Schlagworts von den 
„Heilslehren" oder „eschatologischen Heilsideen" der Linken in wie-
der allein antisozialistischer Wendung bis in die Berufsverbotsrecht-
fert igungen und die Rechtfertigung der Bestrebungen nach einer 
Totalrevision des Grundgesetzes hinein 26 in der täglichen antidemo-
kratischen Agitation allenthalben in Blüte steht. Als Faschismuser-
klärung leistet sie die Rückführung des Faschismus auf die Massen 
und deren wahnhaf te , einer nicht überwundenen religiösen Heils-
sehnsucht entspringende Unzufriedenheit mit dem kapitalistischen 
status quo als dem einzig menschenzuträglichen Zustand, der Norma-
lität schlechthin, und legt damit das Fundament f ü r die totalitaris-
mustheoretische Denunziation aller linken Opposition als einer Be-
wegung von gleichfalls faschistischer — weil gegen den status quo 
aufbegehrender — Mentalität. 

Dieser Effekt der Verlagerung der Faschismusschuld auf die Mas-

24 So am dezidiertesten von Eric Voegelin, in: Die neue Wissenschaft 
der Politik. Eine Einführung. München 1959 (1965), in konzentrierter Form 
auch in seiner Münchener Antrittsvorlesung „Wissenschaft, Politik und 
Gnosis", München 1959, außerhalb Deutschlands aber bereits 1937 von Ed-
gar Alexander, in: Der Mythus Hitler. Zürich 1937 (s. Auszug bei Nolte, 
Theorien, a.a.O., S. 320 ff.) und 1955 von Hans Barth in seinem Aufsatz: 
Die Religion des Totalitarismus, in: A. Hunold (Hrsg.): Die Freie Welt im 
Kalten Krieg. Erlenbach - Zürich - Stuttgart 1955. 

25 S. etwa Karl-Hermann Flach: Noch eine Chance für die Liberalen. 
Eine Streitschrift, Frankfurt/M. 1971, insbes. Kap. II („Das Sündenregister 
der Heilslehren") S. 8 ff. und Kap. III. Zur allgemeinen Verankerung des 
Säkularisationstheorems in der liberalimperialistischen Ideologie s. Wil-
helm Röpke: Freie Welt und Totalitarismus. Bremen 1957, und ders.: Maß 
und Mitte. Erlenbach - Zürich 1950 (insbes. Kap. II, S. 35 ff.), in ihrer spe-
zifisch sozialliberalen Variante bereits Werner Sombart: Deutscher So-
zialismus. Berlin 1934 (insbes. Kap. I, S. 2 ff.) und dann Joseph A. Schum-
peter: Kapitalismus, Sozialismus und Demokratie. Bern 1950 (Kap. 1,19 ff.). 

26 Vgl. zu letzterem Robert Leicht: Das Grundgesetz — eine säkulari-
sierte Heilsordnung?, in: aus politik und Zeitgeschichte, beilage zur wo-
chenzeitung das Parlament, B 2—3/74 vom 12. 1. 1974 (Vorabdruck aus 
Leichts für 1974 bei Hanser angekündigtem Buch „Grundgesetz und poli-
tische Praxis"), wo für die Entfernung des gesamten Grundrechtskatalogs 
aus dem Grundgesetz mit der Begründung plädiert wird, daß er einen zur 
übrigen Begrenzung des Grundgesetzes auf bloß formale Kompetenz-
zuweisungen und Verfahrensvorschriften in Widerspruch stehenden „sä-
kularisierten Heilsplan" darstelle, der „das Prozeßhafte, Dynamische jeder 
Politik vorweg zu verdinglichen" suche und damit „das bedrohlichste Hin-
dernis für die reale Integration" sei. 



560 Reinhard Opitz 

sen ist nun aber auch den sozialpsychologischen Ansätzen eigen2 7 . 
Denn selbst diejenigen unter ihnen, die die politische Ökonomie des 
Kapitalismus zur Erklärung jener sozialpsychologischen Mentalitäts-
lage der Massen heranziehen, aus der sie dann schließlich den Fa-
schismus hervorgehen lassen, bleiben solange nur ein theoretisch 
aufwendiges Absehen von den Entstehungsursachen des Faschismus, 
solange sie die politische Ökonomie eben nur fü r die Erklärung fa-
schistischer Mentali tät bemühen, nicht aber auch f ü r die Erklärung 
des Faschismus selbst, dessen handfeste Ursachen ganz woanders, 
nämlich gerade außerhalb seiner Massengefolgschaft liegen und sich 
daher auch durch keine noch so gründliche Herkunftshinterfragung 
der Mentali tät des faschistischen Massenpotentials ausfindig 
machen lassen. Es wiegt wenig, daß aus solcher Mentali tätserfor-
schung — die unter der Voraussetzung einer zuvor angestellten 
Analyse der Gründe des monopolkapitalistischen Faschismusin-
teresses eine legitime Funktion und dann einen bedeutenden Stellen-
wer t f ü r die Ausarbeitung einer realistischen antifaschistischen St ra-
tegie und Taktik gewinnt, doch als Ersatz fü r eine solche Analyse nur 
immer Scheinerkenntnisse hervorbringen kann — sich im Ergebnis, 
so man will, eine abstrakte historische Letztschuld des kapitalisti-
schen Systems an der faschistischen Massenmentalität festhal ten 
läßt. Denn diese Möglichkeit wird mehr als aufgehoben dadurch, 
daß auf Grund der Vorentschiedenheit der sozialpsychologischen 
Theorien f ü r die Herleitung des Faschismus aus der faschistischen 
Massenbewegung die nichtmonopolistischen Massen als die sozialen 
Träger des Faschismus erscheinen und damit auch die Verantwortung 
f ü r die Verbrechen des Faschismus auf sie fällt, wenn vielleicht nicht 
sub specie aeternitatis, so doch nach jedem alltäglichen Rechtsver-
ständnis. Weiter a"ber macht es das formalistische, ganz der bürger-
lichen Wissenschaftstradition verhaf te te Begriffsinstrumentarium der 
Sozialpsychologie auch nur möglich, dem kapitalistischen System, was 
seine Rolle bei der Herausbildung der politischen Massenmentalität 
anbelangt, einen so allgemeinen und inhaltsindifferenten Vorwurf 

27 Das trifft in vollem Maße bereits auf den ersten Versuch einer 
sozialpsychologischen Faschismuserklärung durch Hendrik de Man (So-
zialismus und Nationalfascismus, Potsdam 1931; Nationalsozialismus?, in: 
Europäische Revue 7/1931; Massen und Führer, ebd.), in gleicher Weise 
aber auch auf Wilhelm Reichs „Massenpsychologie des Faschismus", Ko-
penhagen 1933, und erst recht auf Erich Fromms „Die Furcht vor der 
Freiheit", Zürich 1945, zu. Es gilt auch für Adornos und Horkheimers 
Rückbeziehung des Faschismus auf eine autoritäre Charakterstruktur und 
die ihrer Untersuchung gewidmeten Arbeiten (Theodor W. Adorno u. a. : 
The Authoritarian Personality, deutsch die Beiträge Adornos unter dem 
Titel Th. W. Adorno: Studien zum autoritären Charakter, Frankfurt/M. 
1973; Max Horkheimer: Autorität und Familie, in: Max Horkheimer 
[Hrsg.]: Studien über Autorität und Familie [Allgemeiner Teil]. Paris 1936; 
ders.: Authoritarianism and the Family Today, in: The Family, its Function 
and Destiny. New York 1949, deutsch in: Erkenntnis und Verantwortung. 
Festschrift für Theodor Litt. Düsseldorf 1960; Max Horkheimer und Sa-
muel H. Flowerman [Hrsg.] : Studies in Prejudice. New York 1949 f.). 
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wie den der Begünstigung „autori tärer Persönlichkeitsstrukturen" 
zu machen, und da diese sich bei den dem Herrschaftssystem Unter-
worfenen ausbilden, also bei den Mittelschichten und am meisten bei 
den Arbei tern als den der Herrschaft am rigorosesten Unterworfenen, 
münden diese Ansätze geradewegs in die Totalitarismustheorie ein2 8 . 

Ganz ohne jedwede Gesellschaftsanalyse kommen hingegen von 
vornherein die bürokratie- oder organisationstheoretischen Erklä-
rungsansätze aus, die den Faschismus — und analog wieder den 
Sozialismus — gleichsam aus sich selbst als Par te i herleiten. Sie be-
rufen sich auf ein angeblich allgemeingültiges Gesetz der Organisa-
tionsentwicklung, das Gesetz der Bürokratisierung, Hierarchisierung 
und schließlichen Mediatisierung großer Organisationen durch die 
von den ursprünglichen Zielen der Bewegung sich vermeintlich not-
wendigerweise verselbständigenden und eigene Machtinteressen ent-
wickelnden „Apparat-Eliten", die sich am Ende als neue „classe diri-
geante" zum Herrn über die ganze Gesellschaft machen. Dieser Ansatz, 
unter Anknüpfung an Pareto von Robert Michels entwickelt2 9 , eignet 

28 So wie der kritischen Theorie generell die Tendenz zur Totalitaris-
mustheorie immanent ist, so auch dem von ihrem Boden aus entwickelten 
Begriff der autoritären Persönlichkeit, für den der Begriff „totalitäre 
Mentalität" synonym stehen kann. (S. etwa Max Horkheimer: Zur Psycho-
logie des Totalitären, in: Offene Welt, Heft 30/1954.) Wenn H. C. F. Man-
silla geltend macht, daß der Totalitarismusbegriff der kritischen Theorie 
ein vom „westlichen" Totalitarismusbegriff C. J. Friedrichs und Hannah 
Arendts grundsätzlich unterschiedener, da gerade nicht ahistorischer und 
von der „fundamentalen(n) Verschiedenartigkeit der sozioökonomischen 
Strukturen" nicht absehender sei, so sieht er seinerseits von jeder Frage 
nach den theoretischen Ursachen dafür ab, daß dieser „kritisch-aufkläre-
rische" Totalitarismusbegriff gleichwohl über „Spätkapitalismus" und So-
zialismus den sie vereinheitlichenden Gespensterschleier der totalitären 
Welt' legt und damit in der Praxis mit dem politischen Effekt der klassi-
schen Totalitarismustheorie noch immer harmonierte. Ihm entgeht des 
weiteren, daß die Differenzierungskraft dieses „kritischen" Begriffs nicht 
einmal so weit reicht, ihn selbst vor einer so törichten Parallelisierung wie 
derjenigen von „Totalitarismusbegriff des Westens" und „Faschismus-
begriff sowjetmarxistischer Provenienz" zu bewahren (H. C. F. Mansilla: 
Faschismus und eindimensionale Gesellschaft. Neuwied - Berlin 1971, 
S. 11 ff., letzteres S. 14 f.). Mansillas Buch ist nur eine weitere anschauliche 
Demonstration der unlöslichen Verstricktheit der kritischen Theorie in den 
Totalitarismusbegriff, damit aber auch dafür, daß es vom Frankfurter 
Begriff der autoritären Persönlichkeit als faschismustheoretischem Schlüs-
selbegriff in Wirklichkeit gar nicht so weit, wie es Mansilla scheint, zu 
Hannah Arendt ist und daher auch ihre Herkunft aus dem Umkreis des 
Instituts für Sozialforschung mehr als nur einen Zufall darstellt. 

29 Robert Michels: Sozialismus und Faschismus als politische Strö-
mungen in Italien, 2 Bde. München 1925 f.; dazu ders.: Zur Soziologie des 
Parteyvesens in der modernen Demokratie. Untersuchungen über die 
oligarchischen Tendenzen des Gruppenlebens. Leipzig 1911. Als weitere 
Hauptquelle dieses Ansatzes s. Max Webers Bürokratietheorie, in: Max 
Weber: Wirtschaft und Gesellschaft (= Grundriß der Sozialökonomie, III. 
Abteilung), Tübingen 1922, insbes. S. 124 ff., und Kapitel VI („Bürokratie") 
S. 650 ff. 
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sich, da er ohne jeden Blick auf die Beschaffenheit des gesellschaft-
lichen Umfeldes der politischen Organisationen eine neue Herrscher-
klasse aus dem Organisationskörper einer Par te i herausdestilliert, 
ganz besonders zur entstehungstheoretischen Untermauerung der 
Totalitarismustheorie und zur Verdeckung des kontroversen Klassen-
inhalts der Politik monopolkapitalistischer und proletarischer Re-
gierungsparteien hinter der Behauptung einer hier wie da auf die 
traditionellen Klassen nicht rückführbaren Bürokratenherrschaft . 

Das Absehen vom kapitalistischen System teilen mit der rein orga-
nisationstheoretischen Faschismuserklärung nun aber trotz ihres 
Namens, der das Gegenteil e rwar ten läßt, auch die krisen- und kon-
flikttheoretischen Ansätze. Zu ihnen gehören zunächst einmal alle 
vordergründig ökonomischen Erklärungen des Faschismus als Pro-
dukt einer Wirtschaftskrise — insbesondere also alle so scheinplau-
siblen unmittelbaren Ableitungen des deutschen Faschismus aus der 
Weltwirtschaftskrise —, deren theoretischer Hintergrund nichts an-
deres ist als die These vom Anstieg des „Radikalismus" im Falle des 
Konjunkturrückgangs und von seinem Absinken mit fortschreitender 
Konjunkturstabil isierung. So eingängig diese einfache Vorstellung ist 
und so realitätsnah sie erscheint, so sehr steckt doch in ihr die kei-
neswegs selbstverständliche Unterstellung eines bestimmten Gleich-
gewichtszustands als des Zustands der Normalität , der den Maßstab 
bildet, an dem die „Abweichungen" gemessen werden, und der nichts 
anderes ist als die kapitalistische Gesellschaft in einem Zustande der 
wirtschaftlichen Prosperität und der hochgradigen politischen Stabi-
lität. Von diesem Maßstab und zugleich Zielbild her erscheinen fa-
schistische und sozialistische Bewegungen dann, in wieder ununter -
schiedener Weise, als politische Anomalien, die das ökonomische Un-
gleichgewicht signalisieren und deren Beseitigung bzw. Reintegration 
ins staatstragende Potential der politischen „Mitte" daher auch nur 
durch eine Restabilisierung der Konjunktur möglich ist, deren dauer-
haf te Verhinderung aber eine ununterbrochene Konjunkturbeherr -
schung und folglich eine mit den h ier für erforderlichen Machtvoll-
kommenheiten ausgestattete Staatsführung verlangt — womit sich 
die hinter aller vordergründigen Plausibilität verborgene reaktionäre 
strategische Stoßrichtung dieser Ansätze enthüll t 3 0 . Diese Charak-
terisierung aber t r i f f t grundsätzlich auch auf sämtliche konfl ikt-
theoretischen Ansätze zu, die sich von den ökonomistischen Krisen-
erklärungen n u r dadurch unterscheiden, daß sie gewöhnlich von ei-
nem komplexeren Bild der gesellschaftlichen Konflikte ausgehen und 
politische Erscheinungen nicht so monokausal begreifen; die prakt i -
sche Tendenz aber haben sie mit ihnen gemein. Die schon immer 
in ihnen vorgegebene Norm, die in ihren Idealzustand hochgedachte, 
von ihren Disparitäten und Störerscheinungen gereinigte kapitali-

30 So z.B. Heinrich Bennecke: Wirtschaftliche Depression und politi-
scher Radikalismus. Die Lehre von Weimar. Hünchen 1968, dsgl. Werner 
Kaltefleiter: Wirtschaft und Politik in Deutschland. Konjunktur als Be-
stimmungsfaktor des Parteiensystems. Köln - Opladen 1968. 
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stische Gesellschaft im Gleichgewicht f ü h r t jede Beschäftigung mit 
den systemspezifischen Konfl ikten von der Erkenntnis ihrer objekti-
ven Systemursachen gerade weg und gibt ihr stattdessen eine an die-
sem Leitbild orientierte therapeutische, d. h. aber gegen alle antika-
pitalistischen Strömungen aggressive Funktion. Auch wenn die „Ano-
mien", wie etwa in Talcott Parsons systemtheoretischem Ansatz3 1 , 
als Entwicklungsnotwendigkeiten des Systems oder Begleiterschei-
nungen seines „Wandels" begriffen werden, bleibt der Zusammen-
hang von Faschismus und Monopolkapitalismus unaufdeckbar, weil 
letzterer zum Inbegriff der Normalität verklär t und damit jeder 
konkreten Untersuchung entzogen ist. Der systemtheoretische Sy-
stembegriff abstrahiert gerade vom historisch konkreten System, in-
dem er an seine Stelle ein bloßes formales Funktionsmodell setzt, und 
schließt damit auch die Möglichkeit der Erkenntnis seiner realen 
Widersprüche aus. 

Den durchweg die historisch-konkreten Bedingungen außer Be-
tracht lassenden Ansätzen steht nun die Gruppe der sozioökonomi-
schen Erklärungsansätze gegenüber. Zu ihr gehören hauptsächlich 
der agrartheoretische Ansatz, der den Faschismus als eine ant i indu-
strielle Rebellion der agrarischen und in agrargesellschaftlichen 
Wertvorstellungen befangen gebliebenen Bevölkerungsschichten deu-
tet, der mittelstandstheoretische Ansatz, der ihn auf die Mittelschich-
ten, und der marxistische Ansatz, der ihn aufs Monopolkapital zu-
rückführt . 

Die agrartheoretische Deutung hat te in den f rühen zwanziger J a h -
ren, als sich der italienische Faschismus in seiner ersten Periode zu-
nächst überwiegend in den ländlichen Regionen ausbreitete, eine ge-
wisse Überzeugungskraft f ü r sich und führ te in Deutschland zu der 
unter dem Schlagwort „Deutschland ist nicht Italien" lange anhal-
tenden und bis tief in die Linke hineinwirkenden Illusion, zu Faschis-
mus könne es nu r in industriell zurückgebliebenen Ländern, nicht 
aber in einem hochindustrialisierten Lande wie Deutschland kommen. 
Sie brach folglich mit dem Sieg des Faschismus in Deutschland wider-
legt in sich zusammen. 

Sie brach zusammen, wurde aber gleichwohl über das J ah r 1933 
hinaus aufrechterhalten 32 und schließlich zur Wiege des moderniza-
tion-Ansafzes. Tatsächlich enthielt sie dessen entscheidende Elemente 
bereits in sich: die stillschweigende Gleichsetzung der in kapitalisti-
schen Formen sich vollziehenden Industrialisierung mit dem indu-
striellen Fortschrit t und schließlich dem Fortschritt schlechthin, und 

31 Talcott Parsons: Democracy and Social Structure in Pre-Nazi-
Germany, in: Essays in Sociological Theory. Glencoe 1949, deutsch in: 
Talcott Parsons: Beiträge zur soziologischen Theorie. Neuwied - Berlin 
1964; ders.: Some Sociological Aspects of the Fascist Movements, ebd. 

32 Vgl. z. B. Barrington Moore: Soziale Ursprünge von Diktatur und 
Demokratie. Die Rolle der Grundbesitzer und Bauern bei der Entstehung 
der modernen Welt. Frankfurt/M. 1969, dessen Originalausgabe in den 
USA erst 1966 erschien. 
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die Deutung des Faschismus als Aufs tand gegen diesen Fortschritt. 
Von hier aus wa r zu seiner endgültigen Ausbildung nur noch die 
Hinzufügung der Hypothese vom Umschlag des Antimodernismus in 
einen praktischen Modernisierungseffekt (in der sich der tatsächliche 
gesetzmäßige Vorgang des Umschlagens faschistischer Oppositionsbe-
wegungen in Willensvollstrecker des Monopolkapitals im Augenblick 
ihrer Machteinsetzung in auf den Kopf gestellter, nämlich positiver 
Wertung widerspiegelt) und die Ablösung der Agrartheorie von ihrer 
engen Begrenzung auf die agrarischen Potentiale, ihre Ausweitung 
also zu einer Theorie des Faschismus als der Rebellion aller vor- und 
antiindustriellen Ressentiments, wie sie durch Ernst Blochs Deutung 
der faschistischen Bewegung aus der „Ungleichzeitigkeit" der kapita-
listischen Entwicklung 3 3 Bestätigung von linker Seite zu erhalten 
schien, nötig. Bereits 1933 hat te Franz Borkenau, ausgehend von der 
Einschätzung des Faschismus als einer Erscheinung in Ländern mit 
industriellen Entwicklungsdefiziten, die Wendung zur positiven Fa-
schismusbewertung vollzogen, indem er den Faschismus als die ge-
waltsame Durchsetzung des industriekapitalistischen Fortschritts 
gegen die ihn hemmenden Momente, die agrargesellschaftlichen 
Relikte wie den ihm gleichfalls in den Weg tretenden und daher 
„reaktionären" Klassenkampf der Arbeiter wie die ihn beein-
trächtigende Schwäche des liberalen Staats, so wie Carl Schmitt sie 
gegeißelt hatte, charakterisierte und ihn damit als Geburtshelfer des 
Fortschrit ts apotheosierte3 4 . Mit dieser Verknüpfung von Rückstän-
digkeitstheorem und Modernisierungsmotiv war der Weg zu Barring-
ton Moores Begriff der Modernisierung von oben 3 5 und zu den heu-
tigen modernization-Theoretikern gebahnt. 

Die Mittelstandstheorie wird in den f rühen zwanziger Jahren zu-
nächst in Italien in verschiedenen, wenig durchschlagenden Varianten 
von bürgerlichen Autoren in Abwehr der marxistischen Faschismus-

33 Ernst Bloch: Erbschaft dieser Zeit. Zürich 1935 (erweiterte Neu-
ausgabe Frankfurt/M. 1962, Bd. 4 der Gesamtausgabe). Textstellen hieraus 
auch in Nolte, Theorien, a.a.O., S. 182 ff., z.T. — worauf Schulz, a.a.O., 
Anm. 97, S. 185 verweist — von der Frankfurter Ausgabe abweichend. 

34 In diesem Aufsatz Borkenaus (Zur Soziologie des Faschismus, a.a.O.) 
ist gleichsam die Geburtssekunde des industriegesellschaftstheoretischen 
Fortschrittsbegriffs und damit des modernization-Ansatzes nachlesbar, 
nämlich in jenem einen Satz (bei Nolte auf S. 159), mit dem Borkenau auf 
das zu Beginn von ihm aufgeworfene Problem, ob die Arbeiterbewegung 
eigentlich immer, wie bislang angenommen, fortschrittlich und jedes Vor-
gehen gegen sie reaktionär sei, antwortet: „Die Fragestellung ändert sich 
sofort, wenn wir ,Fortschritt' durch .Entwicklung des industriellen Kapi-
talismus' ersetzen." ' 

35 S. Moore, Soziale Ursprünge, a.a.O., insbes. den Epilog S. 554 ff. 
Hier sagt Moore, für die weitere Entwicklung der Industriegesellschaft 
(Modernisierung) vollauf eingenommen, man sollte sich „daran erinnern, 
daß nichts dafür spricht, daß die Masse der Bevölkerung irgendwo auf der 
Welt je eine Industriegesellschaft gewollt hätte. . . Im Grund waren alle 
bisherigen Formen der Industrialisierung Revolutionen von oben, das 
Werk einer rücksichtslosen Minderheit." (S. 579) 
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deutung ver t re ten 3 8 , gelangt zu ihrem Rang und ihrer großen Wir-
kung auch innerhalb der l inken Diskussion aber zweifellos erst, als 
sie Ende der zwanziger, Anfang der dreißiger J ah re von führenden 
Theoretikern der deutschen Sozialdemokratie zu einer sozialwissen-
schaftlich anspruchsvollen Theorie ausgearbeitet wird 3 7 . Sie besagt, 
in ihrer theoretisch weitestentwickelten Fassung, daß der Faschismus 
die politische Rebellionsbewegung und schließlich die Machtergrei-
fung der von der kapitalistischen Industrialisierungsdynamik, insbe-
sondere der Monopolisierung, entwurzelten, vom Schicksal der Prole-
tarisierung bedrohten und daher gleich leidenschaftlich sowohl anti-
monopolistisch wie antiproletarisch eingestellten Mittelschichten sei. 

Diese Deutung schien vor allen anderen den Vorzug zu haben, daß 
sie von den Untersuchungen der sozialen Zusammensetzung des An-
hänger- und Wählerpotentials faschistischer Parteien, die durchweg 
einen überproportionalen Anteil von Angehörigen der Mittelschich-
ten zutage förder ten 3 8 , bestätigt wurde, und sie bezog nicht zuletzt 
hieraus — ungeachtet dessen, daß die soziale Zusammensetzung einer 
Bewegung natürlich noch nichts über deren objektive soziale Funk-
tion besagt — das Renommé einer empirisch abgesicherten Theorie. 
Dabei blieb bis heute weithin unbeachtet, daß ihre Ausarbeitung 
durch führende Vertreter des sozialliberalen Flügels der Weimarer 
Sozialdemokratie der späten zwanziger, f rühen dreißiger Jahre dem 
Bedürfnis dieses Flügels nach einer sich mit der Hilferdingschen 
Theorie vom organisierten Kapitalismus als der allgemeinen Recht-
fert igungsgrundlage seiner damaligen Politik vereinbarenden Fa-
schismustheorie entsprang und nur aus diesem Bedürfnis zu erklären 
ist. Tatsächlich ist die Mittelstandstheorie in ihrer damals entwickel-

36 So etwa von Luigi Salvatorelli: Nationalfascismo. Torino 1923, Aus-
zug in Nolte, Theorien, a.a.O., S. 118 ff. (s. insbes. S. 130 ff.). 

37 Nämlich vor allem von Emil Lederer, Theodor Geiger, Svend Rie-
mer und Emil Grünberg. S. EmiJ Lederer u. Jakob Marschak: Der neue 
Mittelstand. Tübingen 1926 (= Grundriß der Sozialökonomik, Bd. 9, Teil 1); 
Theodor Geiger: Panik im Mittelstand, in: Die Arbeit, 7. Jg., Heft 10/1930; 
ders.: Zur Kritik der Verbürgerlichung, in: Die Arbeit, 8. Jg., Heft 7/1931; 
ders.; Die Mittelschichten und die Sozialdemokratie, in: Die Arbeit, 8. Jg., 
Heft 8/1931; ders.: Zur Theorie des Klassenbegriffs und der proletarischen 
Klasse, in: Schmollers Jahrbuch für Gesetzgebung, Verwaltung und Volks-
wirtschaft im Deutschen Reich 54/1930; ders.: Die soziale Schichtung des 
deutschen Volkes. Stuttgart 1932 (Neuausgabe Stuttgart 1967); Svend Rie-
mer: Zur Soziologie des Nationalsozialismus, in: Die Arbeit, 9. Jg., Heft 
2/1932; ders.: Mittelstand und sozialistische Politik, in: Die Arbeit, 9. Jg., 
Heft 5/1932; Emil Grünberg: Der Mittelstand in der kapitalistischen Ge-
sellschaft. Leipzig 1932. 

38 Die erste systematische Untersuchung dieser Art lag mit Theodor 
Geigers „Die soziale Schichtung des deutschen Volkes" 1932 vor; eine in 
den Jahren 1932—34 verfaßte, aber erst 1963 veröffentlichte ähnliche und 
spezialisiertere Untersuchung ist Rudolf Heberle: Landbevölkerung und 
Nationalsozialismus. Eine soziologische Untersuchung der politischen Wil-
lensbildung in Schleswig-Holstein 1918—1932. Stuttgart 1963. 
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ten Version nichts anderes als die faschismustheoretische Anwendung 
der Theorie vom organisierten Kapitalismus. 

Diese Hilferdingsche Theorie, deren zentrale Rolle fü r das Ver-
ständnis der gesamten Weimarer Entwicklung neuerdings wieder 
s tärker bewußt wird 3 9 , bestand ihrem Grundzüg nach darin, daß sie 
das in Aktiengesellschaften organisierte — und damit nach ihrer 
Interpretat ion nicht mehr am privaten Profi tmotiv orientierte, son-
dern in gesamtgesellschaftliche Verantwortung und damit auch in ein 
entsprechendes Verantwortungsbewußtsein hineingewachsene — 
Großkapital und die Industriearbeiterschaft als die beiden zusam-
mengehörigen, sich nicht antagonistisch zueinander verhaltenden, 
sondern in ihren objektiven Interessen übereinstimmenden Träger 
des industriegesellschaftlichen Fortschritts darstellte, die berufen 
seien, in partnerschaftlicher Zusammenarbeit eine Gesellschaft s tän-
dig steigender Wohlfahr t und immer realerer Demokratie zu errich-
ten. Die Kooperation der sozialliberalen SPD- und ADGB-Führung 
mit dem sozialpolitisch reformaufgeschlosseneren neuindustriellen 
Flügel des Monopolkapitals war damit progressiv verklärt , und zu-
gleich war damit über die beiden innenpolitischen Hauptgegner dieser 
Kooperation, die verbündete junkerlich-schwerindustrielle Rechte, 
die die SPD aus der 1918 erlangten Mitträgerschaft des monopolkapi-
talistischen Staats wieder hinausdrängen wollte 40, und die Kommu-
nisten, die dem Großkapital die Qualifikation eines ver t rauenswür-
digen Par tners der Arbeiterklasse absprachen, das Verdikt der For t -
schrittsfeindlichkeit, einer gegen den optimalen industriegesellschaft-
lichen Progreß ressentimenthaft voreingenommenen und ihn objektiv 
hemmenden reaktionären Gesinnung, verhängt. Wenn es leichtfiel, 
h i e r fü r Belege betreffs der politischen Rechten zu erbringen, so fand 
der analoge Vorwurf an die Adresse der Kommunisten seine Unter-
mauerung durch die teils mit empirisch-soziologischen Untersuchun-
gen, teils mit sozialpsychologischen Argumenten begründete Hypo-
these, daß es sich bei den zur Kommunistischen Partei tendierenden 
Arbei tern um denjenigen Teil der Arbeiterschaft handele, der durch 
die Arbeitslosigkeit entwurzelt wurde und daher jetzt emotional 
antiindustriell, aus Verbit terung gegen jeden weiteren Fortschritt 
überhaupt eingestellt und darüber „staatsfeindlich" geworden sei4 1 . 
Weiter wurde daraus dann der Vorwurf an die verantwortlichen 
Führe r der Kommunistischen Partei abgeleitet, daß sie diese Arbeiter 

39 S. die auf der 29. Versammlung Deutscher Historiker in Regensburg 
am 5-/6. Oktober 1972 in der Arbeitsgemeinschaft „Voraussetzungen und 
Anfänge des Organisierten Kapitalismus" gehaltenen Referate, heraus-
gegeben von Heinrich August Winkler unter dem Titel „Organisierter 
Kapitalismus. Voraussetzungen und Anfänge", Göttingen 1974 (= Kriti-
sche Studien zur Geschichtswissenschaft Bd. 9). 

40 S. hierzu Reinhard Opitz: Liberalismuskritik und Zukunft des libe-
ralen Motivs, Teil I, in: Blätter für deutsche und internationale Politik, 
Heft 1/1972, insbes. S. 31 ff., und ders.: Der deutsche Sozialliberalismus 
1917—1933, a.a.O., S. 48 und S. 118 f. 

41 Vgl. Geiger, Die soziale Schichtung, a.a.O., S. 113 f. 
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durch die Organisierung ihres Ressentiments in einer selbständigen 
Par te i von ihrer Reintegration in die Front der industriellen Fort-
schri t tskräfte abhielten 42, damit die Arbei terbewegung spalteten und 
schwächten und so den möglichen Fortschritt gefährdeten. 

Schlüssigerweise konnte nun aber, wenn in jedem Falle, wie es 
der feste Wille der damaligen sozialliberalen SPD-Führung war, an 
der Zusammenarbeit mit bestimmten Teilen des Monopolkapitals 
festgehalten und auch aus einem noch so bedrohlichen Ansteigen der 
NSDAP-Wählerstimmen keine antimonopolistische Konsequenz ge-
zogen werden sollte, der Nationalsozialismus nicht das Kind eben 
dieses selben großindustriellen Wegpartners sein. Vielmehr wurde 
gerade die Ers tarkung des Faschismus zum Argument f ü r ein nu r 
desto notwendigeres enges Zusammengehen von SPD und Industrie 
gemacht und dies als die beste Versicherung gegen den Faschismus 
dargestellt, der dann seinerseits nur dann eine gegen die verbündeten 
industriellen Fortschri t tskräfte aus den nichtmonopolistischen Schich-
ten aufsteigende und allenfalls allein von Schwerindustrie und J u n -
ker tum favorisierte Bewegung des antiindustriellen Ressentiments 
sein konnte. Da sich aber proletarischer Antiindustrialismus der 
Theorie vom organisierten Kapitalismus zufolge als Kommunismus 
artikuliert , verblieben als mögliches soziales Trägerpotential des Fa-
schismus nur die Mittelschichten. Dies schloß nicht aus, zwischen Fa-
schismus und Kommunismus auf Grund des ihnen gemeinsam unter-
stellten Antiindustrialismus eine totalitarismustheoretische Verbin-
dung herzustellen und Gesinnungsaffinität zwischen ihnen zu kon-
statieren 43. 

Die Deutung des anschwellenden Nationalsozialismus als Mittel-
standsaufstand benötigte die sozialliberale Führung der deutschen 
Sozialdemokratie freilich nicht nur, um das Drängen der linken 
Krä f t e nach antimonopolistischen Konsequenzen abzuwehren, son-
dern vor allem zur offensiven Rechtfertigung ihres immer deutliche-
ren eigenen Überganges auf die politischen Positionen des nach seiner 
Wiedererstarkung zur reaktionären Umformung der Weimarer Ver-
fassung ansetzenden und sich auf einen neuen gewaltsamen Versuch 
der Err ingung der Vorherrschaft über Europa vorbereitenden deut-
schen Imperialismus. Zu dieser Rechtfertigung war die mittelstands-
theoretische Faschismusdeutung geeignet, weil sie es erlaubte, die 
chauvinistische Propaganda der Nationalsozialisten mit der politi-
schen Stimme der Mittelschichten zu identifizieren und von daher zu 
argumentieren, daß die Abwehr der Faschismusgefahr davon ab-
hänge, inwieweit es den Weimarer Parteien der Mitte gelinge, sich 
den Mittelschichten wieder at traktiver zu machen und sie damit von 
der nationalsozialistischen Partei wegzuorientieren, was von ihnen 
verlange, künf t ig stärker das von den Mittelschichten an ihnen ver-

42 Ebd. und Rudolf Hilferding: Die Zeit und die Aufgabe, in: Soziali-
stische Revolution. Monatsschrift für die Probleme des Sozialismus, 1. Jg., 
Nr. 1/Oktober 1933 (ab Heft 2 unter dem Titel „Zeitschrift für Sozialis-
mus"), S. 5. 

43 S. Geiger, a.a.O., S. 111. 
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mißte nationale Moment in ihrer Politik zur Geltung zu bringen und 
hervorzuheben 44. So ließ sich der immer prinzipienlosere sozialdemo-
kratische Rechtsruck als Politik gerade der Eindämmung der Faschis-
musgefahr, der Abwerbung der Massen vom Nationalsozialismus ver-
teidigen 45. 

Gegen die Mittelstandstheorie und alle anderen bisher erwähnten 
Erklärungsansätze hat te von Anfang an schroff und unversöhnlich 
die marxistische Theorie den monopolkapitalistischen Charakter des 
Faschismus behauptet und das faschistische System als die terroristi-
sche Form der politischen Herrschaft des Monopolkapitals klassifi-
ziert. Das außerordentliche, die Diskussion aller Richtungen unmittel-
bar beeinflussende und sie in der einen oder anderen Weise bestim-
mende Verdienst der in den zwanziger Jahren innerhalb der Kom-
munistischen Internationale geführ ten Faschismusdebatte bestand 
dabei nicht nur in der Bestimmung des sozialen Inhalts des Faschis-
mus als monopolkapitalistisch, sondern ebenso und vielleicht sogar 
zuerst darin, daß sie aus der marxistischen Politischen Ökonomie den 
Begriff des Monopolkapitalismus in die Faschismuserörterung ein-
brachte und damit den Blick darauf lenkte, daß das Feld, auf dem 
die Ursachen des Faschismus gesucht werden müssen, nicht irgend-
eine beliebige Gesellschaft und auch nicht irgendein unspezifizierter 
Kapitalismus, sondern der Kapitalismus einer ganz bestimmten Ent-
wicklungsphase, mit speziellen Machtstrukturen, einer speziellen 
politischen Ökonomie und dementsprechend auch speziellen Bewe-
gungsgesetzen und speziellen politischen Mechanismen ist, und daß 
daher niemand dem Faschismus auf die Spur kommen kann, der nicht 
die spezifische politische Ökonomie des Monopolkapitalismus studiert. 

Die Marxisten waren mit dieser theoretisch bei weitem anspruchs-
vollsten und die Frage nach den gesellschaftlichen Ursachen am 
prinzipiellsten aufwerfenden Position zugleich die ersten, die über-
haupt eine theoretische Deutung des Faschismus äußerten und damit 
die Theoriediskussion anstießen, so daß sich alle anderen Ansätze 
schon immer in ihrem Schatten und in Reaktion auf sie entwickelten. 
Die gesamte Geschichte der Faschismusdiskussion ist eigentlich eine 
Geschichte der Auseinandersetzung der dann rasch aufkommenden 
bürgerlichen Ansätze mit dem marxistischen Ansatz, und das Rich-
tungsspektrum, das die heutige Debatte aufweist, hat sich aus dieser 
Konfrontation, und hier in der Hauptsache aus der Auseinanderset-
zung zwischen Mittelstandstheorie und marxistischer Theorie, ent-
faltet. 

Es liegt auf der Hand, was sich marxistische Theorie und Mittel-
standstheorie gegenseitig vorhielten. Die marxistische Theorie füh r t e 
gegen die Mittelstandstheorie das t reffende Argument an, daß in 
keinem einzigen Falle, in dem bislang irgendwo auf der Welt ein 
faschistisches Regime zur Macht kam, Interessen der Mittelschichten 

44 S. Geiger, a.a.O., S. 113 ff. und ders., Die Mittelschichten und die 
Sozialdemokratie, a.a.O., S. 626 ff. 

45 Ebd. 
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realisiert wurden. Überall sei vielmehr der monopolkapitalistische 
Inhal t der von den faschistischen Regierungen betriebenen Politik 
offenkundig oder doch zweifelsfrei nachweisbar, was in der Tat jede 
Untersuchung faschistischer Politik in jedem bisherigen historischen 
Falle bestätigt 48. Die Mittelstandstheorie beantwortete diesen An-
griff in der Hauptsache auf drei Wegen. Indem sie fragte, wie sich 
dann aber die mittelständische Massenbasis des Faschismus erkläre, 
indem sie versuchte, mittelständische Elemente in der faschistischen 
Politik nachzuweisen, und indem sie die faschistische Wirtschafts-
lenkung als ein Indiz f ü r die Überordnung der politischen Macht-
haber über die Inhaber der wirtschaftlichen Macht interpret ier te und 
gegen die marxistische These von der Herrschaft des Monopolkapitals 
ausspielte. 

Die Anführung der dominierend mittelständischen Zusammenset-
zung der faschistischen Massenbasis als Beweis auch f ü r die mit tel-
ständische Funktion des Faschismus ging an den elementaren Ge-
setzen monopolkapitalistischer Parteienbildung vorbei. Mit der glei-
chen Argumentation hät te sich ebenso leicht der objektiv mit tels tän-
dische Charakter jeder anderen bürgerlichen Partei, etwa des Zen-
t rums oder der DDP, behaupten lassen, denn Massenbasis, die f ü r 
das Monopolkapital zusammenzubringen die Aufgabe der monopol-
kapitalistischen Parteien ist, läßt sich schlechterdings immer nur aus 
den nichtmonopolistischen Schichten bilden, weshalb diese in allén 
Parteien mit einiger Massengefolgschaft die erdrückende Mehrheit 
stellen, ohne daß dies irgendetwas über die Zwecke, zu denen sie 
organisiert wurden, aussagt. Auch der geringe prozentuale Anteil der 
Arbeiterschaft an der NSDAP-Gefolgschaft zeugte nu r von der 
Selbstverständlichkeit, daß sich f ü r eine Partei , die offen die gewalt-
same Zerschlagung der Arbeiterorganisationen auf ihre Fahnen 
schrieb47 , das f ü r sie gewinnbare nichtmonopolistische Potential na-
türlicherweise um alle auch nur halbwegs klassenbewußten Arbeiter 
verr ingerte und damit im wesentlichen auf die Mittelschichten redu-

46 Auch für Italien, für das dies immer wieder bestritten worden ist, 
trifft dies, insbesondere seit immer mehr die zentrale Rolle Roccos bei der 
Projektierung und Realisierung des italienischen faschistischen Staats 
aufgedeckt worden ist, voll zu. S. hierzu Karin Priester: Der italienische 
Faschismus. Ökonomische und ideologische Grundlagen. Köln 1972, und 
neuerdings vor allem dies.: Anmerkungen zum Thema Italienischer Fa-
schismus, in: Blätter für deutsche und internationale Politik, Heft 8/1974, 
sowie die dort gegebenen weiteren Literaturhinweise. 

47 Wobei interessant und für das Verständnis der Natur des Faschis-
mus wichtig ist, daß die NSDAP in ihrer ersten Phase gerade auf die Ge-
winnung von Arbeitern ausging — wovon noch ihr Name zeugt — und 
sich erst in ihrer zweiten Phase auf die Gewinnung der Mittelschichten 
konzentrierte. Sie war in ihren ersten Jahren, wie vor ihr die DAP, eine 
Gründung, die ähnlich wie etwa der einstige Nationalsoziale Verein Fried-
rich Naumanns dazu dienen sollte, Teile der Arbeiterschaft von der Orien-
tierung auf die Sozialdemokratie bzw. die Kommunisten abzuhalten und 
bei sich zu binden (s. hierzu die Rolle der Thüle-Gesellschaft bei der 
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zierte. Gleichwohl hä t te die Frage nach dem Widerspruch zwischen 
nichtmonopolistischer Massenbasis und monopolkapitalistischer 
Funkt ion des Faschismus, wie sie nach dessen Machtergreifung brutal 
zutagetrat , der Ansatzpunkt zu einer f ruchtbaren Diskussion sein 
können, da die Antwort der damaligen Marxisten, daß der Faschis-
mus die Massen durch Demagogie gewinne, zwar unbestreitbar rich-
tig, aber doch noch keine Erklärung d a f ü r war, warum ihm dies ge-
lingt, und eben hierüber hät te eine erns thaf te Auseinandersetzung 
zur Aufdeckung auch der inneren politischen Funktionsmechanismen 
des Monopolkapitalismus, aus denen die Entstehung des Faschismus 
wie schließlich sein Umschlag in einen keinerlei Rücksichten neh-
menden Büttel des Monopolkapitals verständlich wird, führen kön-
nen. Doch indem die Mittelstandstheoretiker einen solchen Wider-
spruch zwischen Massenbasis und objektiver Funktion gerade leug-
neten und sich darauf versteiften, daß die nachgewiesene mittelstän-
dische Zusammensetzung der NSDAP auch schon ihren objektiven 
Charakter bezeuge, war allem tieferen Eindringen in die monopol-
kapitalistischen Gesetzlichkeiten politischer Kräf tebi ldungen der Weg 
abgeschnitten. 

Den Nachweis mittelständischer Inhalte in der Politik etablierter 
faschistischer Regime führ ten die Mittelstandstheoretiker, da sie fak-
tisch keine solchen namhaft , zu machen vermochten, in der Weise, daß 
sie sich darauf zurückzogen, das mittelständische Element in den 
„Irrationalismen" der faschistischen Politik wiederzuerkennen. Dazu 
bezogen sie sich auf die These, daß Irrationalismus das spezifische 
Mental i tätsmerkmal der Mittelschichten sei, und auf die ihr korres-
pondierende These, daß Rationalität, Rentabilitätsdenken, nüchternes 
Erfolgskalkül die mentalen Attr ibute des Kapitals seien. Damit ließ 
sich nun eine schier erdrückende Fülle von Beweisen f ü r nichtkapi-
talistische Elemente und also mittelständischen Einfluß in der faschi-
stischen Politik anführen, angefangen beim verlorengegangenen 
Hitlerkrieg und der Maßlosigkeit seiner Ziele, die das an Erfolg und 
nicht an einer vorausberechenbaren Niederlage interessierte, zu 
realistischer Lageeinschätzung fähige Monopolkapital niemals zum 
Inspirator gehabt haben könnten4 8 , über den Antisemitismus, den 

Gründung der DAP, dargestellt bei Werner Maser: Der Sturm auf die 
Republik. Frühgeschichte der NSDAP, Stuttgart 1973, S. 146 ff ). Insofern 
ist es völlig zutreffend, wenn Geiger konstatiert (Soziale Schichtung, a.a.O., 
S. 111 und 119), daß sich die Nationalsozialisten erst dann konzentriert auf 
die Werbung der Mittelschichten umstellten, als ihnen keine Einbrüche in 
die Arbeiterschaft gelungen waren. Geiger datiert diese endgültige Umstel-
lung mit den Reichstagswahlen 1930. 

48 So in fast nicht zu glaubender Einfalt am unmittelbarsten Bernhard 
Blanke: Thesen zur Faschismus-Diskussion, in: Sozialistische Politik, Heft 
3/Oktober 1969, der sich die Frage stellt, „wie es den faschistischen Haupt-
bewegungen in Deutschland und Italien gelang, gegen Ende ihrer Herr-
schaft auch die Industrie und das konservative Militär in einen Weltkrieg 
zu ziehen, den diese Gruppen in Italien nachweislich nicht wollten, in 
Deutschland zwar zur Revision des Versailler Vertrages anzielten, aber 
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gesamten Rassismus und die Blut- und Bodenideologie, die system-
dysfunktional und den Wirtschaftsinteressen abträglich gewesen 
seien, bis hin zu den Vernichtungslagern, in denen millionenfacher 
Menschenmord betrieben wurde, der ökonomisch sinnwidrige Ver-
nichtung von Arbei tskräf ten bedeutete und daher unmöglich im 
Interesse des Monopolkapitals gelegen haben könne 4 9 . Gerade das, 
was die ganze Welt am meisten am deutschen Faschismus entsetzt 
und sie gegen ihn aufgebracht hatte, die Maßlosigkeit seines Raub-
und Vernichtungswahns, seine alle bisherigen Begriffe übersteigende 
Unmenschlichkeit, das schier Unfaßliche — eben das „Irrat ionale" — 

nicht in dieser Form des totalen Krieges bewußt anvisieren konnten, 
unterstellt man nicht den ansonsten ihre Herrschaft ,rational kalkulieren-
den' Kapitalisten die irrationale Tendenz zur Selbstzerstörung." (S. 55) Er 
findet die Antwort, die in der Wirtschaftskrise in den faschistischen Be-
wegungen „zu einer autonomen politischen Kraft" gewordenen „Zwischen-
schichten" mit vorindustriellem Bewußtsein, wie sie die „Ungleichzeitig-
keit" der kapitalistischen Entwicklung hervorbringe und deren Herrschaft 
im Faschismus zu einer „Überlagerung der bürgerlich-kapitalistischen Ge-
sellschaft durch ein Konglomerat vorkapitalistischer Ideologeme" und zur 
„zeitweiligen Herrschaft vorindustrieller Bewußtseinsformen über die Po-
litik" führe, seien auch nach der Machterlangung des Faschismus und der 
mit ihr wieder einhergehenden teilweisen Brechung ihrer Autonomie in 
ihren sozialen Erwartungen so virulent geblieben, daß für das System 
schließlich nur noch „der Krieg ein Ausweg" war, durch den sich „mittels 
des Versprechens einer extraordinären Stellung des deutschen Kapitalis-
mus nach einem Sieg, . . . von welchem . . . auch die Kleinkapitalisten und 
die Arbeiterschaft profitiert hätten, die Massenloyalität über längere Zeit 
sichern ließ." (S. 62 f.) Wenn also nicht direkt ein Krieg der Kleinkapita-
listen und Arbeiter, dann doch einer, in den sie das Monopolkapital wider 
sein eigenes Interesse hineingetrieben und zu dem sie ihm keine Alter-
native gelassen haben. Mit dem Begreifen eines eigenen territorialen 
Expansionsdranges des Monopolkapitals, jedenfalls eines maßlosen, schei-
nen es manche Linke trotz aller hierzu vorliegenden Dokumente besonders 
schwer zu haben. So kann sich auch Niels Kadritzke: Faschismus als ge-
sellschaftliche Realität und als unrealistischer Kampfbegriff, in: Probleme 
des Klassenkampfs, Heft 8/9, 1973, den Krieg nur als „Ausweg aus der 
Krise" erklären, weil es, wie er meint, „zweifellos schwierig" sei, „der 
,direkten Diktatur' des Finanzkapitals eine Kriegskonzeption zuzutrauen, 
die ab einem bestimmten Zeitpunkt strategisch und damit politisch wie 
ökonomisch jenes Risiko bei weitem überstieg, das militärische Strategien 
normalerweise auf sich nehmen". (Zur Herkunft der Deutung des Krieges 
als Flucht vor der Krise s. Ernest Mandel: Trotzkis Faschismustheorie, in: 
Leo Trotzki: Wie wird der Nationalsozialismus geschlagen? Auswahl aus 
„Schriften über Deutschland". Frankfurt/M. 1971, S. 12.) In der „letztend-
lichen Realitätsuntüchtigkeit . . . der faschistischen Diktatur" sieht Ka-
dritzke, wie Blanke, eine unüberbrückbare Differenz zu dem, was sich 
beide unter monopolkapitalistischer Rationalität vorstellen (S. 132 f.). 

49 So z.B. Gert Schäfer: ökonomische Bedingungen des Faschismus, 
in: Detlev Horster u. Marios Nikolinakos (Hrsg.): Ist die Epoche des Fa-
schismus beendet? Frankfurt/M. 1971 (vorabgedruckt in: Blätter für 
deutsche und internationale Politik, Heft 12/1970), ganz ähnlich aber auch 
wieder Kadritzke, a.a.O., S, 121 f. 
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an ihm, w a r damit ursächlich den Mittelschichten zugeschrieben und 
aus der Verantwortung des Monopolkapitals herausgenommen. Darin 
zeigte sich aber letztendlich nur, daß die Mittelstandstheoretiker das 
monopolkapitalistische System nicht zu denken vermochten, sondern, 
ganz den Bedingungen des bürgerlichen Denkens entsprechend, sich 
im Grunde nur immer einzelne Kapitalisten oder auch Monopolkapi-
talisten als Personen vorstellen und von einem kapitalistischen oder 
monopolkapitalistischen Staat nur einen Begriff machen konnten, 
der nichts anderes als die bloße Verallgemeinerung ihres Bildes von 
einem einzelnen Kapitalisten ist. Sie bleiben unfähig, alle aus dem 
Kapital Verhältnis und der Konkurrenz der jeweils im einzelnen ra-
tionalen Rentabili tätskalküle resultierenden und sich akkumulieren-
den Widersprüche und alle sich hieraus auf dem Hintergrunde des 
for twährenden Produktivkräftefortschri t ts ergebenden Gesellschafts-
prozesse im Begriff des Systems zusammenzudenken und von daher 
eine Ahnung von der Existenz eines tendenziell notwendig zuneh-
menden genuin imperialistischen Irrationalismus wie zugleich einen 
Begriff von der mit den Einzelkapitalen nichtidentischen Funkt ion 
und Problematik des monopolkapitalistischen Staats zu gewinnen. 
Den der Mühe des Begreifens der relativ abstrakten S t ruk tu r der ge-
sellschaftlichen Realität aus dem Wege gehenden mittelstandstheore-
tischen Beweisführungen zufolge hät te ebensogut auch schon der 
erste Weltkrieg, dessen Zielsetzungen nicht weniger maßlos, vielmehr 
mit denen des zweiten bereits weitgehend identisch waren, das Werk 
der deutschen Mittelschichten und nicht der Monopolbourgeoisie sein 
müssen, und auch die ihn begleitenden, notwendig irrationalistischen, 
weil nur so funktionsgerechten Ideologien, waren dann sämtlich 
Ausdruck mehr mittelständischen als großbürgerlichen Machtwillens. 
Was aber die organisierte Menschenvernichtung anbetrifft , so hat 
das Argument, ihre Unrentabil i tät zeuge gegen den monopolkapita-
listischen Charakter des Faschismus, spätestens seit der Aufdeckung 
etwa nur beispielsweise des Zusammenhanges zwischen den IG Far -
ben und dem KZ Auschwitz etwas politisch Makabres und seinerseits 
beinahe Irrationales an sich, da es von souveränem Hinwegsehen 
über das die Rolle der Industrie bei der Deportation, Ausbeutung und 
Vernichtung der Menschen in erdrückender Weise belegende doku-
mentarische Material lebt, auf das sich die Mittelstandstheoretiker 
nu r keinen theoretischen Reim machen können, da ihnen jedes Ver-
ständnis f ü r die Unvermeidbarkeit des partiellen Auseinander- und 
Gegeneinandertretens der wirtschaftlichen Interessen und der Er for -
dernisse ihrer politischen Durchsetzung abgeht, ganz abgesehen da-
von, daß die Unrentabil i tät in einer der Realität nicht entsprechenden 
Weise von den Mittelstandstheoretikern verabsolutiert wi rd 5 0 . 

50 S. hierzu die demnächst erscheinende (dem Verf. im Manuskript 
vorliegende) Untersuchung von Peter M. Kaiser über den Zusammenhang 
von nationalsozialistischer Massenvernichtungspraxis und Industrieprofi-
ten. 
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Daß auch die Ideologien des Systems als notwendige Bestands-
stücke des Instrumentariums der Herrschaftsbehauptung — und so 
im Falle des deutschen Faschismus der Rassismus —- ebenso wie seine 
politischen Machtinteressen und Apparaturen zu seinen wirtschaft-
lichen Zielen in ein Spannungsverhältnis treten können, sich die 
verschiedenen Aspekte ein und desselben Systeminteresses wechsel-
seitig in den Arm fallen und streckenweise konterkarieren, ist der 
reale Ausdruck gerade des systemeigenen Widerspruchs und nicht 
konkurrierender sozialer Inhalte in der Politik der monopolkapitali-
stischen Staatsführung. 

Eben dieses Nichtverstehen der widersprüchlichen Erscheinungen 
des Systems als die Weise, in der es sich selbst produziert und nur 
existieren kann, liegt nun aber auch dem Argument von der angeb-
lichen Unterordnung der Wirtschaft unter den nationalsozialistischen 
Staat zugrunde. In ihm manifestiert sich nur, wie wenig sich die 
Mittelstandstheoretiker davon Rechenschaft abgelegt haben, daß das 
gemeinsame Interesse der Monopolkapitalisten, das der Staat wahr-
zunehmen hat, allen Einzelkapitalisten und ihren je momentanen 
Einzelinteressen in Gestalt des Staats als Politik wie etwas Fremdes, 
von ihrem Interesse Losgelöstes, in seinem Bezüge zu ihm jedenfalls 
nicht mehr immer Erkennbares wiederbegegnet, die Unterordnung 
unter seine Koordinationsgewalt daher aber auch nur immer dem 
Scheine nach Unterordnung unter eine wirtschaftsautonome, eigene 
Inhalte setzende Macht und in Wirklichkeit Unterordnung unter das 
eigene Allgemeininteresse ist. Zu dessen Formulierung muß der mo-
nopolkapitalistische Staat notwendig in Differenz gegenüber allen 
Einzelmonopolen gehalten werden und über einen gewissen Ent-
scheidungsspielraum ihnen gegenüber verfügen, ohne doch etwas 
anderes zu kombinieren als die von ihnen in stetiger Macht-Konkur-
renz untereinander auf ihn ausgeübten Einflüsse. Die ideologie-
geschichtlich traditionsreiche Fiktion vom autonomen Staat, die Be-
standteil der nationalsozialistischen Ideologie selbst und eines der 
Stücke in ihr war, die sie mit der sozialliberalen und der reformisti-
schen Ideologie verband, findet in der Deutung des Faschismus als 
einer über das Monopolkapital errichteten Diktatur und in der Sin-
neswahrnehmung, der sich diese Ebene der Wirklichkeit entzieht und 
die damit falschem Bewußtsein Vorschub leistet, nu r ihre Fortsetzung 
und Reproduktion. 

Die Schwächen der mittelstandstheoretischen Einwendungen gegen 
die marxistische Faschismusthéorie und das immer unableugbarere 
Hervortreten des monopolkapitalistischen Charakters des Faschismus 
in seiner Alltagswirklichkeit selbst wie die von der marxistischen 
Faschismusforschung von Jahr zu Jahr in immer größeren Mengen 
auf den Tisch gebrachten Dokumente fü r die monopolkapitalistische 
Herkunft aller Seiten der faschistischen Politik und vor allem auch 
fü r die Machteinsetzung des Faschismus durch das Monopolkapital 
bewirkten nun, daß einzelne Mittelstandstheoretiker dazu übergin-
gen, eine Kombination zwischen Mittelstandstheorie und marxisti-
scher Theorie zu versuchen. Sie interpretierten deshalb, um die un-
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bestrei tbaren dokumentarischen Fakten nicht länger ableugnen zu 
müssen und doch die strategischen Implikationen der Mittelstands-
theorie zu retten resp. den strategischen Konsequenzen der marxisti-
schen Theorie zu entgehen, den Faschismus als ein Bündnis mehrerer 
Klassenkräfte, also von Mittelstand und Monopolkapital (oder auch 
weiteren Kräften). Diese „Bündnistheorien" bildeten sich in zahlrei-
chen Varianten aus, haben heute die klassische Mittelstandstheorie 
weitgehend verdrängt und lassen sich vielleicht am ehesten in fol-
gende Gruppen aufteilen (die sich freilich mehrfach überschneiden): 

— In solche, die das Bündnis aus sozialen Klassen oder Klassen-
gruppen bestehen lassen, und in solche, die keinen Klassenbe-
griff kennen und es aus „Machteliten" (Partei, Militär, Bürokratie, 
Wirtschaft etc.) konstruieren 51. 

— In solche, die das Bündnis der Klassengruppen oder Machteliten 
als ein Verhältnis der unauflöslichen wechselseitigen Abhängig-
keit, als ein Zwangsbündnis mit wechselseitig bestehendem per-
manentem Kompromißzwang beschreiben, und in solche, die ei-
nem der Beteiligten eine Dominanz im Bündnis zusprechen, und 
zwar — in der Regel — entweder der faschistischen Partei , einmal 
aufgefaßt als von allen Klasseninteressen verselbständigter Bü-
rokratie, ein andermal aufgefaßt als Exponent der Mittelschich-
ten, oder dem Monopolkapital, oder dem Lumpenproletariat 
bzw. einer Kombination sozial disparater Elemente 52. 

— In solche, die eine solche Dominanz von Anfang an annehmen, 
und in solche, die die Herrschaftsphase des Faschismus unterteilen 

51 Zu ersteren wären etwa zu rechnen: August Thalheimer, H. C. F. 
Mansilla, Arno Klönne, Bernhard Blanke, Niels Kadritzke usw., zu letz-
teren Arthur Schweitzer (Big Business in the Third Reich. Bloomington 
1964; zur Kritik an Schweitzers Begriff der Machteliten, der auf Max 
Weber zurückgeht — und zugleich zur Kritik an Dieter Petzina, der die 
politische, die ökonomische und die militärische Macht ebenfalls, wie 
Schweitzer, auseinanderdividiert und als je autonome „Herrschaftsträger" 
des Faschismus begreift — s. Dietrich Eichholtz: Alte und „neue" Konzep-
tionen. Bürgerliche Literatur zur Wirtschaftsgeschichte in Deutschland, in: 
Jahrbuch für Wirtschaftsgeschichte 1971/III). 

52 Für die Zwangsbündnistheorie neuerdings charakteristisch Alfred 
Sohn-Rethel: ökonomische und Klassenstruktur des deutschen Faschis-
mus. Aufzeichnungen und Analysen. Herausgegeben und eingeleitet von 
Johannes Agnoli, Bernhard Blanke und Niels Kadritzke, Frankfurt/M. 
1973: „Beide Teile sind nach der Art eines gegenseitigen Abhängigkeits-
verhältnisses aneinander gekettet. Sie halten nicht zusammen, weil sie 
sich mögen, sondern obwohl sie einander hassen. Jeder Teil herrscht in 
dem Wunsch, daß seine Herrschaft ohne den anderen möglich sein möch-
te" (S. 198). Für Dominanztheorien der erstgenannten Variante beispiel-
haft Gert Schäfer, a.a.O., dsgl. Arthur Schweitzer, Dieter Petzina und Tim 
Mason; für eine Bündnistheorie mit Dominanz des Monopolkapitals Rein-
hard Kühnl; eine zwischen Dominanz des Monopolkapitals und Bohème-
bzw. lumpenproletarischer Dominanz oszillierende, leicht von der einen 
Auslegung in die andere transponierbare Variante ist die Bonapartismus-
theorie (s. oben im Text S. 575 ff.). 
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in eine erste Phase, in der das Kartel l der Bündnispartner in 
ausgewogenem Verhältnis an der faschistischen Herrschaft betei-
ligt ist, und in eine zweite, in der die faschistische Partei über die 
anderen Par tner die Oberhand gewonnen und die Alleinherrschaft 
an sich gerissen hat („full fascism")6 3 . 

Gegen alle diese Theorievarianten bleibt freilich in eben dem 
Maße, in dem sie an mittelstands- oder auch bürokratietheoretischen 
Elementen festhalten, auch das Gleiche wie gegen die Mittelstands-
und die Bürokratietheorie einzuwenden. Sie alle paralysieren mit der 
Einblendung nichtmonopolistischer Elemente in den Inhalt der f a -
schistischen Politik die Möglichkeit einer grundsätzlich auf die Einbe-
ziehung aller nichtmonopolistischen Bevölkerungsschichten in den 
Kampf gegen Monopolkapital und Faschismus gerichteten Strategie 
und verschaffen durch die Identifizierung bestimmter Teile der 
Mittelschichten mit dem Faschismus und die h ier für vorgebrachten 
Argumente, allen voran das Irrationalismus-Argument, den moderni-
zation-Theoretikern Teilbestätigungen und Aufwind. 

Dies gilt auch f ü r diejenige Variante, deren Anhänger sich ge-
kränkt fühlen, wenn man ihr Verundeutlichung der monopolkapita-

53 Arthur Schweitzer, a.a.O. (deutsch teilw. in: ders.: Die Nazifizie-
rung des Mittelstandes. Stuttgart 1970) und ihm folgend Dieter Petzina 
(Autarkiepolitik im Dritten Reich. Der nationalsozialistische Vier jahres-
plan. Stuttgart 1968) und Tim Mason (Der Primat der Politik. Politik und 
Wirtschaft im Nationalsozialismus, in: Das Argument Nr. 41, 8. Jg./Dez. 
1966; ders.: Primat der Industrie? Eine Erwiderung, in: Das Argument 
Nr. 47, 10. JgVJuli 1968) unterteilen den deutschen Faschismus in eine bis 
1936 bzw. 1938 reichende Phase des „partial fascism", die durch eine plu-
ralistische Machtstruktur des faschistischen Staats, nämlich die gemein-
same Herrschaft der je autonomen Machtsäulen Partei, Armee, Groß-
industrie bzw. auch Ministerialbürokratie gekennzeichnet sei („dual struc-
ture of power"), und die sich anschließende Phase des „full fascism", von 
der an sie Faschismus praktisch analog den totalitarismustheoretischen 
Beschreibungen interpretieren und letztendlich nicht anders als Heinrich 
August Winkler (H. A. Winkler: Mittelstand, Demokratie und National-
sozialismus. Köln 1972) als die absolute Herrschaft einer von keiner so-
zialen Machtgruppe kontrollierten „Clique und des von dieser Gruppe 
verkörperten Primats der Politik" (S. 180) bzw. wie Iring Fetscher als 
„Herrschaft einer radikalen Minderheit . . . aus militarisierten und deklas-
sierten Kleinbürgern, Lumpenproletariern und Halbgebildeten" (I. Fet-
scher: Faschismus und Nationalsozialismus. Zur Kritik des sowjetmarxi-
stischen Faschismusbegriffs, in: Politische Vierteljahresschrift, 3. Jg./1962, 
Heft 1, S. 42 ff., Zitat S. 62) auffassen. Zur Kritik dieser Phasenuntertei-
lung s. außer Eichholtz a.a.O. die Erwiderungen von Eberhard Czichon 
sowie von Dietrich Eichholtz und Kurt Gossweiler auf Tim Mason, in : Das 
Argument Nr. 47, auch: D. Eichholtz u. W. Schumann (Hrsg.): Anatomie 
des Krieges. Neue Dokumente über die Rolle des deutschen Monopol-
kapitals bei der Durchführung des Zweiten Weltkrieges. Berlin/DDR 1969, 
S. 17 ff., sowie Walter Fischer: Geschichtswissenschaft als politische Waffe, 
in: Kritik der bürgerlichen Geschichtswissenschaft II (= Das Argument 
Nr. 75), hier insbes. S. 162 ff. 
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listischen Funkt ion des Faschismus vorwir f t 5 4 , nämlich f ü r die 
Bonapartismustheorie, die gewöhnlich Thalheimer zugeschrieben 
wird, doch tatsächlich, worauf eine kürzlich erschienene Arbeit auf-
merksam gemacht ha t 5 5 , auf Otto Bauer zurückgeht und sich t a t -
sächlich auch am besten von ihm her vers tehen läßt. 

Auch die österreichische Sozialdemokratie ha t t e nach 1918 eine Po-
litik der Klassenzusammenarbeit eingeschlagen und stand vor dem 
Problem ihrer theoretischen Rechtfertigung. Otto Bauer ging an die 
Lösung dieser Aufgabe, indem er, ganz ähnlich wie Hilferding in 
Deutschland, die österreichische Nachkriegsrepublik als die schon ver-
wirklichte „Volksrepublik"58 und als den Beweis h ie r fü r die Regie-
rungsbeteiligung der Sozialdemokratie ausgab. Da die Behauptung 
von der kapitalunabhängig gewordenen Regierung aber offensichtlich 
der marxistischen Staatstheorie widersprach, entwickelte Bauer unter 
Berufung auf die Marxsche Absolutismus- und Bonapart ismusdeu-
tung die Argumentation, daß der Staat, wie Marx ja selber gezeigt 
habe, keineswegs immer ein Instrument der Klassenherrschaft zu 
sein brauche, sondern in bestimmten Lagen, wenn nämlich zwei 
Klassen sich kräf temäßig neutralisierten, durchaus sich über die 
Klassen erheben und über sie als ein autonomes Drit tes herrschen 
könne. Eine solche Lage des „Gleichgewichts der Klassenkräf te" abe r 
sei seit 1918 in vielen Ländern Europas, darunter auch in Österreich, 
auf Grund der Nachkriegsrevolutionen, die der Arbeiterklasse nicht 
die Alleinmacht brachten, doch der Bourgeoisie die Alleinmacht nah -
men, gegeben und ermögliche eine aus allen Volkskräf ten zusammen-
gesetzte Regierung und eine von ihr betriebene Politik der Reformen 
im Volksinteresse. Soweit die Seite, die der Rechtfertigung des Re-
formismus und der Koalitionspolitik galt. Doch die Autonomiethese 
diente wieder zugleich zur Rechtfertigung des Antikommunismus. 
Denn Bauer argumentier te weiter, auch in Rußland bestätigte sich, 
daß. die Revolutionen eine Lage geschaffen hät ten, die die Verselb-
ständigung des Staates von den Klassen ermöglichte, n u r daß dort 
nicht eine Koalition der Klassenkräfte die alte Klassenherrschaft ab-
gelöst habe, sondern sich eine „bewaffnete Par te i" allein des Staats 
bemächtigt und „die Diktatur einer über den Klassen stehenden re-
gierenden Kaste" — wozu es, damit das denkbar sei, der Theorie 
vom Gleichgewicht der Klassenkräfte und von der möglichen Verselb-
ständigung des Staates bedur f t e — errichtet habe 5 7 . In diesem Zu-
sammenhang stellte er die Parallele zum Bonapart ismus her, indem, 
er erklärte, daß im Unterschied zu den aus der Revolution hervorge-
gangenen Republiken Mitteleuropas, in denen das Gleichgewicht der 
Klassenkräf te zur Zusammenarbeit der Klassengegner in Koalitions-

54 S. Kadritzke, Faschismus als gesellschaftliche Realität und als un-
realistischer Kampfbegriff, a.a.O., S. 105, 111 ff. und insbes. 118 ff. 

55 Gerhard Botz: Genesis und Inhalt der Faschismustheorien Otto 
Bauers, in: International Journal of Social History, 1/1974, S. 28—53. 

56 Botz, a.a.O., S. 30 f. 
57 Ebd., S. 31. 
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regierungen, und das heißt auf den demokratischen Weg geführt 
habe, es in Rußland in Analogie zum einstigen französischen Bona-
part ismus zur gewaltsamen Okkupation des Staates durch eine die 
Kräf tebalance ausnutzende machtentschlossene einzige Par te i ge-
kommen sei. Damit aber nahm er nu r die schon vor ihm in mensche-
wistischen Kreisen kursierende Charakteris ierung des Sowjetstaats 
als „Thermidor" und „Bonapartismus" auf 6 8 , die mithin die eigent-
liche Quelle der Bonapartismustheorie darstellen. 

Die Funktion der Bonapartismustheorie wa r also anfänglich eine 
antisowjetische, und zu ihrer faschismustheoretischen Anwendung 
kam es erst dadurch, daß Bauer sie totalitarismustheoretisch auf den 
Faschismus übertrug. Schon 1924 schrieb er in seinem ersten pro-
grammatischen Aufsatz, daß der Bolschewismus „ganz ähnlich wie 
der Faschismus" 39 eine über den Klassen stehende Dikta tur sei und 
setzte in allen folgenden Jahren Bolschewismus und Faschismus als 
die zwei Formen der modernen „bonapartistischen Dikta tur" mi t -
einander gleich60, wobei er den Bolschewismus als ihre Ursprungs-
form, als den „Apfelbiß im Paradies" 61, ansah und 1936 die Behaup-
tung ihrer Gleichartigkeit bei allen sonst unverkennbaren Unter-
schieden damit begründete, daß sie „zerstören, was das Zeitalter der 
bürgerlichen Revolution an Freiheit und Menschlichkeit erobert 
hat te; daß sie damit vernichten, was das wertvollste Resultat vier-
hunder t jähr iger Kämpfe, das wichtigste Ergebnis der ganzen bü r -
gerlichen Geschichtsepoche, die Grundlage aller Kul tur unserer Zeit 
gewesen ist" 62. 

Die politischen Funktionen, die den Theoremen und Begriffen 
Gleichgewicht der Klassenkräfte, Verselbständigung und Bonapartis-
mus im System des Bauerschen Reformismus zukamen, dürf ten damit 
in ihrem Zusammenhang zutageliegen. Der Reformismus benötigt 
stets, um seine eigene Strategie rechtfertigen zu können, die An-
nahme der Klassenautonomie sowohl des von ihm mitgetragenen 
kapitalistisch-formaldemokratischen Staats wie der sozialistischen 
Staaten wie auch des faschistischen Staats. Im Falle des Faschismus 
ha t te Bauer nun aber doch einen gewissen feinen Unterschied ge-
macht, indem er zwar erklärte, daß der Faschismus eine über allen 
Klassen errichtete Diktatur sei, aber hinzufügte, daß diese objektiv 
im Interesse der Verteidigung des kapitalistischen Eigentums liege. 
Am Beispiel des italienischen Faschismus: „Der italienische Faschis-
mus von 1922 ist das Gegenstück des Bonapartismus von 1851. In bei-
den Fällen hat ein Abenteurer , auf Banden bewaffneter Abenteurer 
gestützt, das bürgerliche Par lament auseinanderjagen, damit die 

58 Ebd., S. 33, Anm. 3. 
59 Ebd., S. 31. Es handelt sich bei diesem erwähnten Aufsatz um Otto 

Bauers Artikel „Das Gleichgewicht der Klassenkräfte", der 1924 im theo-
retischen Organ des Austromarxismus „Der Kampf. Sozialdemokratische 
Monatsschrift", 17. Jg., S. 57 ff., erschien. 

60 Ebd., S. 32, 38 und 39. 
61 Nolte, Theorien, a.a.O., Einleitung S. 23; Botz verweist hierauf S. 32. 
62 Botz, a.a.O., S. 32 f. 
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politische Herrschaft der Bourgeoisie stürzen und seine Diktatur 
über alle Klassen errichten können, weil die Bourgeoisie selbst ihre 
politische Vertretung im Stiche ließ, ihre eigene Klassenherrschaft 
preisgab, sich der gegen ihre eigene Staatsmacht rebellierenden Ge-
walt in die Arme warf , um gegen Preisgabe ihrer politischen Herr-
schaft ihr vom Proletar iat bedrohtes Eigentum zu retten." 63 Die 
Thalheimer als originelle politiktheoretische Leistung nachge-
rühmte 6 4 Trennung von politischer und sozialer Herrschaft hatte 
Bauer also schon vor ihm vollbracht. Aus ihr resul t ier te die weitere 
bonapartismustheoretische Unterscheidung zwischen „direkter" und 
„indirekter" politischer Herrschaft, und auf die Frage, inwieweit 
diese beiden Unterscheidungen sinnvoll sind, der Faschismuserkennt-
nis nützlich oder abträglich, reduziert sich im Grunde die ganze De-
bat te mit den heutigen Anhängern der Bonapartismustheorie, weil 
dies im wesentlichen bei ihnen — was zumindest ihre l inken Anhän-
ger be t r i f f t — von ihr übriggeblieben ist. 

Was den Nutzen der beiden Unterscheidungen anbelangt, so ist das 
hierzu Nötige freilich rasch gesagt. Nämlich, daß auch und gerade 
im formaldemokratisch organisierten monopolkapitalistischen Par la -
ments- und Parteienstaat das Monopolkapital nicht „direkt" politisch 
herrscht, sondern indirekt über seine Parteien, die gleichfalls Mas-
senparteien sind, also auch ihre Basisprobleme kennen, sie in Rech-
nung stellen müssen und schon von daher durchaus auch eigenen 
Entwicklungsgesetzlichkeiten unterliegen und deshalb in alledem 
nichts Faschismusspezifisches aufzufinden ist. Es dennoch zu einem 
Spezifikum des Faschismus zu erheben, also die allgemein, sowohl 
im faschistischen wie im formaldemokrat isdien Staat gegebene rela-
tive Nichtidentität von Monopolkapital und monopolkapitalistischer 
Partei resp. monopolkapitalistisdiem Staat beim Faschismus betont 
herauszustreichen und beim formaldemokratischen Staat zu über-
sehen, läuf t darauf hinaus, der faschistischen Par te i im Vergleich 
zu bürgerlichen Parteien des formaldemokratischen Verfassungs-
systems wie etwa der Weimarer DVP oder DDP oder der heutigen 
CDU und F.D.P. gerade eine größere Unabhängigkeit von Großindu-
strie und Großbanken als qualitatives Hauptmerkmal zu attestieren 
und damit bei der Absurdität Otto Bauers zu landen, der allen Ern -
stes, und zwar auf Grund dieser Unterscheidung und zur Illustration 
ihres Sinnes, erklärte, daß eine „Diktatur der Bourgeoisie" die Regie-
rung Marx (Zentrum) der Jahre 1923/1924 gewesen sei, der Faschis-
mus aber gerade keine Diktatur der Bourgeoisie sei65. Die Verteidi-
ger der Bonapartismustheorie führen an 66, daß sich doch aber nur 
mit Hilfe einer Unterscheidung von sozial Herrschenden und ver-

63 Ebd., S. 31. 
64 S. Kurt Kliem, Jörg Kammler, Rüdiger Griepenburg: Zur Theorie 

des Faschismus. Einleitung zu Wolfgang Abendroth (Hrsg.): Faschismus 
und Kapitalismus. Frankfurt/M. 1967, S. 10. 

65 Botz, a.a.O., S. 32. 
66 Kadritzke, a.a.O., S. 119 ff. 
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selbständigter politischer Herrschaft die Widersprüche und Spannun-
gen zwischen faschistischer Par te i und Monopolkapital theoretisch 
erklären und praktisch begreifen ließen. Aber diese Widersprüche 
und Spannungen — soweit es sich um die tatsächlichen handelt und 
nicht nu r um die von den Mittelstandstheoretikern angeführ ten ver-
meintlichen Antikapitalismen, die die Bonapart ismustheoret iker in 
der Regel komplett kolportieren6 7 — sind f ü r den Faschismus gerade 
überhaupt nichts Spezifisches, sondern kennzeichnend f ü r alle mono-
polkapitalistischen Herrschaftssysteme. Das Auseinanderdenken von 
politischer und sozialer Herrschaft (eine Aufgabe, in deren Wider-
haken sich rettungslos verfangen muß, wer ihr ernstlich nachzu-
kommen versuchte) könnte nur immer gleicherweise beim faschisti-
schen wie beim formaldemokratischen Staat erfolgen und müßte 
dann konsequenterweise dazu führen, daß auch bei letzterem eine 
politische Herrschaft der Parteien über das sozial herrschende Mono-
polkapital konstatiert würde, wie es Otto Bauer, als es ihm opportun 
war, zum Zwecke der reformistischen Idealisierung der österreichi-
schen Republik ja auch tatsächlich tat. Indem nun aber gerade um-
gekehrt, so abwegig schon das erstere wäre, durch Ausblendung des 
Verhältnisses von Wirtschaft und formaldemokratischem Staat, d. h. 
einseitige Anwendung dieser Unterscheidung auf den faschistischen 
Staat, eine Besonderheit des Faschismus suggeriert wird, die tatsäch-
lich keine ist, erweisen sich beide Unterscheidungen in ihrem prakt i -
schen Effekt als gerade wegführend von der Möglichkeit der Er -
kenntnis der wirklich besonderen Natur des Faschismus, was nichts 
anderes bedeutet, als daß die Funktion des bonapartismustheoreti-
schen Ansatzes insgesamt eine desorientierende und damit apologe-
tische ist. 

Gerade in vielen linken Theorieansätzen aber finden sich gegen-
wärt ig die Elemente der Bonapartismustheorie wieder, und das vor 
allem hinsichtlich eines Punktes, den sie allerdings mit sämtlichen 
bürgerlichen Faschismustheorien gemein hat. Es versteht sich, daß 
die gesamte komplizierte Konstruktion der vom Monopolkapital ver-
selbständigten und doch im Interesse der Verteidigung der sozialen 
Herrschaft des Monopolkapitals liegenden faschistischen Parteidikta-
tur als Definition und Wesenserklärung des Faschismus in sich zu-
sammenstürzen muß, wenn es auch Faschismus ohne faschistische 
Partei gibt. Für die Bonapartismustheorie ist ein solches Phänomen 
daher definitorisch ausgeschlossen, fü r sie muß gelten: wo keine f a -
schistische Massenpartei, da kein Faschismus. Dies ist von ihren P r ä -
missen her völlig logisch, denn wenn Faschismus vom Monopolkapital 
verselbständigte Herrschaft ist, braucht diese verselbständigte Her r -
schaft einen Träger, so wie auch alle bürgerlichen Theorien, die die 

67 S. ebd. S. 121 f., insbes. Anm. 58. Das S. 122 als zweiter empirischer 
Hauptbeleg für die Verselbständigungs-These angeführte Thalheimersche 
Axiom, daß zu den „nicht antastbaren Eigenschaften der faschistischen 
Diktatur" deren Unabschaffbarkeit durch die Bourgeoisie gehöre, dürfte 
inzwischen durch die Entwicklungen in Griechenland und Portugal von 
der Wirklichkeit desavouiert sein. 
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Massen zum Subjekt des Faschismus machen, ihren Begriff von Fa-
schismus auf die faschistische Massenbewegung abgestützt haben 
und dies ebenfalls nicht anders können. Eben dieses Theorieelement 
aber taucht als definitorisches Diktum auch bei einer Vielzahl l inker 
Autoren auf, die durchaus nicht den monopolkapitalistischen Charak-
ter des Faschismus bemänteln wollen, sich aber auf Grund der Auf-
nahme eines solchen Kri ter iums in ihre Faschismusdefinition außer-
stande setzen, etwa den gegenwärtigen chilenischen Faschismus oder 
den griechischen der jüngsten Vergangenheit als Faschismus zu be-
stimmen. Die Frage reicht t iefer, als es scheint, weil sie nicht nu r ein 
Problem der politisch gebotenen Wortwahl ist, sondern ein Problem 
der Imperial ismuserkenntnis und der Erkenntnis eben der Entste-
hungsmechanismen des Faschismus. Sollte Faschismus in Zukunf t 
häufiger ohne eine Massenbewegung installiert werden, dann wird 
es auf die Dauer nichts helfen, unter Verweis auf die éigene Defini-
tion zu erklären, dies sei kein Faschismus. Doch dies hieße zugleich, 
daß der ganze entstehungstheoretische Kontext, aus dem sich die 
Aufnahme der faschistischen Massenbewegung in die Begriffsbe-
st immung des Faschismus ergab, unstimmig, jedenfalls so noch nicht 
allgemein genug oder, was hier dasselbe bedeutet, noch nicht genü-
gend den wirklichen Entstehungsursachen angenähert war . Hinzu 
kommt, daß mit der Hineinnahme der Massenbewegung in die Fa -
schismusdefinition, die in Blick auf alle historischen Faschismen 
gerechtfertigt schien und von daher lange Zeit kaum problematisiert 
worden war, sich fas t immer Elemente der Bündnistheorie, der so-
zialpsychologischen oder auch der bürokratietheoretischen Faschis-
muserklärungen in den Begriff miteinmengen, weil letzten Endes 
ihretwegen die Massenbewegung überhaupt als eigenes Kri ter ium in 
die Definition aufgenommen wurde 9 8 . 

68 Bis zu welcher Vermengung der verschiedensten Theorieelemente 
dies führen kann, illustriert Arno Klönnes Faschismusdefinition (Arno 
Klönne: Was heißt Faschismus? Versuch einer Begriffsbestimmung, in: 
werkhefte, 10/1969), die den Faschismus erstens und zunächst an die 
„Grundlage" einer „ideologisierten Massenbewegung" antiindustriegesell-
schaftlichen Bewußtseins bindet, ihn sodann — was seine Struktur als 
Herrschaftssystem betrifft — als eine „Interessenkoalition" dieser Mas-
senbewegung mit „großkapitalistischen Machteliten" bzw. als „Bündnis" 
solcher „kapitalistischen Machtgruppen" mit der aus jener Massenbewe-
gung hervorgegangenen „neuen .politischen' Amtselite" und „Teilung der 
Macht" mit ihr (a.a.O., S. 279) beschreibt, drittens den Umschlag des par-
lamentarisch-liberalen Staats in den faschistischen als „Ausweg aus einer 
Existenzbedrohung" des Großkapitals bei gleichzeitig abschreckender Wir-
kung der bestehenden sozialistischen Staaten auf die Massen und „kon-
zeptionellen und strategischen Schwächen" der „linken Alternativbewe-
gungen" im Lande selbst charakterisiert, viertens die relative Stabilität 
des Faschismus auf den von ihm bewirkten „Modernisierungsschub" zu-
rückführt und fünftens schließlich als dessen subjektives Antriebsmotiv 
„die Tendenz sozial-ökonomisch privilegierter Gruppen" nennt, „den De-
mokratisierungsprozeß, den die industriegesellschaftliche Entwicklung 
möglich macht, an einem bestimmten Punkt zum Halt zu bringen und 
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Es liegt auf der Hand, daß n u r vom Boden des marxistischen An-
satzes aus derart igen Verworrenhei ten auch in der linken Debatte — 
zu denen desgleichen alle hier nicht näher e rwähnten linksradikalen 
Ansätze gehören, die den Faschismus als den notwendigen politischen 
Überbau der monopolkapitalistischen Phase des Kapitalismus oder 
einer ihrer Perioden interpretieren, damit der Versuchung verfallen, 
allgemein-monopolkapitalistische St rukturzüge als die Spezifika des 
Faschismus auszugeben und so am Ende in allem Monopolkapitalis-
mus Faschismus zu sehen und auf diese Weise den Faschismusbegriff 
zu inflationieren bzw. letztendlich überflüssig zu machen 6 9 — durch 
fortschreitende Aufdeckung der tatsächlichen Entstehungszusammen-
hänge begegnet werden konnte. Daß die marxistische Theorie über 
einen langen Zeitraum hin sich stattdessen im wesentlichen damit 
begnügte, f ragwürdige Theorien dementierend zurückzuweisen, hat te 

rückläufig zu machen". In dieser Begriffsbestimmung ist gleichsam die 
Kombination von Iring Fetscher (neue „Elite") mit Franz Neumann 
(Machtteilung), Otto Bauer (Demokratisierungsstop), Thalheimer (Ver-
selbständigung), Trotzki (Versagen der Linken) und sowohl Arthur 
Schweitzer einerseits (Faschismus als mittelständisch-antiindustrielle „Ge-
genrevolution") wie Schoenbaum und Dahrendorf andererseits (Faschis-
mus als Modernisierungsrevolution) gelungen. Durch das Definitionsmerk-
mal der Massenbewegung bleibt ein Faschismusbegriff, aus welchen wei-
teren Elementen er auch immer sonst noch bestehen mag, immer unver-
meidlich im Assoziationsumkreis des totalitarismustheoretischen Begriffs 
der „Massenbewegungsregime" (s. etwa Robert C. Tucker: Auf dem Weg 
zu einer politikwissenschaftlichen vergleichenden Betrachtung der „Mas-
senbewegungsregime", in: Wege der Totalitarismusforschung, S. 382 ff.). 
Über das Definitionselement der Massenbewegung geraten auch in Rein-
hard Kühnls bündnistheoretischen Faschismusbegriff (s. etwa R. Kühnl: 
Formen bürgerlicher Herrschaft. Liberalismus — Faschismus. Reinbek b. 
Hamburg 1971, S. 119 ff., 130 ff.) Elemente disparater Theorienansätze, 
insbesondere solche sozialpsychologischer und bonapartismustheoretischer 
Provenienz, die ihn zur Verselbständigungsthese tendieren lassen (s. etwa 
ebd. S. 148 ff.; ebenso ders.: Kapitalismus und Faschismus. Thesen zu Kurt 
Gossweilers „Material zur Faschismus-Diskussion", in: K. Gossweiler, 
R. Kühnl u. R. Opitz: Faschismus. Entstehung und Verhinderung. Frank-
furt/M. 1972, S. 42). Zur Auswirkung des Massenbewegungskriteriums auf 
die Beurteilung des Faschismus in Griechenland, Spanien etc. s. R. Kühnl: 
Deutschland zwischen Demokratie und Faschismus. München 1969, S. 158 f.; 
ders. : Formen bürgerlicher Herrschaft, a.a.O., S. 164 ff. 

69 Hierzu gehört u. a. Johannes Agnolis Gleichsetzung des Faschismus 
mit korporativistischen Strukturen (J. Agnoli: Zur Faschismus-Diskussion, 
in: Berliner Zeitschrift für Politologie, Nr. 2/1968 und Nr. 4/1968), die ihn 
zwangsläufig — da staatsmonopolistische Strukturen stets korporativisti-
schen Gepräges sind — dazu führt, zwischen faschistischen und nicht-
faschistisch-monopolkapitalistischen Staaten nur einen Unterschied im 
Sinne von „offenem" und „maskiertem" Faschismus erkennen zu können; 
ein Zeugnis antiautoritärer Totalinflationierung des Faschismusbegriffs 
ist André Glucksmann, Alain Geismar, Michel Foucault u. a.: Neuer Fa-
schismus, Neue Demokratie. Berlin 1972 (= Rotbuch 43); dort heißt es 
z.B., bezogen auf Frankreich: „Der Faschismus entsteht nicht durch einen 
Staatsstreich — weil er . . . bereits besteht" (S. 16). 
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allerdings einen einleuchtenden Grund. Denn durch ihre Bindung an 
die Sozialfaschismustheorie hatte sie sich den Weg zu jeder gründ-
licheren Beschäftigung mit den politischen Systemmechanismen der 
monopolkapitalistischen Gesellschaft selbst verlegt. Die Fehleinschät-
zung einer so zentralen Kraft im politischen Kräftespektrum der 
monopolkapitalistischen Gesellschaft wie der Sozialdemokratie be-
deutete notwendig die Fehleinschätzung des gesamten Spektrums 
und damit auch des ganzen politischen Funktionsmechanismus dieser 
Gesellschaft; jede nähere Erörterung der Entstehungsmechanismen 
des Faschismus hätte demnach unverzüglich in Kollision mit ihr 
führen müssen. Erst mit der Kritik und Außerkraftsetzung der 
Sozialfaschismustheorie durch den VII. Weltkongreß der Kommuni-
stischen Internationale und mit dem Abklingen der lähmenden Wir-
kungen, die von ihr auf die linke Theoriedebatte ausgegangen wa-
ren, war daher der Weg zu einer marxistischen Erörterung der 
spezifischen Probleme einer Entstehungstheorie des Faschismus 
grundsätzlich wieder frei. 

Konzeption einer genetischen Faschismus-Theorie 
Fast alle kritisierten Erklärungsansätze enthalten unleugbar auch 

Momente oder Gesichtspunkte, denen zwar in jeweils deren speziel-
lem Interpretationszusammenhang ein falscher Stellenwert, meist 
eine verabsolutierte Bedeutung und damit eine praktisch desorien-
tierende und apologetische Funktion zuerteilt ist, die aber an sich 
auf einen Aspekt der Wirklichkeit verweisen und hieraus ihren 
relativen Wahrheitsgehalt beziehen, der dann jeweils dem ganzen 
Ansatz seinen Legitimationsanschein verschafft. Hierzu gehören 
auch einige Elemente, die für den Prozeß der Faschismusentstehung 
von tatsächlich größtem Belang sind, deren Untersuchung daher fü r 
sein Verständnis unerläßlich ist. 

So stellt vor allem das Problem der Massenbasis, so wenig sich 
diese zum Definitionskriterium des Faschismus eignet, eine in die 
Erörterung des gesellschaftlichen Entstehungszusammenhanges des 
Faschismus zentral gehörige Frage dar, weil sich in der Tat nur aus 
der Massenbasisproblematik der Faschismus erklären läßt. Ebenso 
ist natürlich die Frage nach den Mentalitätsstrukturen der Massen-
anhängerschaft des Faschismus und nach ihren Ursachen keineswegs 
eine für die Faschismuserkenntnis irrelevante, sondern so wie die 
eng mit ihr zusammenhängende Frage nach dem Verhältnis von 
Mittelschichten und Faschismus eine im Gegenteil höchst bedeut-
same. Es sind Fragen, die von den sozialpsychologischen bzw. Mittel-
stands-Theorien nur mit vereinseitigender, das Geflecht der wirkli-
chen Zusammenhänge verzerrender Akzentuierung aufgeworfen sind 
und daher auf ihren tatsächlichen Platz in ihm zurückgerückt wer-
den müssen. Die Frage, wie es zum Faschismus komme, betrifft ja 
zwei ganz verschiedene Ebenen. Einmal ist die Frage, wie sich über-
haupt faschistische Potentiale und Mentalitäten in der Gesellschaft 
bilden, ob sie autonom, d. h. auf Grund irgendwelcher allgemeinen, 
anonym wirkenden Mechanismen der monopolkapitalistischen Ge-



Über die Entstehung und Verhinderung von Faschismus 583 

sellschaft ohne bewußtes, gezieltes Hinzutun des Monopolkapitals 
und seines politischen Machtapparats und womöglich gar gegen 
ihren Wunsch entstehen, und wenn ja, auf Grund welcher Mechanis-
men. Zum anderen ist zu fragen, wie es zur Errichtung der faschisti-
schen Diktatur , zum Übergang von der parlamentarischen Demokra-
tie ins faschistische Herrschaftssystem kommt, ob dies ein Vorgang 
der Machtergreifung der faschistischen Par te i oder ihrer Machtein-
setzung durch das Monopolkapital, ein Putsch gegen die bisherigen 
Machthaber oder gerade umgekehrt deren eigener Staatsstreich zur 
Konsolidierung ihrer Macht auf neuer politischer Grundlage ist, wie 
sich, falls letzteres der Fall ist, dieser Umschlag vollzieht und was vor 
allem die Bedingungen sind, unter denen er erfolgt, d. h. welche 
besonderen Konstellationen seine Voraussetzung sind und wie bzw. 
ob sie sich theoretisch verallgemeinern lassen. Eine genetische Fa-
schismustheorie hat die Aufgabe, die Fragen dieser beiden Problem-
ebenen so zu beantworten, daß der zwischen ihnen real bestehende 
innere Zusammenhang sichtbar wird, ihre Antworten also das in der 
Wirklichkeit der Gesellschaft zwischen den beiden Ebenen in ihrer 
zeitlichen und sachlichen Geschiedenheit doch gegebene Kontinuum 
ans Licht heben und damit die Erscheinung des Faschismus als Be-
wegung und die Erscheinung des Faschismus als Herrschaftssystem 
in ihren jeweiligen Entstehungsursachen und der Ar t ihres Zusam-
menhängens miteinander in einer einzigen kohärenten Theorie er-
klären. Das ist nur möglich unter der Voraussetzung eines ausgebil-
deten, am Studium der Geschichte wie der gegenwärtigen Wirklich-
keit gewonnenen Begriffs vom Monopolkapitalismus und seiner 
politischen Ökonomie, weil sie das den beiden Erscheinungen gemein-
same Ursachenfeld sind, aus dessen S t ruk tur und Bewegungsgesetzen 
daher auch nur immer ihr Zusammenhang sich ergeben kann. Nur 
aus der Anwendung aller von der marxistischen Imperialismusfor-
schung zur Verfügung gestellten Kenntnisse der politischen Ökono-
mie des Monopolkapitalismus auf die Probleme der beiden von einer 
Entstehungstheorie zu beantwortenden Fragen kann daher die 
Konzipierung einer einheitlichen genetischen Faschismustheorie ge-
lingen, die so verschiedenartige Fragen wie die nach der autonomen 
oder nichtautonomen Entstehung faschistischer Potentiale, diejenige 
nach dem Zusammenhang von faschistischer Massenbewegung und 
faschistischer Diktatur und nicht zuletzt diejenige nach der Lage oder 
Faktorenkonstellation, die den Faschismus zur Macht bringt, zusam-
menhängend zu beantworten vermag. 

Hierzu ist es zweckmäßig, vom monopolkapitalistischen Integra-
tionsproblem auszugehen7 0 , weil von ihm aus von vornherein der 
Blick immer schon gleichmäßig auf die politischen Interessen des 

70 Wenn auch Parsons Ansatz — wie alle Systemtheorie — an die Be-
trachtung der politischen Erscheinungen unter dem Integrationsgesichts-
punkt herangeht, dann doch unverkennbar in gänzlich anderem Sinne; 
nämlich um ihrer Integration willen — weshalb sie nur als zu refunktio-
nalisierende „Dysfunktionen" oder „Antinomien" begriffen und so dem 
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Monopolkapitals und die politischen Potentialbildungen in der Ge-
sellschaft in ihrem Bezug zueinander unter dem Gesichtswinkel des 
monopolkapitalistischen Herrschaftsinteresses fällt und der Wechsel 
von einer He'rrsch,aftsform zu einer anderen ohne Zweifel immer in 
der Beschaffenheit dieses Verhältnisses seine Ursache hat, d .h . aus 
dem monopolkapitalistischen Massenbasisproblem resultiert. 

Da politische Herrschaft , die sich auf subjektiv freiwillige Zustim-
mung der Beherrschten stützt, stets zuverlässiger gesichert ist als 
eine ausschließlich auf Gewalt gestützte, ist solange, wie es den die 
Interessen des Monopolkapitals realisierenden Parteien gelingt, sich 
in der Gesellschaft eine zur politischen Durchsetzung dieser Interes-
sen, d. h. zur Best immung des Inhalts der staatlichen Politik, aus-
reichende, sie zur politischen Führung des Staats legitimierende 
Massenbasis zu verschaffen, beim Monopolkapital kein aktives In-
teresse an einer Beseitigung des formaldemokratisch-parlamentari-
schen Verfassungsstaats, sondern im Gegenteil das Interesse an des-
sen Glorifizierung als Staat der Freiheit und einzig denkbare Ver-
wirklichung der Demokratie dominierend. Freilich, die eben genannte 
Bedingung ist die Durchsetzbarkeit aller seiner politischen Interessen, 
mindestens aber aller seiner jeweiligen politischen Hauptinteressen, 
über seine Parteien vermöge ihres hierzu hinreichenden Wähleran-
hangs und nicht etwa erst die bloße Beibehaltung und Behauptung 
der Wirtschaftsordnung, wie manche linke Theoretiker glauben, die 
den Faschismus definitorisch als Reaktion auf drohenden Sozialismus, 
als „präventive Konterrevolution", Rettung der kapitalistischen Ei-
gentumsordnung vor dem revolutionären Proletar iat oder nachträg-
liche Reaktion auf eine solche Bedrohung charakterisieren7 1 . 

zum formationsunspezifischen „System" verallgemeinerten Monopolkapi-
talismus wie etwas Fremdes gegenübergestellt, statt aus ihm erklärt wer-
den —, im Sinne also gerade nicht von Systemerkenntnis, sondern von 
aktivem Interesse an der monopolkapitalistischen Integration. 

71 So vor allem Manfred Clemenz: Gesellschaftliche Ursprünge des 
Faschismus. Frankfurt/M. 1972, der den Faschismus an die Voraussetzung 
einer vorausgegangenen gescheiterten „proletarisch-mittelständischen Re-
volution" bindet (s. etwa S. 192, 213, 224) und ihn dementsprechend als 
„Gegenschlag" (S. 232) bzw. „gegenrevolutionäre Reaktion auf den prole-
tarisch-mittelständischen Revolutionsversuch" (S. 215) oder „Konterrevo-
lution" (S. 163 ff.) deutet. Ähnlich interpretiert Wilhelm Alff den Faschis-
mus als Reaktion auf Sozialismus. „Der Faschismus ist eine Bewegung 
von Massen. Die faschistischen Führer antworten damit auf die Heraus-
forderung der durch den Sozialismus bewegten Massen" (Wilhelm Alff: 
Der Begriff Faschismus und andere Aufsätze zur Zeitgeschichte. Frank-
furt/M. 1971, S. 30). Zur Tradition der Konterrevolutionstheorie s. u. a. 
Arthur Rosenberg: Der Faschismus als Massenbewegung. Karlsbad 1934 
(unter dem Pseudonym „Historicus"), auf den Clemenz S. 163 Bezug nimmt ' 
(zu Rosenberg neuerdings auch Gunnar Stolberg: Theorie und Erfahrung. 
Die Faschismusschriften Rosenbergs, Serings und Sternbergs im Lichte 
der Marxschen Theorie, in: Internationale wissenschaftliche Korrespon-
denz zur Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung, 10. Jg., Heft 1/ 
März 1974). 
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Tatsächlich liegt die Grenze, von der an die parlamentarische De-
mokrat ie im Urteil des Monopolkapitals ihrer Funktion nicht mehr 
gerecht wird und der Ablösung oder Modifikation bedarf, weit vor 
der Wirtschaftsordnung als dem Fundament und außerstaatlichen 
institutionellen Gefüge seiner Macht. Sie liegt schon da, wo etwa — je 
nachdem, was nach Zeit und Ort die aktuellen Haupt inhal te seines 
Expansionsinteresses sind, die es keinem Integrationskompromiß zum 
Zwecke der Stabilisierung seiner Massenbasis zu opfern bereit ist — 
sich die notwendige Mehrheitsgefolgschaft f ü r einen von ihm beab-
sichtigten Krieg oder fü r das Verbleiben in einem best immten Mili-
t ä r - und Wirtschaftsbündnis oder auch den Austr i t t aus einem sol-
chen oder fü r bestimmte Reformen der Wirtschafts- und Steuerge-
setzgebung und mitunter auch nur fü r die Senkung der Arbeitslosen-
Unterstützungssätze um ein halbes Prozent nicht mehr ergibt oder 
absehbar nicht mehr wird aufbringen lassen. In bereits all solchen 
Fällen der Bedrohung nur einzelner seiner politischen Hauptinteres-
sen — die übrigens nicht einmal auf entsprechend gewachsenen Ein-
f luß der linken Parteien zurückzugehen braucht, sondern auch allein 
aus einer zu starken Zersplit terung der bürgerlichen Parteien selbst, 
dem zu heft igen Konkurrenzkampf der einzelnen wirtschaftlichen 
Fraktionen der Bourgeoisie untereinander erwachsen kann — setzt 
im Monopolkapital der Klageruf über das „Versagen der Demokra-
tie", die dahinschwindende „Staatsautorität", die zunehmende „Füh-
rungsschwäche" der Regierung und die „Popularitätshascherei" der 
Par lamentar ier und eine gezielte Agitation gegen die Grundlagen 
der parteienstaatlichen Verfassung, das Mehrheitsprinzip, die Par la-
mentsabhängigkeit der Regierung usw. ein. Das wird illustriert etwa 
von der bürgerlichen Geschichtsschreibung mit ihrer These vom Ver-
lust der Massenbasis f ü r die Demokratie notorisch verfälscht dar-
gestellte Vorgeschichte des deutschen Übergangs in den Faschismus, 
in der es zu keinem Zeitpunkt, am wenigsten aber in den Jahren und 
Monaten unmittelbar vor 1933, eine Situation gab, in der eine sozia-
listische Machtergreifung auch nur en t fern t im Bereich des real 
Möglichen lag, und in der sich eine Massenbasis f ü r die Bewahrung 
des Kapitalismus, wäre es etwa hierum gegangen, jederzeit, näm-
lich beispielsweise sofort durch Verständigung mit der Sozialdemo-
kratie, hät te f inden lassen. Doch es ging eben nicht hierum, sondern 
um weit ehrgeizigere politische Ambitionen des Monopolkapitals, und 
nur deshalb schloß sich der Weg der Verbündung mit der durch und 
durch entrevolutionierten und doch längst zuverlässig auf den Boden 
der kapitalistischen Wirtschaftsordnung übergegangenen Sozialde-
mokratie als Alternative zur faschistischen Diktatur f ü r dessen beide 
Fraktionen am Ende in gleicher Weise aus. Daher aber sind auch alle 
Deutungen des Faschismus als Abwehr unmit te lbarer Kapitalismus-
bedrohung gefährlich illusionäre RückVerlagerungen des Punktes, 
von dem an dem Monopolkapital die parlamentarische Demokratie 
unerträglich wird. 

Nun ist aber dennoch seine erste Reaktion auf die Möglichkeit, 
demnächst nicht mehr über eine sichere Massenbasis fü r die Durch-
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Setzung aller seiner politischen Hauptinteressen zu verfügen, noch 
nicht der Faschismus, sondern sein erster Gedanke gilt der Umfor-
mung der parlamentarischen Verfassung auf eine Weise, die ihm 
seine nach deren bisherigen Regeln nicht mehr gesicherte Vorherr-
schaft über den Staat doch wieder garant ier t . Die Tendenz dieser 
Umformungen ist immer die Ausschaltung des Einflusses aller mit 
den eigenen politischen Formationen des Monopolkapitals nicht kon-
form gehenden Krä f t e auf die Organe der staatlichen Willensbildung. 
Die Wege, auf denen sie verwirklicht wird, sind vielfältig und hängen 
von der Reichweite der vorerst gesteckten Reformziele ab. Eine ganze 
Skala abgestufter Methoden zur Sicherung der Beherrschung des 
Staats durch das Monopolkapital wurde ausgebildet und steht den 
heutigen monopolkapitalistischen Staaten zur Verfügung, angefan-
gen mit so scheinbar sich noch ganz im Rahmen der par lamentar i -
schen Demokratie haltenden Dingen wie wahlrechtlich veranker ten 
Prozenthürden und Mehrheitswahlrecht (durch die freilich gerade 
ihre Grundlagen angegriffen, nämlich die Prozesse der politischen 
Parteienbildung vorweg beeinflußt werden) 7 2 über zunehmende Ver-
schiebungen wichtiger Kompetenzen von der Legislative auf die Exe-
kut ive 73 bis schließlich zu großen Verfassungsreformen, die auf die 
Stärkung der Rechte des Staatschefs und die Annäherung seiner 
Position an eine Führerstellung entweder noch im Rahmen eines 
Par laments- und Parteienstaats, also auf eine Präsidialdemokratie 
nach dem Vorbild etwa der derzeitigen Verfassung der USA, oder 
aber, in ihrer Maximalvariante, in einer grundsätzlich überpar lamen-
tarischen Regierung und damit auf die qualitativ neue Herrschafts-
form der monopolkapitalistischen Präsidialdiktatur gerichtet sind. 
(In Deutschland wurde sie in der Brüning- und Papen-Periode 
mit dem Plan angestrebt, die Ausnahmepraxis der damaligen P rä -
sidialkabinette, überparlamentarisch mit Hilfe n u r noch des Not-
verordnungsrechts des Reichspräsidenten zu regieren, in einer neuen 
Verfassung zum Regelzustand zu erheben und das gesamte Verfas-
sungsgefüge entsprechend zu konstruieren.) 

Alle Tendenzen in dieser Richtung, ob mehr oder weniger weit-
gehend, haben zugleich eine andere, objektive Ursache, nämlich den 
Umstand, daß mit fortschreitender ökonomischer Entwicklung die 
monopolkapitalistische Profitrealisierung in zunehmendem Umfange 
überhaupt nu r noch vermittels des Staats möglich und damit eine 
immer direktere, immer institutionalisiertere — spezifisch staats-

72 Zur zentralen Rolle, die solche wahlrechtlichen Vormanipulationen 
der Parteienbildung im Kontext gerade sozialliberaler Formierungsmodelle 
spielen, siehe die in der Wahlrechtsfrage durchgängige Traditionslinie 
von Friedrich Naumann über Hermann Dietrich, Erich Koch-Weser und 
Ferdinand A. Hermens bis zu Theodor Heuß, die Hermens in: Verfassung 
und Verfassungswirklichkeit. Jahrbuch 1972, Teil 1. Köln - Berlin/West-
Bonn - München 1971, noch einmal bestätigt hat. 

73 Vgl. z. B. Joachim Hirsch: Haushaltsplanung und Haushaltskontrolle 
in der Bundesrepublik Deutschland (= Parlament und Verwaltung, Teil 2), 
Stuttgart - Berlin/West - Köln - Mainz 1968, S. 185. 
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monopolistische — Kooperation von Staatsapparat und Monopol-
wirtschaft zur Funktionsbedingung der monopolkapitalistischen 
Wirtschaft geworden ist, die die Stärkung der Exekutive und die 
Entfunktionalisierung des Parlaments in seiner klassischen Aufga-
benstellung systemnotwendig macht. Spätestens seit der Weltwirt-
schaftskrise, als die konjunkturpolitische Funktion des Staats samt 
ihren Verfassungskonsequenzen in allen kapitalistischen Ländern 
begriffen wurde, hat sich überall der starke, zur Konjunkturbeherr-
schung befähigte zentralistische, die Haushaltskompetenzen auf sich 
vereinigende und über sie auf immer weitere Bereiche die Hand 
legende Staat mit präsidialdemokratischen Zügen auf den verschie-
densten Wegen und in den verschiedensten Vermummungen aufge-
richtet, und zwar auch dort, wo das Monopolkapital keinerlei Sorge 
um seine politische Massenbasis zu haben brauchte. In keinem mono-
polkapitalistischen Lande der Welt gibt es heute noch eine parla-
mentarische Demokratie, die nicht staatsmonopolistisch deformiert 
wäre, und Bestrebungen, noch mehr in diese Richtung die „Demo-
kratie weiterzuentwickeln", sind in ihnen überall fortwährend an der 
Tagesordnung. Eben deshalb können alle diese staatsmonopolisti-
schen Transformationen der parlamentarischen Demokratie nicht als 
solche zu Faschismus hochgedacht werden, denn sie sind allgemein-
monopolkapitalistische Erscheinungen, die auch und gerade in Län-
dern festzustellen sind, in denen das Monopolkapital seine Massen-
basis über sozialliberale Parteien formiert. Der staatsmonopolistische 
Neo-Autoritarismus, der neue starke Staat, ist in Verbindung mit ei-

1 nem Schuß Sozialpolitik und New-Deal-Touch durchaus abstützbar 
auf eine aus den Kräf ten der sogenannten „linken Mitte" gebildete 
Massenbasis, ja er setzt sich oft erst mit Hilfe gerade einer solchen 
Massenbasis, die er sich mit dem Versprechen der sozialen Reform 
von oben organisiert, selbst durch. Er ist mit seinen umfassenderen 
Planungsvollmachten und seinen in staatsmonopolistische Adrnini-
strationsorgane mit Legalisierungs- und Integrationsauftrag verwan-
delten Parlamenten durchaus vorstellbar als ein sozialdemokratisch 
regierter und vielleicht sogar ausschließlich auf die Massenbasis der 
Sozialdemokratie gestützter Staat. Die Abstützung des faschistischen 
Staats auf eine sozialdemokratische Massenbasis ist hingegen, von 
dessen eigenen Bedingungen her, eine Undenkbarkeit — was nicht zu 
sehen ja gerade der kapitale Fehler der Sozialfaschismustheorie war. 
Damit jedoch kann auch der Fluchtpunkt, auf den die staatsmonopo-
listischen Deformationen der parlamentarischen Demokratie ihrer 
eigenen Logik und Intention nach hinauslaufen, kann sozusagen ihre 
eigene Entelethie nicht der Faschismus sein. Diese ist vielmehr die 
von der Strahlkraft einer starken Staatsautorität vollintegrierte 
Gesellschaft, die Ausrichtung aller divergierenden Kräf te im politi-
schen Gravitationsfeld auf den Magneten Staat und seinen als Ge-
meinwohl ausgegebenen monopolkapitalistischen Inhalt ohne Zer-
trümmerung der einzelnen Teilchen dieses Magnetfeldes, also die 
Utopie einer formierten Gesellschaft, von der natürlich auch dem 
Monopolkapital und seinen Politikern klar ist, daß sie sich nie ganz 
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verwirklichen kann, von der sie aber doch hoffen, daß sie bis zu 
einem verhältnismäßig hohen Grade Realität werden könnte. Von 
den Formierungsformen der parlamentarischen Demokratie, wie man 
die Resultate staatsmonopolistischer Verfassungsänderungen und 
-Umwandlungen nennen könnte, führ t daher kein linearer Weg zum 
Faschismus, sondern zwischen ihnen und dem Faschismus liegt ge-
rade ein Bruch. Noch ihre äußerste Extremvariante, die monopol-
kapitalistische Präsidialdiktatur, benötigt soviel Massenbasis, wie 
erforderlich ist, um die politischen Gegenkräfte zumindest in Schach 
halten und allmählich in ihre Reihen hinein integrierende, sie dezi-
mierende Wirkung ausüben zu können. Verliert sie eine solche Mini-
malbasis in der Gesellschaft, so ist ihr bei allen Machtvollkommen-
heiten der Herren oben der Boden unter den Füßen fortgezogen und 
damit ihr Ende besiegelt, da sie jetzt keine integrative Funktion 
mehr erfüllt, sondern die politischen Desintegrationspotentiale nur 
noch immer weiter gegen sich aufbringen und vergrößern kann. 

Liegt also die Grenze, an der das Unbehagen des Monopolkapitals 
an der parlamentarischen Demokratie einsetzt, schon immer dort, 
wo auch nur fü r einzelne Hauptinhalte seines je aktuellen politischen 
Interesses die Gefahr einer zu ihrer Durchsetzung nicht mehr hin-
reichenden Massenbasis sich abzeichnet, so besteht seine Reaktion 
auf diese Gefahr in der Palette ohnehin von der ökonomischen Ent-
wicklung geforderter Transformationen der formaldemokratischen 
Verfassung, die nur angesichts einer solchen gegebenen Gefahr und, 
je mehr sie anwächst, in ihren möglichen Steigerungsvarianten desto 
rascher durchgespielt werden. Was aber, wenn auch sie ihren Dienst 
versagen? Wenn der von ihnen erhoffte Reintegrationseffekt sich 
nicht einstellt oder auch schon für den Übergang in eine für nötig er-
achtete nächsthöhere Formierungsvariante keine Mehrheit mehr zur 
Verfügung steht? 

Dies, das Versagen also aller Instrumente der monopolkapitalisti-
schen Integration, der Fall des eklatant-definitiven Mißlingens (nicht 
der Vollendung) der Formierung, ist die akut faschismusträchtige 
Situation. 

Aber was ist Faschismus, und wieso ist in dieser Situation, in der 
das Monopolkapital gerade keine ausreichende Massenbasis mehr 
hat, der Übergang in ihn möglich? Um dies zu beantworten, ist nun 
offenkundig unerläßlich, sich über das Wesen der faschistischen 
Massenbewegung Klarheit zu verschaffen. Hierzu aber bietet den 
Zugang die Vergegenwärtigung des besonderen Charakters der mo-
nopolkapitalistischen Integration. 

Integration gewährleistet den politischen Zusammenhalt aller 
Gesellschaften. Sie unterscheidet sich in den verschiedenen Gesell-
schaftsformationen durch ihren jeweils entsprechend verschiedenen 
sozialen Inhalt und aus ihm resultierende Formbesonderheiten. Da 
nun der spezifische Inhalt der monopolkapitalistischen Integration 
das politische Machtinteresse des Monopolkapitals ist, besteht ihre 
Funktion darin, die von der monopolkapitalistischen Herrschaft in 



Über die Entstehung und Verhinderung von Faschismus 589 

ihren objektiven Interessen notwendig verletzten nichtmonopolisti-
schen Gesellschaftsschichten zur subjektiv freiwilligen Zustimmung 
zu eben dieser Herrschaft zu veranlassen. Dies aber bedeutet, ihre 
Aufgabe besteht unter formaldemokratischen Verfassungsbedingun-
gen in einer permanenten Falsifikation des Interessenbewußtseins 
der nichtmonopolistischen Schichten in einem zur Legitimierung der 
Herrschaft der monopolkapitalistischen Parteien ausreichenden 
Maße. Tatsächlich ist die notwendige Bedingung fü r die Bereitschaft 
des Monopolkapitals, seine Herrschaft in formaldemokratischer Form 
auszuüben, ein solches ausreichend falsifiziertes politisches Interes-
senbewußtsein der nichtmonopolistischen Schichten und seine prak-
tische Manifestation in deren mehrheitlicher Stimmabgabe fü r mono-
polkapitalistische Parteien in der Meinung, die von diesen verfolgten 
Interessen seien die ihrigen. 

Dem Interesse an der Falsifikation des nichtmonopolistischen poli-
tischen Bewußtseins, die eine Bestandsbedingung der formaldemo-
kratischen Form monopolkapitalistischer Herrschaft ist, arbeiten nun 
immer schon zahlreiche anonyme Systemmechanismen und nicht zu-
letzt die bloße Realität des Systems selbst mit seinem Schein, seine 
historisch besonderen gesellschaftlichen Verhältnisse seien gleichsam 
Naturverhältnisse und die von ihm hergestellten Personenbeziehun-
gen Beziehungen von Sachen, in die Hand. Doch entgegen wirkt ihm 
auf der anderen Seite fortwährend das objektive Interesse dieser 
Schichten und die Eskalation der Widersprüche, die der Monopolkapi-
talismus mit seiner eigenen Entwicklung produziert und die die Aus-
bildung eines objektiven Interessenbewußtseins bei den nichtmono-
polistischen Schichten begünstigen, so daß ein Teil der Bewußtseins-
falsifikation immer auch als bewußte politische Arbeit, als gezielte 
politische Massenbeeinflussung, geleistet werden muß. 

Diese Arbeit wird nun zweifellos dadurch erschwert, daß sich 
schon in der Bourgeoisie selbst divergierende politische Interessen-
richtungen gemäß ihrer eigenen sozialökonomischen Differenzierun-
gen herausbilden und unter den Bedingungen des allgemeinen Wahl-
rechts und der parlamentarischen Demokratie je fü r sich und gegen-
einander den Versuch unternehmen können, durch eine Parteigrün-
dung und entsprechende Propaganda so viele Angehörige der nicht-
monopolistischen Schichten, wie der eigenen Werbekunst nur mög-
lich, fü r jeweils ihre Interessen zu mobilisieren und in Wahlen gegen 
die konkurrierenden Parteien ins Feld zu führen. Damit verkompli-
ziert sich sowohl fü r die führenden Fraktionen des Monopolkapitals 
— die meist auch ihrerseits gegeneinander rivalisieren — der Ver-
such, die nichtmonopolistischen Schichten, soweit sie von den Arbei-
terparteien abgehalten werden können, sämtlich auf ihre Parteien 
zu vereinen, wie auch das ideologische Gesamtklima in der Gesell-
schaft überhaupt, weil jede Richtung eine Sonderideologie verbreitet. 
Die Dinge verkomplizieren sich weiter dadurch, daß jede dieser bür-
gerlichen Interessenrichtungen, hat eine andere eine halbwegs große 
und erfolgreiche Partei auf die Beine gebracht, ihre Vertreter in diese 
Partei hineinzuschicken und sie von innen her in ihrem Sinne zu be-
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einflussen versucht und das Monopolkapital, das dies am gezieltesten 
tut und auf diese Weise bald in allen Parteien präsent ist und sie 
ganz in die Hand zu bekommen sucht, überdies selbst Parteien fü r 
die kleine Bourgeoisie und alle nur erdenklichen Sozialgruppen, auch 
fü r die Arbeiter, ins Leben ruft , um ihre politische Interessenartiku-
lation von Anfang an in eigener Regie zu haben und integrativ kana-
lisieren zu können. Das erfordert freilich, daß das Monopolkapital 
auch selbst gewisse ständische Abwandlungen seiner eigenen Ideolo-
gie, die am vermuteten vorhandenen Bewußtsein der betreffenden 
Schichten ansetzen und damit Elemente in ihm verstärken, die dem 
eigenen Interesse tendenziell zuwiderlaufen, entwickeln läßt und 
verbreitet und dabei durchaus auch bewußt, wenn es die Unruhe in 
bestimmten Schichten geraten erscheinen läßt, antimonopolistischen 
Stimmungen ein Ventil bietet und mit ihnen einen kalkulierten Flirt 
beginnt. Doch wie sehr auch im Ergebnis von alledem in der Ge-
sellschaft diffuse politische Bewußtseinsfronten entstehen mögen, die 
sich keineswegs mehr immer einfach direkt auf verschiedene soziale 
Gruppen zurückführen lassen, so sehr sind es am Ende zwei Haupt-
potentiale, die sich in allen monopolkapitalistischen Gesellschaften 
gegeneinander herausbilden. Faßt man unbesehen ihrer politischen 
Bewußtseinsabstufungen im einzelnen alle diejenigen nichtmonopo-
listischen Potentiale, die zu einem gegebenen Zeitpunkt die Wähler-
gefolgschaft der monopolkapitalistischen Parteien und damit in Ver-
ein mit der herrschenden Schicht die Massenbasis der monopolkapita-
listischen Herrschaft stellen, zu einem einzigen politischen Potential 
zusammen, eben dem faktisch die Herrschaft des Monopolkapitals 
stützenden (in bürgerlicher Terminologie: dem Potential der „staats-
tragenden Mitte"), so steht in Kontrast zu ihm das aus denjenigen 
Teilen der nichtmonopolistischen Schichten gebildete politische Po-
tential, bei dem die integrative Bewußtseinsfalsifikation nicht oder 
doch nur ganz unzureichend gelungen, dem also die Gesamtheit oder 
ein Teil seiner objektiven Interessen bewußt ist und das Motiv ihres 
politischen Engagements und den Inhalt ihrer politischen Forderun-
gen bildet. Da seine politische Aktivität objektive Interessen der 
nichtmonopolistischen Mehrheit zum Inhalt hat, stellt es das demo-
kratische Oppositionspotential — oder die demokratische Richtung 
— in der monopolkapitalistischen Gesellschaft dar. 

Dieses demokratische Oppositionspotential nun, dessen Hauptkraf t 
und Kern die klassenbewußte Arbeiterschaft ist, doch über sie hinaus 
auch aus all denen besteht, die objektive politische Interessenpositio-
nen der lohnabhängigen Mehrheit bezogen haben, ist der vom Mono-
polkapital in Wahrheit allein gefürchtete und als Todfeind einge-
stufte innenpolitische Gegner. Dies nicht nur, weil die zusammen-
hängende Verwirklichung seines Verlangens nach einer an den Inter-
essen der nichtmonopolistischen Gesellschaftsmehrheit orientierten 
Politik und einem dementsprechend von ihr bestimmten Staat der 
Logik der Sache nach mit der Aufhebung der monopolkapitalisti-
schen Herrschaft identisch wäre, sondern vor allem auch deshalb, 
weil' es als einziges politisches Potential der monopolkapitalistischen 
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Gesellschaft in Gestalt der ihm von der Arbeiterbewegung vermit-
telten Idee des Sozialismus auch über eine in einem hochentwickelten 
Industriestaat realisierbare gesellschaftsorganisatorische Alternative 
zur monopolkapitalistischen Gesellschaftsformation verfügt, auf die 
zudem die Produktivkräfteentwicklung im Monopolkapitalismus mit 
ihren zunehmenden Vergesellschaftseffekten an sich auch selbst im-
mer stärker hindrängt, wodurch es erst zu einem auch konzeptionell 
realistischen und damit zum allein ernstzunehmenden Gegner wird. 
Zwischen ihm und den monopolkapitalistischen Parteien wird der 
Klassenkampf auf politischem Felde ausgetragen und ihr Dualismus 
ist das strukturelle Grundelement der politischen Richtungsskalen 
aller monopolkapitalistischen Gesellschaften. 

Nun aber kann die von der monopolkapitalistischen Herrschaft 
fortwährend ausgehende Verletzung der objektiven Interessen der 
nichtmonopolitischen Schichten dazu führen, daß sich in Zeiten, in 
denen diese Interessenverletzung besondere Schärfe annimmt, noch 
ein weiteres, ganz eigentümliches politisches Potential bildet. Ein 
Potential nämlich, dessen Merkmal darin besteht, daß sich ihm zwar 
die Verletzung seiner objektiven Interessen in der Verschlechterung 
seiner Lebenslage und der Enttäuschung seiner Lebenshoffnungen 
praktisch mitteilt und es darüber zunehmend in Erbitterung über die 
gegebene Wirklichkeit und die sie verantwortenden Parteien gerät, 
es andererseits aber doch ganz in der ihm permanent suggerierten 
monopolkapitalistischen Ideologie befangen bleibt und daher den-
noch nicht zu einer Erkenntnis seiner objektiven politischen Inter-
essen noch gar der Ursachen ihrer Verletzung zu gelangen vermag, 
sondern die Ursachen seiner ihm unerträglich gewordenen Lage nur 
entsprechend den Schablonen der imperialistischen Ideologie, die ihm 
schon immer einen Schuldigen an allen nur erdenklicherweise gel-
tend zu machenden Mißständen zeigte, ihm nämlich das monopol-
kapitalistische Feindbild suggerierte, auf die innen- und außenpoliti-
schen Gegner nicht seiner eigenen, sondern gerade der monopol-
kapitalistischen Interessen zurückzuführen imstande ist. Das heißt 
aber, wenn es einerseits durch seine Misere in Empörung über die 
gegebenen Zustände und die sie sichtbar repräsentierenden Parteien 
geraten ist und mit den letzteren andererseits doch das Feindbild 
teilt, daß es dann sich von diesen nur abwenden und sie nur angrei-
fen kann mit der Beschuldigung, den gemeinsamen — nicht objek-
tiv gemeinsamen, aber subjektiv gemeinsam gesehenen •— innen-
und außenpolitischen Gegnern als den vermeintlichen Letztschul-
digen an allen Übelständen nicht mit genügender Energie entgegen-
zutreten und das Handwerk zu legen, was sich mit zunehmendem 
Zorn bis zu der selbstgeglaubten Unterstellung steigern kann, sie 
arbeiteten diesen Gegnern willentlich in die Hand, steckten mit ihnen 
unter einer Decke und seien letztendlich mit ihnen identisch. 

Es entsteht somit ein politisches Potential, das seinen Unmut über 
die bestehende monopolkapitalistische Wirklichkeit nur artikulieren 
kann in der Forderung nach schärferem, rücksichtsloserem Vorgehen 
gegen die innen- und außenpolitischen Gegner des Monopolkapitals. 
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Die aber sind, im Innern, das Potential der demokratischen Richtung, 
und außerhalb der Landesgrenzen die jeweils am meisten den mo-
mentanen Expansionsinteressen des Monopolkapitals im Wege ste-
hende auswärtige Macht oder das fü r eine Okkupation nächstvorge-
sehene Land. Da die monopolkapitalistischen Parteien des formal-
demokratischen Staats den Kampf gegen diese Gegner ja in Wahr-
heit schon immer führen, nur eben, was den innenpolitischen Gegner 
anbelangt, unter normalen Umständen vorwiegend im Rahmen der 
'Verfassung und mit den von ihr zugelassenen oder zumindest nicht 
ausgeschlossenen Mitteln, und, was den auswärtigen Gegner be-
tr iff t , vorzugsweise mit den Mitteln der Diplomatie und der Wirt-
schaftspolitik, muß die Forderung nach schärferer Gegnerbekämp-
fung den Charakter des Rufs nach gewaltsamem Vorgehen gegen 
diese Gegner, nach gewaltsamer Zerschlagung des demokratischen 
Oppositionspotentials wie nach Sprengung der diese Gewaltsamkeit 
hindernden Verfassungsfesseln und nach gewaltsamer, also mili-
tärischer Unterwerfung der auswärtigen Gegner annehmen. Damit 
aber ist die Beschreibung der wesentlichen Eigentümlichkeiten eines 
faschistischen Potentials, was seine politische Mentalität angeht, ge-
geben. Das Kennzeichen dieser Mentalität besteht, auf einen Satz 
gebracht, darin, daß sie aus dem imperialistischen Feindbild die Ge-
waltkonsequenz zieht und nach deren praktischer Einlösung verlangt. 

Aus den Falsifikationsmechanismen der monopolkapitalistischen 
Bewußtseinsintegration kann also tatsächlich gleichsam und sozu-
sagen „autonom", nämlich als Produkt nur anonym wirkender ge-
sellschaftlicher Prozesse, ein Potential von faschistischer Mentalität 
in den nichtmonopolistischen Schichten entstehen. Diesem Potential 
aber sind nun auf Grund seiner Entstehung auch schon immer zwei 
Bestimmungen mitgegeben, deren Beachtung für das Verständnis der 
Eigengesetzlichkeiten seiner weiteren Entwicklung, und damit 
schließlich auch fü r das Verständnis des Zusammenhanges von fa-
schistischer Massenbewegung und faschistischer Diktatur von aus-
schlaggebender Bedeutung ist. 

Die erste dieser Bestimmungen ist, wie schon implizit erwähnt, 
die, daß seine politischen Forderungen nicht die Artikulation seiner 
objektiven Interessen, sondern gerade die politische Artikulation sei-
nes falsifizierten, sich über sie täuschenden Interessenbewußtseins 
sind, in dem die imperialistischen Kampfinteressen an ihrer Stelle er-
scheinen und mit ihnen verwechselt sind. Das aber bedeutet einmal, 
daß es nicht die genuine politische Bewegung der Mittelschichten dar-
stellt, in der sich deren objektive Interessen geltend machen. Es be-
deutet zweitens, daß, um wieviel höher immer bei den Mittelschichten 
im Vergleich zu anderen Sozialschichten die Disposition zur Selbst-
täuschung über ihre objektiven Interessen und damit die Empfäng-
lichkeit f ü r die imperialistische Falsifizierung des Bewußtseins und 
also die Anfälligkeit für Faschismus sein mag, seine politischen For-
derungen, sein Gewaltverlangen nach innen und außen, eben auch 
nicht Ausfluß genuin mittelständischer Ideologie, sondern adaptierte 
imperialistische Ideologie sind, wie überhaupt in Wahrheit nicht 
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„Irrationalismus", sondern Unselbständigkeit und Orientierungslo-
sigkeit das primäre, ihrer Klassenlage entsprechende politische Men-
talitätsmerkmal der Mittelschichten ist, weshalb sie wie keine andere 
sozialökonomische Schicht in den Parteien jedweden Klasseninhalts 
als Gefolgschaftsbestandteil erscheinen und sich politisch auch immer 
nur an eine andere Klassenkraft anlehnen können. Der Chauvinis-
mus, der Rigorismus, der Irrationalismus der Gewalttätigkeit, mit 
dem Teile der Mittelschichten politisch hervortreten (denen stets an-
dere Teile von ihnen entgegenstehen), ist immer schon der von ihnen 
nur nachgebetete und angeeignete Chauvinismus, Rigorismus und 
Irrationalismus der herrschenden Klasse. Dies aber bedeutet als 
praktische Quintessenz dieser Bestimmung, daß es sich bei diesem 
aus nichtmonopolistischen Schichten gebildetem faschistischem Poten-
tial, solange es nur von diesen selbst gebildet ist, um ein Potential 
handelt, das auch grundsätzlich zur Entwicklung einer tragfähigen 
eigenen politischen Konzeption außerstande ist. Da es von bloßem 
falschem Interessenbewußtsein konstituiert ist, müssen alle seine 
Versuche, zu einer halbwegs realistischen konstruktiven Programm-
bildung zu gelangen, an eben dieser seiner konstitutiven Gemein-
samkeit scheitern, müssen alle über den Ruf nach mehr Gewaltsam-
keit gegenüber den Gegnern und nach dem Gewaltstaat, also ein blo-
ßes Methodenverlangen, hinausgehenden Bemühungen, der gegebe-
nen Wirklichkeit etwas entgegenzusetzen, sich am Widerspruch zwi-
schen der antisozialistischen Festlegung und dem Wunsch, dennoch 
eine Alternative zu den bestehenden Machtverhältnissen zu finden, 
notwendig brechen und ins Irreal-Illusionäre geraten, damit aber 
auch in den eigenen Reihen umstritten bleiben und eine Quelle im-
mer neuer Zerwürfnisse, ein nicht konsolidierendes, sondern gerade 
dissoziierendes Element sein. Es ist mithin ein Potential, in dem das 
bloße gemeinsame Ressentiment gegen die Gegner zusammenhalten 
muß, was in wirklichen Interessenparteien eine konstruktiv-reali-
stische, mindestens bei den Führern vorhandene und sich den An-
hängern instinktiv mitteilende Machtkonzeption zusammenhielte. 

Daraus aber ergibt sich nun unmittelbar seine zweite Bestimmung. 
Und diese lautet, daß es auf Grund seiner Unfähigkeit zu einer reali-
stischen politischen Konzeptionsbildung auch konstitutionell unfähig 
ist, jemals von sich aus über das Sektierer stadium hinauszugelangen 
und zu einer großen Partei aufzusteigen, deren Führung eine realisti-
sche Strategie und Taktik verfolgt, damit aber erst recht unfähig ist, 
jemals im monopolkapitalistischen Staat die Macht zu „ergreifen", 
ja eben nicht einmal fähig ist, sich von selbst zu einer für die Macht-
ausübung oder die Beteiligung an ihr auch nur entfernt in Frage 
kommenden Kraf t zu entwickeln. Denn das Herzstück aller politi-
schen Organisationskraft ist der Realismus der Konzeption, die, je 
mehr sie zu ihrer Realisierung auf die Ablenkung des Bewußtseins 
der Massen von ihren objektiven Interessen angewiesen ist, desto we-
niger in den artikulierten Parteiprogrammen sichtbar zu werden 
und schließlich nur noch im Kopf der Führer selbst zu existieren 
braucht, dort aber vorhanden sein muß, wenn die Bewegung voran-
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kommen und eine Chance haben soll, zu einer ernstzunehmenden 
Größe im politischen Kraf t fe ld zu werden. Eben diese Fähigkeit zu 
einer realistischen Machtprogrammatik geht dem nichtmonopolisti-
schen Faschismus, der nicht einmal seine engeren Anhänger konzep-
tionell zu vereinigen vermag, auf Grund seiner gesamten eigenen 
Konstitutionsbedingungen ab. Sie kann daher immer nur von außen 
in ihn hineingetragen werden.74 

Die meisten Führer faschistischer Bewegungen, die persönlichen 
Inst inkt f ü r die Macht, ihre Bedingungen und die Gesetze des Um-
gangs mit ihr in einem gewissen Maß in der Regel schon dadurch an 
den Tag gelegt haben, daß sie aus dem Kampf um die Führung in 
ihrer eigenen Bewegung als Sieger hervorgegangen sind, sehen die 
Kardinalschwäche ihrer Par te i und ihre Unfähigkeit , sie aus sich 
selbst heraus zu überwinden, frühzeitig. Sie nehmen daher auch ent-
sprechend f r ü h Fühlung zu den tatsächlich Mächtigen der Gesell-
schaft auf, deren Interessen allein einer antidemokratischen Bewe-
gung einen realistischen Inhal t und damit auch eine realistische Kon-
zeption geben können. Der Sinn f ü r die wirklichen Machtverhältnisse 
in der Gesellschaft läßt die faschistischen Führer zu keinem anderen 
— vor ihren Anhängern freilich tunlichst verborgen gehaltenen — 
Machtkonzept kommen als dem, ihre Bewegung dem Monopolkapi-
tal als diejenige politische Formation anzubieten, die bereit wäre, 
rücksichtslos mi t seinen Gegnern Schluß zu machen und ihm einen 
politisch vollständig störungsfreien, keinerlei Integrationskompro-
misse mehr erforderlich machenden Staat zu garantieren, wenn es 
sie hierzu nur beriefe. Es ist die objektive Aiternativlosigkeit des 
bloßen faschistischen Stimmungsbundes, dem sie vorstehen, der 
ihnen, wenn sie zur Macht wollen, gar keinen arideren Weg als diesen 
Weg der Machtbewerbung läßt. Und hierin liegt logisch eingeschlos-
sen, daß sie dem Monopolkapital f ü r ihre Vertrauenswürdigkei t als 
Sachwalter seiner Interessen im Falle ihrer Einsetzung in die Macht 
nun schon im vorhinein for twährend interne Beweise bringen und 
vor allem den kruden Antikapitalismus, den ihre Bewegung draußen 
im Lande laut werden läßt, ihm gegenüber insgeheim dementieren 
und in seiner demagogischen Funktion erklären, freilich zugleich auch 

74 So sagt völlig richtig Togliatti (Palmiro Togliatti: Lektionen über 
den Faschismus. Frankfurt/M. 1973, S. 17): „Wann verwandelt sich diese 
Bewegung im Kleinbürgertum in eine zielgerichtete Bewegung? . . . Sie ver-
wandelt sich dann, als ein neues Element hinzutritt, als die reaktionärsten 
Kräfte der Bourgeoisie als organisierendes Element eingreifen." Zutref-
fend unterscheidet er ausdrücklich zwei „Bestandteile der faschistischen 
Bewegung", nämlich „die Kräfte des Kleinbürgertums" und „das von der 
Großbourgeoisie gebildete Organisationselement" (S. 18) und bindet den 
Erfolg der faschistischen Bewegung an die Voraussetzung, daß dieses 
letztere Element zum ersteren hinzutritt als diejenige Größe, die der Be-
wegung allein ihre Zielausrichtung zu geben vermag, d. h. aber, er be-
greift das großbürgerliche Element in der Funktion des organisierenden 
Inhalts dieser Bewegung und mithin diesen einem objektiven Interesse 
entsprechenden Inhalt als die Bedingung ihres Organisationsvermögens. 
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dazu übergehen müssen, sich ernstlich auf antii»onopolistische Posi-
tionen begebende und der Linken nähernde Gruppen allmählich aus 
der Bewegung auszuschalten. 

Das Monopolkapital geht auf die Machtbewerbung der faschisti-
schen Führer dennoch in der Regel solange nicht ein, wie ihm seine 
bisherigen Parteien noch eine hinreichende Massenbasis fü r die Be-
herrschung des Staats im Rahmen der formaldemokratischen Verfas-
sung sichern und auch noch nicht alle Formierungsvarianten dieser 
Herrschaftsform ausgeschöpft sind. Und dies ist die einzige Phase, 
in der von einer Konkurrenz und einem gewissen politischen Dualis-
mus zwischen faschistischer Partei und Monopolkapital die Rede 
sein kann. Denn während die Mehrheit des Monopolkapitals noch auf 
Integration des Wählerbewußtseins durch seine bisherigen Parteien 
und die Formierung einer Massenbasis fü r sie ausgeht, muß die fa -
schistische Partei, weil nur dann der Augenblick kommen kann, an 
dem das Monopolkapital sie in die Macht beruft , gerade umgekehrt 
auf Desintegration, auf Dezimierung der Massenbasis der alten mo-
nopolkapitalistischen Parteien setzen und in einen ernsten Kampf 
mit ihnen um die Wählerstimmen eintreten, in dem sie alle Register 
der Aufwiegelung schwelenden Unmuts, des demagogischen Anti-
monopolismus, der verlogenen Sozialismusversprechungen, der rück-
sichtslosesten Verächtlichmachung des bestehenden Staats und aller 
seiner Repräsentanten und des Ausspielens einer jeden sozialen 
Schicht gegen die andere ziehen kann, weil sie weiß, daß in dem 
Moment, in dem sie dadurch zum Erfolg gelangt ist, ja doch alles, 
was sie damit etwa an antimonopolistischen Klassenkampfstimmun-
gen mitverstärkt und an politischen Fronten vertieft hat, zerschlagen 
und gewaltsam neu formiert wird. 

Nun ist das Monopolkapital aber in sich selbst keine Einheit, son-
dern in Fraktionen aufgespalten und in ökonomisch stärkere und 
schwächere Gruppen unterteilt, und diejenigen Fraktionen und 
Gruppen, die sich auf den bestehenden Staat im Vergleich zu den 
anderen Fraktionen nur den geringeren oder gar keinen Einfluß si-
chern konnten und daher von diesen dominiert und in ihren Inter-
essen benachteiligt fühlen, neigen viel f rüher als diejenigen, die den 
Staat in der Hand haben, zu der Ansicht, daß die parlamentarische 
Demokratie eine Verirrung sei und beseitigt werden müsse, und wen-
den sich daher, wenn ihren eigenen Parteien die Herbeiführung eines 
Machtumschwungs nicht gelingt, auch sehr viel eher mit Interesse 
der faschistischen Partei zu. So kommt es, daß der Aufschwung der 
faschistischen Partei von einer Minderheit des Monopolkapitals zu 
einer Zeit favorisiert wird, in der seine Mehrheit ihn noch als bloße 
Störung ihrer eigenen Integrationsbemühungen betrachtet, wobei es 
anfänglich nur einige wenige Unternehmer als Einzelpersonen zu sein 
brauchen, die ihn begünstigen, während die großen Schlachten, mit 
denen die faschistische Partei zum Endkampf um die Dezimierung 
der Massenbasis der alten monopolkapitalistischen Parteien ansetzt, 
stets eine ganze Monopolfraktion oder eine monopolkapitalistische 
Interessentenkoalition in der Stärke einer solchen Fraktion hinter 
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sich haben — wie in Deutschland die führenden Kreise der Schwerin-
dustrie — und sich immer nur so erklären lassen. 

Wie sehr nun aber den je anderen Monopolfraktionen das An-
wachsen der faschistischen Par te i in seinen verschiedenen Phasen 
auch eher ungelegen als willkommen sein mag, so viel instinktive 
Ahnung von ihrem potentiellen Reservecharakter f ü r den Fall des 
Verlustes ihrer eigenen Massenbasis ist bei allen monopolistischen 
Gruppen und monopolkapitalistischen Parteien schon immer von 
Anfang an vorhanden, daß in keiner dieser Phasen der monopol-
kapitalistische Staat etwa in gleicher Weise einen Kampf gegen sie 
f ü h r t wie gegen das demokratische Potential. Dies ist freilich auch 
eine Funktionsnotwendigkeit des monopolkapitalistischen Integra-
tionsmechanismus. Denn nur wenn sich wachsender politischer Un-
mut noch ganz in der imperialistischen Ideologie befangener Bevöl-
kerungsgruppen in dieser legalen Partei Ausdruck verschaffen und 
damit auch fixieren kann, läßt sich verhindern, daß er in der Illegali-
tä t nach und nach sich selbst auf den Grund und damit eines Tages 
womöglich als demokratische Opposition an die Oberfläche kommt. 
Die Legalität der faschistischen Partei ist daher vom Interesse des 
Monopolkapitals her ein Vorteil, dem kein Nachteil gegenübersteht 
(sieht man einmal von der Meinung der Weltöffentlichkeit ab, die es 
allerdings in sein Interessenkalkül einbeziehen muß), wobei es vor 
sich selbst lange Zeit offen lassen kann, ob es sie mehr wegen ihrer 
Auffangfunkt ion, mehr wegen ihrer Funktion als Desintegrations-
barometer (und also Vorwarnantenne fü r die eigene Politik) oder des-
halb schonend behandeln läßt, weil sie sein Reservepotential ist. 

Eben wegen der Aufmerksamkeit , die Monopolkapital und mono-
polkapitalistischer Staat seit jeher allen ihr Integrations- und Mas-
senbasisinteresse berührenden Vorgängen widmen, kann die Ent-
wicklung faschistischer Potentiale aber auch schon von ihrem Keime 
an weniger autonom vonstatten gehen. Es können nämlich durchaus 
die Machthaber des monopolkapitalistischen Staats in kleine, sich 
gerade erst bildende Gruppen faschistischer Mentali tät von vornher-
ein ihre Vertrauensleute mit dem Auf t rag schicken, sich als Führer 
an ihre Spitze zu stellen, und sie können auch selbst solche Gruppen 
ins Leben rufen, um mit ihrer Hilfe entweder in revolutionären Zei-
ten, wie es der Fall des Reichswehrspitzels Hitler war 7 5 , zuverlässi-
ges Potential f ü r paramilitärische Kampf t rupps zu sammeln oder 
aber verborgene Desintegrationspotentiale zusammenzuziehen und 
mit von ihnen gestellten politischen Aufgaben an der Propaganda-
f ront gegen die Linke zu beschäftigen. Das von den Sicherheitsorga-
nisationen der monopolkapitalistischen Staaten bis zur Perfektion 
ausgefeilte System von Observation und operativer Politik macht 
es jedenfalls wenig wahrscheinlich, daß sich heute in irgendeinem 
Lande faschistische Gruppen bilden könnten, in denen nicht sofort 
auch ein solcher Einfluß mitanwesend wäre. 

75 S. hierzu im einzelnen Werner Maser: Der Sturm auf die Republik, 
a.a.O., insbes. S. 157 ff. 
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Ist die Situation eingetreten, daß keine Frakt ion des Monopol-
kapitals f ü r die Durchsetzung seiner politischen Hauptinteressen eine 
hinreichend zuverlässige Massenbasis mehr zu haben meint, dann 
t r i t t das Interesse an der Zerschlagung des gesamten bisherigen 
politischen Organisationsspektrums der Gesellschaft und an der Er-
richtung eines alle Krä f t e unter seiner unmit te lbaren Gewalt kon-
zentrierenden terroristischen Diktaturstaats als das genuine objek-
tive politische Interesse des gesamten Monopolkapitals hervor, und 
bei der Berufung der faschistischen Partei in die Macht, die nun er-
folgt, kann es sich darauf verlassen, daß sie so gut wie seine f rüheren 
Parteien nur im Rahmen seines Gesamtinteresses, angesichts aller 
for tdauernden Monopolgruppenrivalitäten nur als dessen Prokuris t 
handeln wird, weil ihr fü r eine andere Praxis kein Inhalt zur Ver fü-
gung steht. Und regelmäßig liquidiert auch die faschistische Par te i -
führung, sobald sie in die Macht eingesetzt ist, genau alle diejenigen 
Elemente in ihren Reihen, die die einzig überhaupt möglichen Träger 
eigener Inhalte ihrer Politik — der von den Mittelstandstheoretikern 
behaupteten verselbständigten Elemente in ihr — hätten sein oder 
werden können, nämlich diejenigen, die den antimonopolistisch-
mittelstandsfreundlichen Versprechungen ihrer zuvor entfal teten 
Demagogie so stark geglaubt haben, daß sie nun auf ihrer Einlösung 
bestehen. Der 30. Jun i 1934 ist nu r das deutsche Datum fü r einen 
sich in der Geschichte aller zur Macht gelangten faschistischen Pa r -
teien notwendig und gesetzlich wiederholenden Vorgang 7e. 

Kann die Machteinsetzung der faschistischen Partei damit aber als 
ein Akt aufgefaßt werden, der zwar vom Monopolkapital vorgenom-
men wird, aber aus einer Zwangslage heraus, die ihm keine andere 
Wahl läßt? Handelt es sich um einen doch von der faschistischen 
Par te i durch ihren Aufstieg erzwungenen Übergang in die Diktatur 
oder um einen vom Monopolkapital im Vollbesitz seiner Entschei-
dungs- und Handlungsfreiheit gemäß eigener Wahl vollzogenem 
Schritt? Es handelt sich unzweifelhaft um das letztere, denn zur 
Aufrechterhal tung seiner formaldemokratischen Herrschaftsform 
stand ihm — und steht ihm fast überall regelmäßig — bis zum aller-

76 Zu einem vollständigen Verständnis der Hintergründe des 30. Juni 
1934 in Deutschland ist allerdings erforderlich, zu beachten, daß er gleich-
zeitig eine entscheidende Episode im Machtkampf der Monopolgruppen 
untereinander, nämlich ein Schlag der hinter Göring, Hitler und der 
Reichswehrführung stehenden schwerindustriellen Richtung gegen die 
neuindustrielle Richtung war, weshalb ihm außer Röhm, dem bei der von 
Schleicher projektierten Regierungsumbildung zugunsten der neuindu-
striellen Richtung die Reichswehrführung zugedacht war, auch Strasser 
und Schleicher selbst zum Opfer fielen. S. hierzu vor allem Kurt Goss-
weiler: Die Röhm-Affäre von 1934 und die Monopole, in: Monopole und 
Staat in Deutschland. Berlin/DDR 1966; ders.: Die „Röhm-Affäre" in der 
westdeutschen Geschichtsschreibung — ein Beispiel für die Beihilfe west-
deutscher Historiker zur Remilitarisierung Westdeutschlands, in: Wissen-
schaftliche Zeitschrift der Humboldt-Universität zu Berlin, Gesellschafts-
Sprachwissenschaftliche Reihe XIX (1970), S. 2 ff. 
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letzten Augenblick eine ausreichende Massenbasis zur Verfügung, auf 
die es sich zum Preise der Zurücknahme nur einiger seiner maßlose-
sten Expansions- und Profi t t räume jederzeit hätte abstützen und 
damit alle Machtbewerbungen der faschistischen Partei souverän 
hätte ausschlagen können. Dies aber, die Alternative zwischen eini-
gen Abstrichen an den eigenen politischen Maximalzielen, auch nur 
geringfügigen Zugeständnissen an einige allgemeinste und elemen-
tarste Hauptforderungen dieses Massenpotentials — wie etwa Ver-
zicht auf maßlose Rüstung und aktive Kriegsvorbereitung, bestimmte 
soziale Verbesserungen oder Gewährung bestimmter Mitsprache-
rechte — und dem Übergang in die faschistische Diktatur ist eine 
edite Wahlkonstellation und nur aus dem Gesichtswinkel des kom-
promißunwilligsten Machtmaximalismus eine alternativlose Lage, die 
nur die eine Entscheidung übrigließe, weshalb man mit leichtfer-
tigen Definitionen der zum Faschismus führenden Situation als einer 
aus dem Verlust der Massenbasis resultierenden Zwangslage des 
Monopolkapitals und des faschistischen Herrschaftssystems als eines 
„Zwangsbündnisses" von Monopolkapital und faschistischer Partei 
diesem Machtmaximalismus nicht selbst das Wort reden sollte. Aus 
eben demselben Sachverhalt der tatsächlich gegebenen Entschei-
dungsfreiheit des Monopolkapitals zwischen Zugeständnissen an 
einige demokratische Einzelforderungen der möglidien Massenbasis 
zur Aufrechterhaltung der formalen Demokratie und dem Faschis-
mus ergibt sich aber auch, daß der eingebürgerte Terminus „Macht-
ergreifung" doppelt unhaltbar, weil doppelt täuschend ist, und nur 
der Terminus Machteinsetzung der Tatsache des eigenen Überganges 
des Monopolkapitals zur faschistischen Diktatur im Interesse der 
kompromißlosen Durchsetzung seiner Maximalinteressen gerecht 
wird. 

Was aber, wenn dem Monopolkapital in dem Augenblick, in dem 
es diesen Übergang fü r angebracht hält, eine faschistische Partei nicht 
zur Verfügung steht? Wenn sich die politische Desintegration also so 
vollzogen hat, daß den monopolkapitalistischen Parteien mit ihrer zu 
schmal gewordenen Massenbasis nur ein starkes demokratisches Po-
tential, aber kein nennenswertes faschistisches gegenübersteht? Dann 
vollzieht es den Übergang mit Hilfe des Militärs, indem es die glei-
chen Aufgaben, die sonst die faschistische Partei ausführen würde, 
ihm überträgt und an die Stelle der Parteien des alten Verfassungs-
systems statt eines faschistischen Parteiführers eine faschistische 
Militärjunta in die Macht ruft . Die Funktionen, die eine solche Junta 
.erfüllt, und vor allem auch das Maß des Terrors, das von ihr ausge-
übt wird, unterscheiden sich in nichts von den Funktionen und vom 
Terror einer faschistischen Parteidiktatur, weshalb keinerlei Grund 
besteht, nur die letztere als faschistische Diktatur zu bezeichnen. Der 
Faschismus ist nicht an die Bedingung einer Massenbewegung gebun-
den, sondern kann in zwei gleichrangigen Formen auftreten, ent-
sprechend nämlich den praktischen Möglichkeiten, die dem Monopol-
kapital zu seiner Errichtung zur Verfügung stehen, als mit Hilfe und 
auf der Basis einer faschistischen Massenbewegung errichteter und 
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als nur mittels des Militärapparats errichteter Faschismus. Der Un-
terscheidung der beiden Formen kommt Bedeutung zu, sobald es sich 
um die praktischen Fragen der Bekämpfung des Faschismus und die 
Grundfragen einer antifaschistischen Strategie handelt, weil es ein-
mal natürlich dort, wo ein faschistisches System errichtet ist, einen 
fü r die Beurteilung aller Fragen seiner Bekämpfung erheblichen Un-
terschied ausmacht, ob es nur gleichsam über und gegen nahezu die 
gesamte Bevölkerung mit Militärgewalt verhängt ist und in ihr 
selbst kaum Anhängerschaft, oder ob es in ihr eine Massenbasis hat, 
und weil andererseits auch jede allgemeine antifaschistische Stra-
tegie, jede auf Faschismus Verhinderung und vorbeugende Faschis-
musbekämpfung gerichtete Strategie, völlig anders ausfallen muß 
je nachdem, 06 man Faschismusgefahr nur in Gestalt einer faschisti-
schen Massenbewegung heranwachsen sieht und an deren Stärke 
ihren Grad bemißt, oder darauf eingerichtet ist, daß Faschismus auch 
ohne faschistische Massenpartei allein mittels des Militärs errichtet 
werden kann und auch gegen diese Möglichkeit offensive politische 
Strategien entwickelt werden müssen; doch keine Bedeutung kommt 
der Formenunterscheidung bei, wenn es sich um die Erörterung ihres 
sozialen Charakters und ihrer terroristischen Qualität, also ihres poli-
tischen Wesens handelt. Dabei bereitet freilich ohnehin ein exaktes 
Auseinanderhalten der beiden Formen Schwierigkeiten, weil auch 
die Machteinsetzung einer faschistischen Partei kaum jemals ohne 
Assistenz des Militärs erfolgt und die Zerschlagung des alten Staats 
ohne seine aktive Mitwirkung, mindestens aber seine aktive Duldung 
überhaupt nicht möglich wäre. 

Was nun ist der Gewinn einer solchen Erklärung des Faschismus 
aus der spezifisch monopolkapitalistischen Massenbasisproblematik 
und den Mechanismen der monopolkapitalistischen Integration? Sie 
vermittelt uns einmal ein Verständnis fü r die Ursachen und den 
Zusammenhang der irritierend paradoxen Anzeichen von Autonomie 
und Nichtautonomie faschistischer Massenbewegungen. Sie gibt uns 
zugleich damit zweitens eine Antwort auf die Frage nach deren 
Charakter, aus der die Kurzschlüssigkeit der Mittelstandstheorien 
und der These vom antiindustriellen Protestpotential hervorgeht 
und die im übrigen auch deutlich macht, daß es keine automatische 
Versicherung gegen die Möglichkeit der imperialistischen Falsifizie-
rung und damit Faschisierung auch des Bewußtseins von Teilen der 
Arbeiterschaft gibt. Sie ermöglicht drittens die Definition des Zeit-
punkts, an dem der Übergang in den Faschismus erfolgt, nämlich 
der ihn herbeiführenden Faktorenkonstellation. Sie erklärt viertens, 
weshalb die aus Angehörigen der nichtmonopolistischen Schichten 
zusammengesetzten faschistischen Massenparteien regelmäßig und 
notwendig im Augenblick ihrer Machteinsetzung sich als bloße Voll-
strecker der monopolkapitalistischen Interessen erweisen und außer-
stande sind, andere Inhalte zu realisieren, und weshalb es sich hier-
bei nur scheinbar um einen plötzlichen Umschlag ihres Wesens, in 
Wirklichkeit aber gerade um dessen praktische Offenbarung und um 
das Resultat einer immer schon lange vorher angebahnten Ent-
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Wicklung handelt. Sie stellt damit fünf tens klar und begründet, daß 
und weshalb das faschistische Herrschaftssystem nicht die Struktur 
eines Bündnisses hat. Sie führ t sechstens zur Feststellung von zwei 
möglichen Formen des Faschismus, die aus dem unterschiedlichen 
Verlauf des Desintegrationsprozesses resultieren. Und sie ermög-
licht mit alledem zusammen siebentens eine Begriffsbestimmung des 
faschistischen Systems, die weder nur aus der Verallgemeinerung der 
bisherigen Erscheinungsformen faschistischer Diktaturen, noch aus 
voreiliger Umdeutung allgemein-monopolkapitalistischer Wesenszüge 
zu Charaktermerkmalen des Faschismus gewonnen ist, sondern aus 
dessen allgemeinem monopolkapitalistischen Entstehungszusammen-
hang. Sie ist daher frei von der Gefahr, historisch singuläre Erschei-
nungsmerkmale des Faschismus in dessen Definition mit aufzuneh-
men und sie damit zu verengen, wie auch umgekehrt, sie zu inflatio-
nieren, und erlaubt mithin, gegenwärtigen wie künftigen Faschismus 
am Maßstab seiner tatsächlich wesensnotwendigen Besonderheiten zu 
identifizieren. Diese Faschismusdefinition besteht aus nur drei Ele-
menten und kann, um ein jederzeit zuverlässiges Erkennungsinstru-
ment fü r Faschismus — d. h. für faschistische Systeme — zu sein, 
auch aus keinen weiteren Elementen bestehen. Nämlich: 

1. Der Faschismus ist eine monopolkapitalistische Herrschaftsform 

Der soziale Inhalt, der Klassencharakter einer Herrschaftsform ist 
stets die Quelle, aus der sie sich selbst in allen ihren einzelnen Eigen-
tümlichkeiten, ihren besonderen technischen Regulationsmechanis-
men und Entwicklungsmöglichkeiten wie hinsichtlich der Gesamt-
heit der besonderen gesellschaftlichen Gesetze, denen sie unterliegt, 
immer erst erklärt, weshalb Begriffe von Herrschaftsformen, die in 
Ablösung von der Frage nach ihrem Klasseninhalt gebildet werden, 
Begriffe ohne jeden Erkenntniswert sind, die die Besonderheit ihres 
Gegenstands gerade nicht erfassen können, weil sie notwendig von 
seiner Geschichte absehen müssen. Diktaturen, die nicht monopol-
kapitalistischen Inhalts sind, können daher, wenn der Faschismusbe-
griff einen Erkenntniswert behalten soll, nicht als faschistische Dik-
taturen klassifiziert werden. Dies hat Bedeutung nicht nur als Ein-
spruch gegen die Totalitarismustheorie, sondern auch fü r die Been-
dung mancher Unsicherheiten in der Beurteilung gegenwärtiger 
Diktaturen in Ländern der sogenannten „Dritten Welt". 

Noch nicht abgegrenzt ist der Faschismus mit dieser inhaltlichen 
Bestimmung aber von allen anderen monopolkapitalistischen Herr-
schaftsformen. Daher: 

2. Der Faschismus ist die terroristische Form der politischen Herr-
schaft des Monopolkapitals. 

Terrorismus bedeutet unbegrenzte Gewaltanwendung nach Maß-
gabe allein des politischen Opportunitätsurteils der Gewaltinhaber 
selbst. Der Übergang vom gesetzlich — durch die Verfassung — ein-
gegrenzten Gewaltgebrauch des Staats zur schrankenlosen Entfes-
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seiung der Gewalt ist ein aus der politischen Funktion des Faschis-
mus, der besonderen Situation, in der er errichtet wird und die sei-
nen immer gleichen Auftrag vorbestimmt, notwendig resultierender 
Zug und damit eines seiner Definitionsmerkmale. 

Doch verfassungswidriger Gewaltgebrauch, nämlich punktueller 
Terrorismus, ist immer wieder auch, und mit zunehmenden Klassen-
kämpfen in zunehmendem Maße, in formaldemokratisch verfaßten 
imperialistischen Staaten festzustellen und ein indirekter Terroris-
mus in irgendeiner Weise stets bei ihnen an der Tagesordnung, da 
Gewalt die Natur des Imperialismus selbst und also nicht erst des 
Faschismus ist. Daher ist dieses zweite Definitionskriterium noch un-
scharf, und es muß ein drittes geben, das eine exakte Bestimmung 
des Punktes ermöglicht, von dem an ein zu immer offenerer und un-
begrenzterer Gewalt übergehendes imperialistisches System als Gan-
zes die Qualität eines faschistischen Systems annimmt und von die-
sem Moment an so klassifiziert werden muß. Die Möglichkeit der Be-
stimmung dieses Punktes ergibt sich wieder aus den Bedingungskon-
stellationen der Machteinsetzung eines faschistischen Regimes und 
der Besonderheit des Auftrags, der in diesen Konstellationen schon 
immer mi tinbegriff en liegt. Von ihnen her läßt sich formulieren: 

3. Faschismus ist diejenige terroristische Form der politischen 
Herrschaft des Monopolkapitals, die alle politischen Organisationen, 
in denen sich objektive Interessen der nichtmonopolistischen Schich-
ten artikulieren — also vor allem und in erster Linie die genuinen 
Organisationen der Arbeiterklasse — der Illegalisierung und Verfol-
gung aussetzt. 

Ein Faschismus, in dem Kommunisten, Gewerkschaften, demo-
kratische Organisationen aller Art freien Betätigungsspielraum ha-
ben, ist mit der spezifischen Funktion des Faschismus und damit 
seinem Begriff unvereinbar. Tatsächlich aber nähern sich umgekehrt 
diejenigen formaldemokratisch verfaßten Staaten, die etwa die 
Kommunistische Partei illegalisieren und ihre Anhänger verfolgen, 
im Vergleich zu den Staaten, in denen dies nicht der Fall ist, dem 
Faschismus um einen entsprechenden Grad mehr und bleiben in 
dem Maße — und nur eben in dem Maße — noch von ihm entfernt, 
wie sie diese Illegalisierung und Verfolgung nicht auf die Gesamt-
heit aller Organisationen demokratischen Inhalts ausdehnen. Wo 
dies im monopolkapitalistischen Interesse erfolgt, da allerdings sind 
die Kriterien des Faschismus, da eine solche Unterdrückung, mit 
welchen Mitteln immer durchgesetzt, stets Terrorismus in Aktion 
ist, erfüllt. 

Diese Bestimmung des Begriffs der faschistischen Diktatur hat nun 
vor allem in zweierlei Hinsicht praktische Bedeutung. Einmal, weil 
durch sie entscheidbar wird, welche Diktaturen in den Randzonen 
der kapitalistischen Welt, in den industriell nicht entwickelten und 
über kein eigenes Monopolkapital verfügenden Ländern, als fa-
schistische Diktaturen anzusehen sind und welche nicht. In den ehe-
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maligen Kolonialgebieten existieren heute oft dicht nebeneinander 
Diktaturen, die die nationalen Bourgeoisien im Zuge ihres Kampfes 
um die Unabhängigkeit ihrer Länder von imperialistischer Hege-
monie und um Beendung ihrer Ausbeutung durch das internationale 
Monopolkapital errichtet haben, deren Inhalt also ein antiimperiali-
stischer ist, und Diktaturen, die gerade umgekehrt vom auswärtigen 
Monopolkapital in Zusammenarbeit mit den nationalen Oberschich-
ten oder auch gegen sie zum Zwecke der Aufrechterhaltung ihrer 
Präsenz und ihrer Ausbeutungsrechte in diesem Lande eingesetzt 
sind. Der Inhalt dieser letzteren Diktaturen ist daher selbstver-
ständlich auch dann monopolkapitalistisch, wenn das betreffende 
Land selbst etwa nur eine agrargesellschaftliche Struktur aufweist 
und die zur Ausübung der Diktatur eingesetzten nationalen Mario-
netten dementsprechend nicht großkapitalistischer Herkunft sind, 
sondern dem nationalen Feudal-Clan entstammen. Im Zeitalter des 
imperialistischen Kapital-Exports ist auch der Export der politischen 
Herrschaft des Monopolkapitals und die Injektion seines Herrschafts-
inhalts in die Staatsapparaturen entfernter Länder, damit aber auch 
der Export des Faschismus zu einem Ding des Möglichen geworden. 
Wieviel eigenen Vorteil auch immer die mit dem auswärtigen Mono-
polkapital paktierenden nationalen Oberschichten aus der in seinem 
Interesse und mit seiner Unterstützung von ihnen ausgeübten Dikta-
tur fü r sich selber auf Kosten der übrigen Bevölkerung ziehen mö-
gen, das Regulativ einer solchen Diktatur ist das auswärtige mono-
polkapitalistische Interesse; sie ist daher, wenn sie auch die beiden 
weiteren Kriterien der terroristischen Machtausübung und Illegali-
sierung aller fortschrittlichen Kräf te des Landes erfüllt, eine zwei-
felsfrei faschistische Diktatur. 

Die zweite praktische Bedeutung dieses Faschismusbegriffs aber 
liegt in seiner bündnisstrategischen Konsequenz. Denn indem sich 
aus seiner entstehungstheoretischen Herleitung ergibt, daß die Mit-
telschichten nur immer das Opfer, nie der Nutznießer oder auch nur 
partielle Mitpröfiteure des Faschismus werden, daß faschistische Herr-
schaft zum Terrorismus zugespitzte Herrschaft des Monopolkapitals 
auch über die Mittelschichten ist, treten sie als ein für den antifa-
schistischen Kampf grundsätzlich gewinnbares und ein in eine anti-
faschistische Bündnisstrategie unerläßlicherweise einzubeziehendes 
soziales Potential in den Blick. Ob dies aber bei der Konzipierung der 
Strategien der demokratischen politischen Kräfte mit allem Ernst 
oder nur halbherzig oder auch, mit scheinlinken oder mittelstands-
theoretischen Argumenten begründet, überhaupt nicht geschieht, ist 
eine für den schließlichen Erfolg des antifaschistischen Kampfes ele-
mentare und geradezu ausschlaggebende Frage. Sie ist zugleich — 
und daher die Begreiflichkeit aller Diskussionen um sie — die 
schwierigste, praktisch am allerwenigsten lösbar erscheinende Frage. 
Ihre Schwierigkeit erklärt sich daraus, daß es die Mittelschichten auf 
Grund ihrer sozialökonomischen Stellung von allen Klassen oder 
Sozialgruppen der kapitalistischen Gesellschaft tatsächlich am 
schwersten haben, ihre objektiven Interessen zu erkennen, ihre Stel-
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lung also der günstigste Boden f ü r die Ausbildung eines illusionären 
Gesellschafts- und Interessenbewußtseins ist. Die prinzipielle Mög-
lichkeit, diese Aufgabe dennoch zu lösen, aber ergibt sich daraus, 
Baß das faschistische politische Bewußtsein, im Gegensatz zur Ansicht 
der Mittelstandstheoretiker, eben nicht die unmit te lbare und eigen-
ständige Artikulation eines solchen illusionären Mittelstandsbewußt-
seins, sondern der Ausdruck gerade schon seiner Okkupation durch 
die imperialistische Ideologie ist und daher den Angehörigen der 
Mittelschichten auch durchaus als Fremdbest immung ihres politi-
schen Denkens durch ein anderes, ihnen gegenläufiges Interesse k lar -
gemacht werden kann. Auch ein Teil der sozialdemokratischen Mit-
telstandstheoretiker der dreißiger J ah re hat te bereits das faschisti-
sche Bewußtsein als nur verfälschtes und keineswegs von den Mit-
telschichten genuin und notwendig produziertes Bewußtsein iden-
tifiziert 77. Die Konsequenz freilich, die diese Theoretiker daraus 
zogen, ist geradezu diametral derjenigen entgegengesetzt, die die 
Krä f t e der demokratischen Richtung fü r eine antifaschistische St ra -
tegie aus ihr zu ziehen haben. Die damaligen sozialdemokratischen 
Theoretiker folgerten, daß mithin die Reintegration der faschisier-
ten Teile der Mittelschichten in die politische Massenbasis der formal-
demokratisch-monopolkapitalistischen Parteien objektiv möglich sei, 
und leiteten daraus als den Weg zur Eindämmung der Faschismus-
gefahr ab, den Mittelschichten stärker als bisher die gegebene mono-
polkapitalistische Wirklichkeit, gegen die sie sich gerade empörten, 
als den ihren objektiven Interessen gemäßesten Zustand und als das 
Irr ige in ihrem Bewußtsein die Auflehnung gegen ihn zu erläutern 
und überdies seine Verbesserungsfähigkeit durch wirtschaftspoliti-
sche Zugeständnisse und Zugeständnisse an ihr vorgefundenes poli-
tisches Bewußtsein demonstrativ zu unterstreichen. Die Aufgabe, vor 
der eine antifaschistische Strategie des demokratischen Potentials 
steht, ist im Gegensatz hierzu die weit schwierigere, die Mittelschich-
ten zur Erkenntnis ihrer tatsächlich objektiven politischen Interessen, 
nämlich bis zu dem Punk t zu führen, an dem ihnen bewußt wird, daß 
ihr Platz in den politischen Klassenkämpfen auf der Seite des Anti-
faschismus und im Lager des demokratischen Potentials ist. Es liegt 
auf der Hand, welche Probleme das aufwir f t . Aber es hat in jedem 
Lande, neben und sofort nach der Frage der Aktionseinheit der 
Arbeiterklasse, den Rang einer Schlüssel- und Überlebensfrage fü r 
die Krä f t e des Antifaschismus. Chile hat nu r erneut gezeigt, wie 
entscheidend im kritischen Moment ist, auf welcher Seite die Mittel-
schichten stehen. Und darum, wie dieser kritische Moment in der 
Praxis ausgeht, geht es auch immer schon — und letztendlich nur — 
in der gesamten Faschismusdebatte. 

77 So vor allem — im Gegensatz zu Svend Riemer — Theodor Geiger 
in seinen Aufsätzen „Panik im Mittelstand" und „Die Mittelschichten und 
die Sozialdemokratie" (a.a.O.), 1933 auch Hilferding („Die Zeit und die 
Aufgabe", a.a.O., S. 7 f.). » 
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Friedrich Tomberg 

Konservative Wegbereitung des Faschismus 
in der politischen Philosophie Carl Schmitts 

Unter den deutschen Wissenschaftlern ha t der Nationalsozialismus 
kaum je einen einflußreicheren Wegbereiter, die Weimarer Republik 
kaum je einen schärferen nichtmarxistischen Kri t iker gefunden als 
Carl Schmitt. Um so mehr muß es verwundern, gegenwärt ig bei Ver-
fechtern einer Demokratie vom Weimarer Typ und sogar bei erklär-
ten Gegnern des Faschismus der Gedankenwelt Carl Schmitts 
zunehmend wieder zu begegnen Woher die Kontinui tät der 
Faszination, die das Schmittsche Werk seit den zwanziger J ah ren 
auch auf sich untadelig meinende bürgerliche Demokraten ausübt? 
Sie kann nicht allein von der eingängigen Diktion her rühren , in der 
dieser philosophisch und juristisch gleichermaßen geschulte Gelehrte 
seine Ideen vorzutragen wußte, eher schon von der rigiden Offenheit , 
mi t der er Erfahrungen und Beobachtungen aussprach, die andere 
sich nicht einzugestehen wagten. 

Wer da s Werk Carl Schmitts in der zeitlichen Folge durchgeht, er -
kennt leicht, daß die einmal gesetzten Prämissen den Autor un te r 
den damals gegebenen Umständen zwangsläufig zur Bejahung des 
Faschismus führen mußten. Sogleich drängt sich aber auch die Ver-
mutung auf, unter geänderten Umständen brauche nicht mehr der 
NS-Faschismus, sondern könne auch eine best immte Form von De-
mokrat ie den Intentionen der politischen Philosophie Carl Schmitts 
durchaus gemäß sein. Sollte also der Umstand, daß Schmitts Ideen 
permanent sowohl bei seinen Adepten wie bei vielen seiner Gegner 
auf f ruchtbaren Boden fallen, aus der Einigkeit aller in der Zielset-
zung zu erklären sein? 

Worum ging es Schmitt, als er die bürgerliche Gesellschaft der 
zwanziger J ah re und ihren Staat einer vernichtenden Krit ik un te r -

1 Schmitt hat „die Verfassungslehre, die Völkerrechtswissenschaft und 
die Politische Theorie in einem Maße beeinflußt, wie kaum ein anderer 
Gelehrter in der jüngsten Vergangenheit... Jeder, der in diesen Diszipli-
nen tätig ist, stößt auf Carl Schmitt; zahlreiche Autoren zehren von 
ihm ..." „... Schmitt ist ein Denker hohen Ranges ..." Daher begegnen uns 
in der Literatur „immer wieder die Aussagen Schmitts". So Heinz Lauf er, 
der für seine engere Thematik einen kurzen Überblick über die von 
Schmitt beeinflußten Autoren gibt und sich mit Schmitts Werk, das er 
„teilweise sehr problematisch" findet (11), vor allem aus der Perspektive 
Eric Voegelins auseinanderzusetzen sucht (Das Kriterium politischen Han-
delns. Eine Studie zur Freund-Feind-Doktrin von Carl Schmitt auf der 
Grundlage der Aristotelischen Theorie der Politik, iur.Diss. München 1961, 
S. 10 ff. und S. 301 ff.) 
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zog? Die Antwort mag paradox erscheinen: Es ging ihm um die Er-
hal tung eben dieser Gesellschaft. Und worum ging es den Anhängern 
der Weimarer Republik, die sich gegen die Schmittschen Diffamie-
rungen so energisch zur Wehr setzten? Offenbar um nichts anderes. 
Differenzen ergaben sich erst aus der Frage, ob sich die bürgerliche 
Gesellschaft in der gegebenen Situation das parlamentarische System 
noch leisten könne oder ob nicht eine offenere und wirksamere Form 
der Klassenherrschaft an der Tagesordnung sei2. 

Diese Frage stellt sich immer dann, wenn das ökonomische System 
der bürgerlichen Gesellschaft in eine bedrohliche Krise geraten ist. 
Daß die machthabenden Monopole im Zweifelsfalle versuchen wer-
den, die Demokratie zu opfern, um sich die Grundlage ihrer Existenz, 
die kapitalistische Produktionsweise, zu erhalten, lehrt die Er fahrung 
zur Genüge. Ob ihnen dies in Zukunf t noch einmal gelingen kann, 
hängt wesentlich von der Einstellung brei ter Kreise der Bevölkerung 
zur Demokratie ab. Carl Schmitts politische Philosophie zeigt exem-
plarisch, wie das objektiv begründete Interesse an einer demokrati-
schen Ordnung, das heute der Arbeiterklasse und großen Teilen des 
Bürgertums in Abwehr der Macht der großen Konzerne gemeinsam 
ist, sich dennoch Schritt f ü r Schritt gegen die Demokratie wenden 
läßt. In Zeiten, wie den unsrigen, in denen von einer neuen massen-
wirksamen faschistischen Ideologie auf deutschem Boden noch nicht 
die Rede sein kann, ist dennoch Grund zu der Frage gegeben, inwie-
weit bereits wieder Ideologen am Werke sind, um künft ige Empfäng-
lichkeit f ü r faschistisches Gedankengespinst im gegenwärtigen, noch 
weitgehend auf Demokratie gerichteten Bewußtsein vor allem der 
kleinbürgerlichen Schichten vorzubereiten. Soll dieser Tendenz ge-
gengesteuert werden, so bedarf es einer genauen Kenntnis der Logik 
jenes noch nicht faschistischen, sondern aus konservativer Wendung 
auf faschistische Konsequenzen erst zulaufenden Denkens, wie es 
heute wieder bei etlichen Autoren festzumachen ist, immer aber noch 
am besten bei Carl Schmitt nachvollzogen werden kann, wenn man 
sich sein Gesamtwerk unter diesem Aspekt vergegenwärtigt . Dazu 
soll in folgendem eine Skizze versucht werden.3 

* 
2 Unter stillschweigender Voraussetzung der Einigkeit in den Zielen, 

konnte Carl Schmitt nach dem Kriege noch schreiben, es gebe eben „glück-
liche Zeiten, in denen es leicht ist, ein freiheitliches Gemeinwesen zu kon-
struieren. Man sollte sich solcher Zeiten freuen, aber man sollte nicht die-
jenigen verunglimpfen, die in härteren Zeiten zu retten suchen, was zu 
retten ist . . ." (Zitiert nach Hasso Hofmann, Legitimität gegen Legalität. 
Der Weg der politischen Philosophie Carl Schmitts, Neuwied 1964, S. 202, 
Anm.) 

3 Der Text ist in gekürzter Fassung einem Manuskript entnommen, das 
eine Strukturanalyse restaurativen Denkens in der Form eines Vergleichs 
zwischen Aristoteles und Carl Schmitt enthält, ursprünglich einen Teil des 
Buches „Polis und Nationalstaat" (Neuwied und Darmstadt 1973) aus-
machen sollte, nun aber für eine gesonderte Veröffentlichung vorgesehen 
ist. Aus Raumgründen werden die Anmerkungen und damit auch die Lite-
raturhinweise so weit wie möglich ausgespart. 
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Die innere Motivation des politischen Denkens von Carl Schmitt 
tr i t t am deutlichsten in seiner Analyse der Weimarer Republik zu-
tage. _Wie die anderen Angehörigen der Bürgerklasse war auch 
Schmitt zum Vertrauen auf die bürgerliche Ordnung als der besten 
aller Welten erzogen worden. Mit dem Eintritt des Kapitalismus in 
sein imperialistisches Stadium sprach die Wirklichkeit diesem naiven 
Weltbild jedoch mehr und mehr Hohn. Ehe noch die parlamentarische 
Demokratie sich in Deutschland durchgesetzt hatte, war der Glaube 
an ihre zivilisatorische Mission schon weithin geschwunden. Carl 
Schmitt sprach den Verlust dieses Glaubens, an dem er selbst teil 
hatte, als das große Unglück seiner Zeit aus. Er fand sich durch den 
Zwang der Lage v o r die Alternative gestellt, entweder auf die Seite 
der revolutionären Demokratie überzugehen und dem Kapitalismus 
seine Gegnerschaft anzusagen, oder aber im Interesse der gegebenen 
Herrschaftsverhältnisse die demokratischen Bestrebungen schon von 
ihren Ansätzen her als die große Gefahr fü r die bürgerliche Ordnung 
zu bekämpfen. 

Er wich einer offenen Entscheidung zunächst aus, indem er auf der 
einen Seite von der ökonomischen Basis des gesellschaftlichen Lebens 
möglichst absah und in nicht weiter ausweisbaren politischen Ideen 
den Beweggrund der Geschichte suchte und auf der anderen Seite die 
demokratische Bewegung, deren Fortschritt die Fundamente der 
kapitalistischen Ordnung zu untergraben drohte, von der Idee einer 
wahren Demokratie her zu denunzieren suchte, wodurch er zu einer 
hellsichtigen Kritik der Weimarer Republik gelangte, die ihm den 
Beifall gerade auch der ernsthaft demokratisch motivierten Bürger 
einbrachte. 

Auf diese Weise gelang es Carl Schmitt, das Mißtrauen der bürger-
lichen Klasse gegen ihre demokratische Verfassung aus zwei ent-
gegengesetzten, sich gegenseitig verstärkenden Gründen zu wecken: 
sowohl, weil diese Demokratie ihrer liberalistischen Komponente 
wegen gar keine rechte Demokratie war, wie auch umgekehrt, weil 
sie schon zuviel an Demokratie zuließ. 

Carl Schmitt sah im klassischen Parlamentarismus einen Damm, 
den die herrschende Bürgerklasse gegen die Demokratie errichtet 
hatte. Dieser Damm, so Schmitt, wurde durchbrochen, als der Druck 
der organisierten Arbeiterklasse das allgemeine Wahlrecht erzwang. 
Seitdem ist der Glaube an das Parlament nur noch Selbsttäuschung. 
Carl Schmitt will die allenthalben noch herrschende Illusion zer-
stören. Ihm liegt daran, daß die Verantwortlichen dies eine sich 
bewußt machen: In einer Zeit, in der die Arbeitermassen zur Demo-
kratie drängen, im Zeitalter der von Schmitt verächtlich so genannten 
„Massendemokratie", lassen sich durch parlamentarische Konzessio-
nen an die Demokratie die besitzbürgerlichen Grundrechte nicht mehr 
absichern, und vor allem nicht das Grundrecht aller Grundrechte, das 
Privileg des Privateigentums einiger weniger an den Produktions-
mitteln der großen Industrie. 

Die Schwäche des parlamentarischen Systems bestand immer schon 
darin, daß es ein Kompromißsystem war. Es spielte die Demokratie 
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gegen die Monarchie und die Monarchie gegen die Demokratie aus. 
Die gegenwärtige Krise hat also ihre lange Vorgeschichte, sie beginnt 
schon da, wo die aufkommenden demokratischen Bestrebungen die 
aus dem Feudalismus überkommene Monarchie nicht mehr als die 
einzig legitime Regierungsform erscheinen ließen. Noch im 19. Jahr-
hundert, bemerkt Schmitt, habe man, wenn man von Legitimität 
sprach, darunter immer nur ihre historisch monarchistisch-dynasti-
sche Erscheinungsform verstanden. „Die meisten ahnten nicht", fähr t 
er fort, „daß von Links her eine andere Legitimität im Spiele war, 
die sich der konservativen überlegen erwies. Sie hat die fortwährend 
wechselnden Erscheinungsformen der staatlichen Legalität mit sich 
fortgerissen. Es war die Legitimität der demokratischen Revolution" 
(DC, 18). 

Schon in der Geschichtstheologie Joachims von Fiore, schon also 
im Mittelalter, kündigte sich der Abfall von der gottgegebenen Ord-
nung an (DC, 10). 1789 erringt die Demokratie ihren ersten großen 
Sieg. Danach scheint die demokratische Bewegung ins Stocken zu 
geraten. Doch darf man sich hier nicht täuschen lassen. Das Scheitern 
der bürgerlichen Demokratie bereitet lediglich eine weitere Radikali-
sierung vor. Schmitt t rägt keine Bedenken, den wirklichen Vorgang 
beim Namen zu nennen. „Man sagt mit Recht", bemerkt er, „daß die 
Revolution von 1848 stecken geblieben ist. Aber in dem siegreichen 
Durchbruch von 1917 ist sie wieder zu Tage getreten, mit unendlich 
gesteigerter Intensität und doch in wirklicher Kontinuität mit den 
Ideen und Kräften, die unmittelbar vor 1848 bereits vorhanden und 
am Werke waren" (DC, 85). 

Ging es vor 1848 lediglich darum, die demokratische Komponente 
innerhalb des Bürgertums selbst in Schranken zu halten, so muß 
heute die Demokratie gänzlich eliminiert werden, denn im Stadium 
der „Massendemokratie" heißt Demokratie Sozialismus, und Sozialis-
mus heißt Untergang der bürgerlichen Klassengesellschaft. In Frage 
steht nur, wie die sozialistische Gefahr am wirksamsten aus der Welt 
zu schaffen wäre. 

Setzen wir voraus, daß es Schmitts praktische Intention von An-
fang an war, die Restauration einer Ordnung zu befördern, die durch 
die demokratische Bewegung nicht mehr bedroht werden konnte, so 
kann es nicht wundern, daß ihm allein das Feudalzeitalter als eine 
Art verlorenes Paradies erscheint, von dessen Wiedergewinnung das 
Heil der gegenwärtigen Epoche abhängt. Zwar sind die ökonomischen 
Verhältnisse des Feudalsystems endgültig vergangen, jedoch hat sich 
aus jener Zeit bis heute in der Form der römisch-katholischen Kirche 
eine Institution erhalten können, deren Funktion es gewesen war, 
alle Hoffnungen der Menschen auf Freiheit und Selbstbestimmung in 
die Imagination einer jenseitigen Welt abzulenken und so die wirk-
liche Herrschaft des feudalen Adels vor ernsthaften Gefährdungen 
durch das Aufbegehren der arbeitenden Klasse abzusichern. 

Die praktische Frage, durch die die ersten theoretischen Bemühun-
gen Carl Schmitts motiviert sind, scheint denn auch dahin zu gehen, 
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ob die Kirche noch einmal in der Lage sein könnte, eine solche allge-
meine und verläßliche Glaubensbindung zu erzeugen, daß die arbei-
tenden Massen sich von ihren wirklichen, auf die Demokratie hinaus-
gehenden Interessen endgültig abwenden. Schmitt hebt insbesondere 

idie Rhetorik als das Machtmittel hervor, das der römisch-katholi-
schen Kirche gegeben sei, um die Überzeugung der Gläubigen an sich 
zu binden (RK, 48). Die Kirche, betont er, überzeugt nicht durch 
rationale Argumentation, sondern durch eine repräsentative und so-
mit „nichtdiskutierende und nichträsonierende" Rede. Vermöge der 
Rhetorik kann es gelingen, das Bewußtsein der Menschen über Ge-
gensätze des wirklichen Lebens hinauszuheben. Nicht daß die Gegen-
sätze damit verschwänden, aber sie erscheinen als Momente einer 
großen Einheit, die Kirche wird zur complexio oppositorum, die 
gegenüber der „Materie des menschlichen Lebens" eine „spezifisch 
formale Überlegenheit" beweist (RK, 15; 17). Die Kirche gelangt so 
zu einer erstaunlichen Elastizität, die ihr von ihren Feinden als gren-
zenloser Opportunismus ausgelegt wird (RK, 8). Ihrer unendlichen 
Vieldeutigkeit, durch die sie sich an die unterschiedlichen Gegeben-
heiten anzupassen vermag, liegt jedoch ein präzisester Dogmatismus 
zugrunde und ein unbedingter Wille zur Dezision, wie er in der 
Lehre von der Unfehlbarkeit des Papstes kulminiert (RK, 17). 

Wie er sich die Restauration des alten Glaubens als einer das ge-
sellschaftliche Bewußtsein beherrschenden Macht praktisch vorstellt, 
hat der junge Schmitt nirgendwo offen ausgesprochen. Jedenfalls 
war er sich bewußt, daß der Weg dorthin über den Staat gehen 
mußte. Daß die Kirche selbst zu einer staatlichen Macht werde, 
scheint ihm nur als letzter Ausweg diskutabel (RK, 52 f.). Denn der 
Staat ist Zwangsgewalt, der Glaube aber, soll er zuverlässig bindend 
sein, muß den Menschen als ein Akt ihres freien Willens erscheinen 
können. 

Als nachahmenswertes Muster bietet sich wieder das Feudalsystem 
an, auch hier waren Staat und Kirche nicht identisch, standen aber 
auch nicht unverbunden nebeneinander, sondern waren ineinander 
verschränkt. Die Kirche bildete gewissermaßen einen inneren Kreis 
innerhalb des allumfassenden Kreises, den der Staat darstellte, und 
zwar so, daß die Menschen, die von Geburt her dem Staate angehör-
ten, auch alle vermöge eines besonderen Aufnahmeaktes, der Taufe, 
in den inneren Kreis der Kirche einbezogen waren. Beide Kreise hat-
ten in Gott ein- und denselben Mittelpunkt. Der äußere Kreis, der 
Staat, forderte unter Berufung auf Gott von den Menschen bedin-
gungslosen Gehorsam; dem inneren Kreis, der Gemeinschaft der 
Gläubigen, gehörten dieselben Menschen jedoch aus formell freiem 
Willen an, denn jedem von ihnen war die Entscheidung zwischen Gut 
und Böse anheimgestellt. Diejenigen, die — nach Auskunft der herr-
schenden Ideologie — sich solchermaßen frei fü r die kirchliche Ge-
meinschaft entschieden hatten, durf ten den Gehorsam gegenüber 
dem Staat ebenfalls als Akt ihres freien Willens betrachten: denn 
der Staat erwies sich offenbar als die äußere Ermöglichung ihrer 
freien Glaubensgemeinschaft. 
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Die Restauration dieses feudalen Glaubenssystems mußte keine 
Utopie sein, wenn es gelang, auch die große Zahl der dem Glauben 
nicht mehr anhängenden Menschen von Staats wegen permanent der 
Rhetorik der Kirche auszusetzen, wobei darauf zu vertrauen war, 
daß bei Vermeiden aller rationalen Argumentation eine als frei 
empfundene irrationale Entscheidung fü r den alten Glauben sich bei 
den meisten wieder einstellen würde. Voraussetzung war, daß die 
Bürger ihren Staat als eine Institution anerkannten, der sie sich ohne 
Rücksicht auf ihre besonderen Interessen zu unterwerfen hätten. Der 
Gehorsam gegenüber dem gottgebundenen Staat durf te den derzeit 
Gottunfähigen jedoch nur aus der Idee des Staates selbst begründet 
werden — ohne alle ausdrückliche Bezugnahme auf den Glauben als 
den vorgegebenen Zweck dieses Staates. 

Den Versuch, die Verbindlichkeit einer vorgegebenen Staatsmacht 
ohne Angabe des Grundes dennoch zu begründen, hat Carl Schmitt 
gleich schon in einer seiner ersten Schriften unternommen. Es war 
ihm klar, daß ein Staat, der immer schon dem Interesse der Mehrheit 
des Volkes entgegenstand, in dem Augenblick auch nicht mehr bloß 
zum Schein sich auf das Interesse seiner Bürger berufen durfte, in 
dem die bisher unterdrückten Massen auf die Errichtung eines Staa-
tes hindrängten, der ihren Klasseninteressen in der Tat entsprach. 
Schmitt sieht zu diesem Zeitpunkt nur eine Möglichkeit, die beste-
hende Ordnung noch zu retten: den offenen Verzicht auf die demo-
kratische Legitimation des bürgerlichen Staates. Die Norm, die das 
Zusammenleben der Menschen bestimmen soll, durfte nicht mehr als 
von diesem selbst her kommend ausgegeben werden, sondern mußte 
als ein unzweifelbar Vorgegebenes akzeptiert werden. 

Carl Schmitt kann hierzu freilich nicht viel mehr beitragen, als 
bloße Deklaration. Das Recht, behauptet er, läßt sich nicht aus Tat-
sachen ableiten, und daher auch nicht aus Interessen. Hieraus schließt 
er auf einen „Gegensatz zweier Welten" (W, 20). Der Welt konkreter 
Individuen mit ihren Bedürfnissen und Meinungen steht die Welt 
des Rechts gegenüber. Dieses Recht braucht sich nicht weiter auszu-
weisen, es gilt unabhängig davon, wie die Menschen zu ihm stehen. 
Für seine Geltung ist es gleichgültig, „wie es faktisch in der Welt 
aussieht" (W, 55). Soll aber dem an sich geltenden Recht Geltung in 
der Welt verschafft werden, so bedarf es eines Mediums, das beide 
Reiche miteinander verbindet, es bedarf einer rechtmäßigen Macht, 
die „auf das Sein eine Einwirkung im Sinne rechtlicher Normen be-
werkstelligt . . . " (W, 34; 38). Diese Macht ist der Staat; nicht schon 
der konkrete Staat, wie er sich zufällig gebildet hat, sondern der „in 
seiner Idee erfaßte Staat" (W, 40). Das Recht ist fü r den Staat nach 
einem Wort des Kirchenvaters Augustinus: origo, informatio, beati-
tudo. Jeder Staat ist daher Rechtsstaat (W, 53), Instrument zur Ver-
wirklichung des Rechts. Ein Staat, der vor seiner Aufgabe versagt, 
der etwa gar statt auf eine Norm sich wieder auf einen konkreten 
Zustand stützt, gibt sich damit auch selbst auf" (W, 54). 

Wenn aber bei zeitloser Richtigkeit des abstrakten Rechts die kon-
kreten Rechtsordnungen doch sehr verschieden aussehen können, 
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woher bestimmt sich dann, in welcher besonderen Ordnung sich das 
Recht verwirklichen soll? Carl Schmitt antwortet: Der konkrete In-
halt des Rechtsgedankens, der einer Umgestaltung der Wirklichkeit 
zur Richtschnur dienen soll, wird „durch einen Akt souveräner Ent-
scheidung gesetzt, er wird durch Satzung und in konkreter Fassung 
ausgesprochen" (W, 78). Wer entscheiden darf und was er entscheiden 
darf, erörtert Schmitt nicht weiter, weil er dies fü r eine zweitrangige 
Frage hält. Im allein wesentlichen Konfliktfalle ist es wichtiger, „daß 
überhaupt Etwas positive Bestimmung wird, als welcher konkrete 
Inhalt dazu wird" (W, 79). 

Das ist konsequent gedacht. Denn wenn es allein darauf ankommt, 
daß den Individuen die politische Entscheidungsgewalt, also das 
Recht auf Demokratie genommen wird, dann wird dieser Zweck 
immer schon da erfüllt, wo der den Individuen gegenübertretende 
und auf die jenseitige Norm sich berufende Staat den Willen seiner 
Bürger durch irgendeine Entscheidung sich unterwirf t , welcher Art 
sie auch immer sein mag. Es muß nur klargestellt sein, daß die Indi-
viduen, indem sie der Entscheidung Folge leisten, sich damit der 
Autorität eines Staates unterwerfen, der nicht ihre eigene Konstruk-
tion ist, sondern dessen Konstruktion sie selbst vielmehr als Staats-
bürger sind. 

Recht verwirklichen heißt also nichts anderes, als den Menschen 
ihren demokratischen Willen versagen. Das abstrakte Recht hat inso-
fern doch einen Inhalt, es besteht in dem Postulat: Negiere die Demo-
kra t ie ! Es genügt daher nicht, daß die Individuen sich einem beliebi-
gen Staate unterwerfen. Denn geht der Staat aus ihrem Willen her-
vor, so bleibt damit ihr Wille doch wieder die letzte Instanz. Zu 
unterwerfen haben sie sich vielmehr einem Staate, der willens und 
mächtig ist, über sie zu herrschen, ohne auf ihren eigenen Willen 
dabei Rücksicht zu nehmen. Denn nur dieser Staat negiert die Demo-
kratie, nur dieser also darf das Recht den Meinungen und Interessen 
der Individuen entgegensetzen, nur dieser Staat ist Rechtsstaat. 

Ist es aber denkbar, daß sich die Menschen auf Dauer in solche 
selbstlose Unterwerfung unter den Staat fügen werden? In der 
Schrift über den Wert des Staates weiß Schmitt noch keine Antwort 
auf diese Frage oder will sie nicht aussprechen. Wie sie nur ausfallen 
kann, ist seiner späteren Interpretation des römischen Katholizismus 
aber unschwer zu entnehmen. Da sich das Recht des Staates, so hätte 
er sagen müssen, in einer traditionell als Gott verstandenen geistigen 
Realität gründet und dem Menschen durch die freie Entscheidung 
f ü r Gott erst die Würde zuteil wird, die ihn über eine bloß tierische 
Existenz hinaushebt, sind nur diejenigen Individuen eigentlich als 
Menschen anzusehen, die sich aus der Bindung an die Bedürfnisse 
ihres leiblichen Lebens lösen, sich dem Staate einfügen und dadurch 
frei vor das Angesicht Gottes hinzutreten vermögen. 

Nur auf dem Hintergrund dieser „politischen Theologie" wird der 
praktische Sinn der Argumentation im Wert des Staates deutlich, 
die, isoliert betrachtet, einem Menschen mit gesundem Verstände 
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lediglich als kurios und überstiegen vorkommen kann. „Das leibliche 
konkrete Individuum", so lesen wir, „ist, wenn die Betrachtung sich 
nicht über die materielle Körperlichkeit erhebt, eine ganz zufällige 
Einheit, ein zusammengewehter Haufen von Atomen, dessen Gestalt, 
Individualität und Einzigkeit keine andere sind, wie die des Staubes, 
der vom Wirbelwind zu einer Säule gefügt wird. Geht daher die Be-
trachtung über das Materielle hinaus, so liegt das Kriterium der 
Individualität in einem Wert, der einer Norm entnommen ist. Der 
Wert im Recht und in dem Mittler des Rechts, im Staat, bemißt sich 
demnach nur nach den Normen des Rechts, nicht nach Dingen, die 
dem Einzelnen entzogen sind" (W, 102). 

Das Ziel menschlichen Lebens kann also keineswegs die harmonische 
Ausbildung der Persönlichkeit sein, sondern der Wert liegt in der 
Sache, die einer hat und von der er ergriffen ist. Dieser Wert, meint 
Schmitt, „ist in Wahrheit auch der einzige, der von Menschen aner-
kannt wird" (W, 90). Das zeigt sich in aller Deutlichkeit bei den gro-
ßen Staatsmännern, etwa „Caesar, dem großen Friedrich oder Bis-
marck". „Nur die. Identifikation mit der Aufgabe, die maßlose Hin-
gabe an die Sache, das Aufgehen in der Aufgabe, der Stolz, Diener 
des Staates und somit einer Aufgabe zu sein, die Selbstvergessenheit, 
mit der sie projectissimi waren ad rem, das allein macht die großen 
und bewundernswerten Augenblicke ihres Lebens aus" (W, 90). Vom 
Staat her gesehen ist jedes Individuum nur „der zufällige Träger der 
allein wesentlichen Aufgabe" (W, 86). Das empirische, konkrete Indi-
viduum als solches ist im Staate gleichgültig (W, 89). Es ist nur da, 
um die objektiv gültige Norm zu erfüllen, das aber bedeutet: „die 
eigene subjektive empirische Wirklichkeit verneinen" (W, 88). So daß 
sich resümieren läßt: „Durch die Zurückführung des Wertes des Indi-
viduums auf seine Aufgabe und deren Erfüllung ist daher nicht die 
Würde des Einzelnen vernichtet, sondern erst der Weg zu einer 
gerechtfertigten Würde gezeigt" (W, 108). 

Diese Hingabe an den Staat bedeutet nun keineswegs, daß die öko-
nomischen Interessen der Menschen damit belanglos werden. Im 
Gegenteil: insofern dem Wirtschaftsprozeß somit alle Tendenz zur 
Demokratisierung der Gesellschaft abgeschnitten ist, steht er dem 
Staate auch nicht mehr entgegen, empfängt vielmehr von daher die 
Weihe einer menschenwürdigen Tätigkeit. Ja, man kann sogar sagen, 
daß der selbstwirtschaftende Unternehmer von sich aus schon ein 
staatswürdiges, weil der Demokratie entgegenstehendes Individuum 
ist. Der Kapitalist, schreibt Schmitt wörtlich, „wie ihn Marx und 
Sombart dargestellt haben, dem an seinen persönlichen Bedürfnissen 
nichts, an der Vermehrung seines Kapitals alles gelegen; dessen Seele 
die Seele seines Kapitals ist, wird zum Diener einer A u f g a b e . . . " 
Hier zeige sich also schon, so folgert er, die gleiche Wertstruktur wie 
bei den großen Staatsmännern. Der Kapitalist ist in diesem Sinne 
schon „Beamter" (W, 90). Diese Bezeichnung verdienen aber auch 
alle anderen, die sich an die Sache des Staates hingeben, so daß man 
umgekehrt sagen kann, „daß der Einzelne nur soviel bedeute, als er 
Beamter s e i . . . " (W, 91). 
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Damit ist dem Staate keineswegs unbeschränkte Verfügungsgewalt 
über die Wirtschaft zugesprochen. Und selbst wenn dies gemeint sein 
sollte, so könnte der Staat doch nichts anderes tun, als die beste-
hende, auf dem Gegensatz von Kapital und Arbeit beruhende Sozial-
ordnung sozusagen in seine Sphäre hineinzunehmen. Denn wenn 
irgend etwas dem Individuum schon vor dem Staate einen Wert gibt, 
dann das Privateigentum. Daß diejenigen, die besitzen, ihren Besitz 
sich bewahren und an ihre Nachkommen weitergeben dürfen, das 
überhebt sie ihrer individuellen Zufälligkeit, macht sie zu Trägern 
des selbst nie vergehenden Kapitals. Daher nennt Schmitt das Rechts-
institut der Vererbung das „elementarste Phänomen des Rechtsle-
bens". Es verschaffe den Menschen „Unsterblichkeit" (W, 103). 

Der Staat macht also insofern alle Individuen zu Beamten, als er 
sowohl die Besitzer der Produktionsmittel wie die Besitzer bloßer 
Arbeitskraft in ihren Positionen sanktioniert und ihnen die Funk-
tionen der Ausbeutung wie der Lohnsklaverei sozusagen als staat-
liche Aufgaben, die also auch letzten Endes gottgewollt sind, bestä-
tigt. Ihren Wert und ihre Würde erhalten die Individuen gerade da-
durch, daß sie diesen unterschiedlichen Aufgaben als ergebene Diener 
des Staates nachkommen. 

Jeder Versuch, aus diesem System auszubrechen oder es sogar zu 
verändern, muß daher als würdelos, ja, genaugenommen, als un-
menschlich oder besser: untermenschlich erscheinen. Machen Arbeiter 
zum Beispiel den Kapitalisten gegenüber ihre Klasseninteressen 
durch Lohnforderungen geltend, so zeigen sie damit, daß sie nicht 
dem Geist, sondern der Materie dienstbar sind. Die antiken Philoso-
phen, bemerkt Schmitt beifällig, haben diesen Gegensatz von Geist 
und Materie auf zwei Menschenmassen verteilt, indem sie die 
Menschheit in Herren und Sklaven, Rechtsfähige und Rechtlose schie-
den. Er fähr t fort: „Wir rühmen uns heute, daß wir solche Äußer-
lichkeiten nicht mehr anerkennen und vor dem Gesetze keinen Un-
terschied der Personen machen. Aber wir sollten wissen, daß der 
Sinn unserer allgemeinen Menschenfreiheit nur der sein kann, den 
Dualismus in größter Sachlichkeit, unbeirrt von den gegebenen sozia-
len Gruppen- und Machtverhältnissen, herauszuarbei ten . . . " (W, 92). 

Damit soll nichts anderes gesagt sein, als daß wir den Unterschied 
zwischen Geist und Materie auch heute noch, trotz der nicht mehr 
rückgängig zu machenden Rechtsgleichheit, als einen Unterschied 
zwischen verschiedenen Arten von Menschen begreifen müssen, näm-
lich den guten, das heißt den staatstreuen Menschen und den anderen, 
den Staatsfeinden, die nicht nach dem übernatürlichen Recht, son-
dern nach ihren ganz konkreten Interessen zu leben wünschen. „Nicht 
der Mensch, weil er Mensch ist", beteuert Schmitt, „sondern der 
Mensch, der gut und achtungswürdig ist, verdient Achtung" (W, 107). 
Was aber soll mit den Menschen geschehen, die nicht gut und ach-
tungswürdig sind? Auch hierauf verschweigt der Philosoph die Ant-
wort nicht. Sie findet sich prägnant etwa in dem Satz: „Wichtiger als 
daß es Menschen gibt, ist, daß es gute und gerechte Menschen gibt" 
(W, 99). 
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Dieser Satz ist 1917 geschrieben worden. Es hat noch eine Weile 
gedauert, bis sich „gute" Menschen fanden, die aus dieser Theorie 
die letzten praktischen Konsequenzen zogen: Wo Menschen, die als 
Menschen nicht mehr gelten sollen, zu Sklaven nicht gemacht werden 
können, weil das Wirtschaftsleben einen Sklavenstand nicht mehr 
zuläßt, da bleibt nur noch die Lösung, sie gänzlich auszumerzen. 

» 

Carl Schmitt hat in den Jahren nach dem Ersten Weltkriege Tag 
fü r Tag neu erfahren müssen, wie hilflos das parlamentarische Sy-
stem der Weimarer Republik der im ganzen immer mehr anschwel-
lenden revolutionären Bewegung gegenüberstand. Den einzigen Aus-
weg aus einer solchen akuten Notsituation der bürgerlichen Gesell-
schaft fand er bei den spanischen Gegenrevolutionären des 19. Jahr-
hunderts schon vorgezeichnet: die Diktatur. Diese sollte nach dem 
Willen von Donoso Cortés wieder unter dem Wahlspruch von Hob-
bes stehen: Auctoritas non Veritas facit legem (PT, 65). Kann die 
etablierte Herrschaft sich gegenüber der Demokratie nicht mehr legi-
timieren, versagen ihr die Massen die Gefolgschaft, so reduziert sich 
der Staat auf das Moment der Entscheidung, auf die „reine, nicht 
räsonierende und nicht diskutierende, sich nicht rechtfertigende, also 
aus dem Nichts geschaffene absolute Entscheidung" (PT, 83), womit 
gemeint ist: die gewaltsame Unterdrückung der Demokratie mittels 
des Staatsapparates der immer noch herrschenden Klasse. 

Eine solche unverhüllte Diktatur, wenn sie auch in Ausnahmezu-
ständen durch bloße Gewaltakte die revolutionäre Umwälzung gele-
gentlich noch verhindern kann, reicht jedoch nicht aus, die antidemo-
kratische Staatsmacht auf die Dauer zu stabilisieren. Nur ein Staat, 
dessen Macht allgemein als rechtlich anerkannt und der insofern legi-
timiert ist, vermag sich gegenüber seinen Untertanen zu behaupten. 
Wenn aber die Demokratie die einzig noch mögliche Legitimation ist, 
dann bleibt der antidemokratischen Diktatur nichts anderes, als sich 
selbst auch demokratisch zu legitimieren. Ist die Demokratie die 
große Kraft , die gleichwohl nicht sein darf, dann ist ihr nur dadurch 
noch zu begegnen, daß sie gegen sich selbst gewendet wird. Der De-
mokratiewille selbst muß es sein, der die Diktatur gegen die Demo-
kratie zum Siege führt . 

Aus dieser unumgänglichen Notwendigkeit ergeben sich zwei Auf-
gaben fü r die Theorie. Erstens muß eine Diktatur konzipiert werden, 
die eine demokratische Legitimation als möglich erscheinen läßt, und 
zweitens muß umgekehrt ein Demokratieverständnis entwickelt wer-
den, das einer antidemokratischen Diktatur nicht mehr entgegen-
steht. Mit dem Spürsinn des Praktikers für das aktuell Erforderte ist 
Carl Schmitt beiden Aufgaben rechtzeitig nachgekommen. Die Lö-
sung der ersten Aufgabe findet sich in der frühen Abhandlung über 
die Diktatur. Wie die zweite Aufgabe zu lösen wäre, läßt sich insbe-
sondere seiner Schrift über Volksentscheid und Volksbegehren ent-
nehmen. Lesen wir beide Schriften als das Werk ein- und desselben 
Autors und bringen wir seinen Gedankengang auf den logisch strin-
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genten Begriff, so ergibt sich eine Staatskonstruktion, die durch 
einige Modifikationen hindurch ganz folgerichtig in die Legitimation 
des späteren faschistischen Staates einmündet. 

Um deutlich zu machen, daß Demokratie und Diktatur keine Ge-
gensätze sein müssen, brauchte Schmitt nur auf die Tradition der 
Demokratie und ihrer Theorie zu verweisen. Schon das Grundbuch 
der modernen Demokratie, Rousseaus Contrat Social, läßt eine Dik-
tatur zu. Jedoch ist der Diktator bei Rousseau immer nur „Kommis-
sar", nicht anders als die normalen Abgeordneten des Volkes (D, 
125 ff.). Schmitt entdeckt im Contrat Social jedoch noch eine andere 
„interessante Figur", die dem Diktator sehr ähnlich sieht: den Legis-
lator (D, 127). Wie er meint, hat Rousseau seine Zuflucht zu der Kon-
struktion des Legislators genommen, um das Grundproblem der De-
mokratie zu lösen: Soll ein Volk darüber abstimmen, welches Gesetz 
der volonté générale gemäß ist, so vermag es das nur innerhalb einer 
schon bestehenden Verfassung. Der Legislator, dessen Funktion bei 
Rousseau vage bleibt, müßte also als „verfassungsgebender Diktator" 
begriffen werden (D, 128). Wie Schmitt weiter ausführt, hat dieser 
Ansatz bei Sièyès zur Unterscheidung des pouvoir constituant, der 
verfassungsgebenden Gewalt, und des pouvoir constitué, der verfaß-
ten Gewalt, geführt. Hier ist es jedoch nicht mehr der durch eine 
göttliche Mission sich legitimierende Legislator, der die Verfassung 
gibt, sondern das Volk, das seine Legitimation in sich selbst hat. Als 
verfassungsgebende Gewalt kann daher das Volk der Verfassung 
selbst noch nicht unterworfen werden. Es kann durch die von ihm 
gegebene Verfassung nicht selbst an diese Verfassung gebunden wer-
den, es ist vielmehr jederzeit berechtigt, die bestehende Verfassung 
zurückzunehmen und sich irgendeine andere Verfassung zu geben 
(D, 140). 

Schmitt beschreibt diese Auffassung, die er als die konsequent 
demokratische darstellt, u. a. mit folgenden Worten: „Das Volk, die 
Nation, die Urkraft alles staatlichen Wesens, konstituiert immer neue 
Organe. Aus dem unendlichen, unfaßbaren Abgrund ihrer Macht ent-
stehen immer neue Formen, die sie jederzeit zerbrechen kann und in 
denen sich ihre Macht niemals definitiv abgrenzt. Sie kann beliebig 
wollen, der Inhalt ihres Wollens hat immer denselben rechtlichen 
Wert" (D, 142). Sowohl nach einer göttlichen Mission wie auch nach 
irgendeiner rationalen Begründung des Volkswillens darf hier nicht 
mehr gefragt werden. Schmitt erklärt also den Satz von Hobbes in 
der Fassung „voluntas non Veritas facit legem" zum demokratischen 
Urprinzip. 

Nun kann aber, so erläutert Schmitt die demokratische Theorie 
weiter, der Fall eintreten, daß das Volk an der Ausübung seines 
pouvoir constituant gehindert wird, daß also irgendwelche Kräf te es 
ihm verwehren, nach der Verfassung zu leben, die aus seinem Willen 
hervorgegangen ist. Oder aber die bestehende Ordnung untersagt es 
ihm von vornherein, sich selbst eine Verfassung zu geben. In beiden 
Fällen ist eine Diktatur notwendig, die alle der freien Ausübung des 
Volkswillens entgegenstehenden Hindernisse beseitigt. Insbesondere 
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im letzteren Falle könnte diese Diktatur nicht gemäß der Verfassung 
eingerichtet werden —- die Verfassung besteht ja noch gar nicht — sie 
könnte also keine kommissarische Diktatur, sondern sie müßte eine 
souveräne Diktatur sein, nämlich die unbedingte Aktionskommission 
des pouvoir constituant, die jedoch nur so lange wirksam sein darf, 
bis f ü r das Volk die äußeren Bedingungen hergestellt sind, damit 
seine konstituierende Gewalt aktuell werden kann (D, 145). 

Damit ist hinreichend deutlich gemacht, daß eine demokratische 
Diktatur durchaus denkbar ist, ja, daß Demokratie ohne zeitweiliges 
Auftreten einer solchen Diktatur gar nicht möglich wäre. In der 
Staatskonstruktion Carl Schmitts geht es jedoch nicht um eine demo-
kratische, sondern um eine antidemokratische Diktatur. Um diese 
gleichwohl demokratisch legitimieren zu können, bemüht er sich, 
noch einen weiteren Widerspruch im Begriff der Demokratie zu ent-
decken. In einer Demokratie, in der das Volk selbst regieren soll, so 
stellt er fest, sind das Volk eben diejenigen, die keine behördlichen 
Funktionen haben, die also nicht regieren (VV, 33). „Denn das Volk", 
so begründet er den Zusammenhang, „wählt doch seine Magistrate 
und schenkt ihnen sein Vertrauen nicht, um selber in Konkurrenz mit 
ihnen die Staatsgeschäfte zu erledigen" ( W , 48). Als die „eigent-
lichste Tätigkeit, Fähigkeit und Funktion des Volkes", als das „demo-
kratische Urphänomen", das auch Rousseau als eigentliche Demokra-
tie vorgeschwebt habe, bestimmt er vielmehr die Akklamation, wor-
unter zu verstehen sei „der zustimmende oder ablehnende Zuruf der 
versammelten Menge" (VV, 34). Als Beispiele fü r Gelegenheiten, bei 
denen dieses demokratische Urphänomen auftreten kann, nennt er 
den sogenannten Umstand der Volksgenossen oder die Landsge-
meinde sowie das Heer, sofern es mit dem Volk identisch ist und 
schließlich die Zuschauermenge in der Rennbahn (VV, 34). Die Bürger 
auch zu Sachverständigen heranzuziehen, wäre keine Demokratie 
mehr und „nicht einmal als Ideal diskutabel" ( W , 35). Vielmehr ist 
zu sagen: „Ein Volk, das in seiner unmittelbaren Gegebenheit als 
Masse akklamiert, kann sich zu jedem Vorschlag äußern, ohne daß 
jemand auf den Irr tum verfiele, es wolle den wissenschaftlich-tech-
nischen Sachverständigen spielen. Es vertraut einem Führer und bil-
ligt seinen Vorschlag aus dem politischen Bewußtsein der Zusammen-
gehörigkeit und Einheit mit dem Führer; es äußert sich als der maß-
gebende Träger politischen Lebens in einer spezifisch politischen Ka-
tegorie, und seine Entscheidungen sind immer richtig, solange es 
ungebrochene politische Instinkte hat und Freund und Feind zu un-
terscheiden weiß" (ebd.). 

Das Volk ist pouvoir constituant, aus ihm geht die verfassungs-
gebende Macht hervor und fällt nach seinem Willen auch wieder an 
es zurück. Wie aus der Theorie der demokratischen Diktatur sich er-
gibt, muß das Volk selbst sich nicht auch als diese konstituierende 
Kraf t äußern, war ja doch die Rede von dem Aktionskomitee, das 
durch Appelation an den Volkswillen für das Volk selbst auftri t t . 
Carl Schmitt, indem er sich hierauf beruft, meint offenbar den An-
schein einer gut demokratischen Argumentation auch dann noch auf-
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rechterhalten zu können, wenn er nunmehr folgert, es könne also 
„auch eine zahlenmäßige Minderheit als Volk auftreten und die 
öffentliche Meinung beherrschen, wenn sie nur gegenüber einer poli-
tisch willenlosen oder uninteressierten Mehrheit einen echten politi-
schen Willen hat" (VV, 49). Dieser Minderheit gibt, wie Schmitt er-
wägt, gerade das juristisch Nichtorganisierte seine Überlegenheit 
und die politische Möglichkeit, „sich unmittelbar als Volk zu bezeich-
nen und ihren Willen mit dem des Volkes zu identifizieren". Und er 
fähr t fort: „Daß es ihr nach allen geschichtlichen Erfahrungen wahr-
scheinlich gelingt, die öffentliche Meinung und die willenlose Masse 
der Abstimmungsmehrheit nach sich zu ziehen, wenn man nachträg-
lich eine Abstimmung organisiert, ist dann nur eine Formalität. Wer 
in diesem Sinne das Volk ist, kann keine Verfassung eindeutig fest-
legen. Volk kann hier jede Menge sein, die unwidersprochen als Volk 
auftr i t t und damit selbst darüber entscheidet, wer in concreto, d. h. 
in der politischen und sozialen Wirklichkeit, als Volk handelt" (VV, 
49). 

Ist eine Elite auf die beschriebene quasidemokratische Art und 
Weise erst einmal zur Herrschaft gelangt, dann ist es ihr auch mög-
lich, dem Staat als der politischen Einheit des Volkes die Stärke und 
Unabhängigkeit zu geben, die er benötigt, um das durch den Staat 
angeblich garantierte Gemeinwohl gegen alle partikularen Tenden-
zen durchzusetzen. Zum erstenmal, meint Schmitt, ist dies dem Fa-
schismus in Italien nach langer Zeit wieder gelungen. In ihm sieht er 
den „heroischen Versuch, die Würde des Staates und der nationalen 
Einheit gegenüber dem Pluralismus ökonomischer Interessen zu hal-
ten und durchzusetzen" (Pos, 110). Wenn deshalb der Faschismus in 
einen absoluten Gegensatz zur Demokratie gebracht werde, so sei 
das falsch, da er „in Wahrheit nur zu der liberalen Auflösung der 
echten Demokratie in einem derartig absoluten Gegensatz steht" 
(ebd.). 

Aus dem Aktionskomitee, das der Selbstregierung des Volkes die 
Bahn freikämpfen soll, ist in dieser sich konsequent demokratisch 
gebenden Argumentation unversehens eine Elite geworden, die das 
Volk als willenlose Masse von aller Mitregierung ausschließt und 
dazu keine andere Legitimation für nötig hält als die Tatsache, daß 
sie und niemand anderes offenbar die Macht dazu hat. 

Die Herrschaft einer Elite als Demokratie auszugeben, mächt Carl 
Schmitt kein besonderes Kopfzerbrechen. Indem er hervorhebt, daß 
es keine Demokratie ohne Gleichheit geben kann, scheint es ihm 
logisch und empirisch erwiesen, daß zur Gleichheit immer auch Un-
gleichheit gehört, so daß man sagen kann, daß eine Demokratie 
„einen Teil der vom Staate beherrschten Bevölkerung ausschließen 
kann, ohne aufzuhören, Demokratie zu sein, daß sogar im allgemei-
nen bisher zu einer Demokratie immer auch Sklaven gehörten oder 
Menschen, die in irgendeiner Form ganz oder halb entrechtet und 
von der Ausübung der politischen Gewalt ferngehalten waren, mö-
gen sie nun Barbaren, Unzivilisierte, Atheisten, Aristokraten oder 
Gegenrevolutionäre heißen" (Pari, 14). 
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Demokratie bedeutet in der Schmittschen Auffassung Herrschaft 
des Volkes, zugleich aber Herschaft von untereinander Gleichen über 
solche, die ihnen nicht gleich sind. Für nicht notwendig hält Schmitt 
es dagegen, daß die herrschenden Gleichen auch gleichermaßen an 
der Herschaft beteiligt sind, vielmehr sieht er das demokratisch Nor-
male darin, daß die Demokratie sich als die Gefolgschaft eines Füh-
rers konstituiert. Er kann zum Beleg bis auf älteste Traditionen zu-
rückverweisen. So habe z. B. die germanische Demokratie darin be-
standen, daß das Volk seinem Führer in Treue verbunden war und 
daß es seinem Vorschlag folgte, nicht weil es ihn als gut beurteilte, 
sondern weil es dem Führer vertraute (vgl. W , 34). 

Indem Schmitt geflissentlich die Abhängigkeit der führenden Män-
ner in den frühen Demokratien von Wahl und Willen ihrer Gefolgs-
leute unterschlägt, kann er den Führer als einen Machthaber aus-
geben, der die Elite ebenso und aus demselben Grunde repräsentiert 
wie die Elite das Volk: weil nämlich er und kein anderer sich als 
diese Macht durchgesetzt hat, wobei er sich freilich nicht des bloßen 
Schweigens, sondern der ausdrücklichen Gefolgschaft seiner Kum-
panen zu vergewissern hatte. 

So erweist sich in der Argumentation Schmitts das in Elite und 
willenlose Masse gespaltene Volk doch wieder als eine geschlossene 
Einheit. Diese Einheit wird dadurch realisiert, daß durch die zwie-
gespaltene Gesellschaft verbindende „Ordnungsreihen" hindurchge-
hen (SBV, 12). Schmitt zählt deren drei auf: Da ist einmal das Volk 
als die Gesamtheit der Volksgenossen. Es gibt niemanden, den Füh-
rer eingeschlossen, der nicht diesem Volk angehört. Da ist zum zwei-
ten das Volk als Elite. Diese ist die aus dem gesamten Volke aufstei-
gende und im Führer kulminierende Bewegung, auch an ihr haben 
alle also teil, wenn auch in verschiedener Funktion. Schmitt be-
schreibt sie als eine „aus allen Schichten sich rekrutierende, aber in 
sich geschlossene und hierarchisch geführte, weil besonders strengen 
Aufbaues und straffer Führung bedürftige, Staats- und Volkstra-
gende Partei" (SBV, 13). Und schließlich ist da der Staat, an dessen 
Ordnung natürlich auch alle teilhaben. Diese „Dreigliederung", die 
sich ganz zwanglos aus den Grundlagen der politischen Philosophie 
Carl Schmitts herleiten läßt, ist schon kein bloßer Entwurf mehr, son-
dern sie ist als die Beschreibung des inzwischen in die Wirklichkeit 
getretenen NS-Systems gemeint. 

Wenn Schmitt diesem System so rückhaltlos zustimmte, dann des-
halb, weil hier die Praxis die Theorie überholt hatte: Während der 
bürgerliche Staatsphilosoph in immer neuen Ansätzen bemüht war, 
sich die Möglichkeit des Paradoxons einer demokratisch legitimier-
ten, aber gegen alle demokratischen Tendenzen abgesicherten Anti-
demokratie theoretisch klar zu machen, bewiesen die NS-Faschisten 
durch die Tat, daß dieses Wunder möglich ist. Und Carl Schmitt blieb 
nur noch, der Praxis möglichst rasch die angemessene Theorie nach-
zuliefern. 

Offenbar hatte der NS-Staat keine Scheu, seine Herrschaft vom 
Volk abzuleiten, ebenso offenbar war aber auch, daß dieses System 



618 Friedrich Toniberg 

das ganze Volk dem Willen der Herrschenden unterworfen hatte, so 
daß die Demokratisierung der Gesellschaft fü r alle Zeiten unmöglich 
gemacht schien. Es war hier also eine Norm gefunden, die absolut 
unabhängig von den Interessen und Meinungen der Masse war und 
die dennoch nicht aus einem überirdischen Reich hergeleitet war, 
sondern aus dem Volke selbst. Was der Wert des Staates noch fü r 
unmöglich erklärt hatte, das schien hier gelungen: aus dem Zusam-
menleben, aus der konkreten Ordnung ergab sich die Norm und 
stand dennoch der „Materie des Lebens" unantastbar gegenüber. 

Schmitt verdeutlicht sich dieses Phänomen, indem er auf die grie-
chische Entsprechung des Wortes Norm zurückschaut. Norm ist eine 
Übersetzungsmöglichkeit von nomos. Gewöhnlich wird nomos im 
Deutschen mit Gesetz wiedergegeben. Wenn, wie Schmitt bemerkt, 
zu allen Zeiten verlangt wurde, daß das Gesetz und nicht die Men-
schen herrschen sollen, so war an eben diesen Nomos gedacht (DA, 
13). Nomos, genauso wie im Englischen Law, so betont Schmitt nun-
mehr, heißt aber nicht einfach Gesetz, Regel oder Norm, „sondern 
Recht, das sowohl Norm, wie Entscheidung, wie vor allem Ordnung 
ist . . . " (DA, 15). Für das „konkrete Ordnungsdenken", das Schmitt 
angesichts des NS-Staates als das fortan allein angemessene dekla-
riert, ist Ordnung nicht in erster Linie Regel oder eine Summe von 
Regeln, „sondern umgekehrt, die Regel nur ein Bestandteil und ein 
Mittel der Ordnung". Ordnung ist nicht Folge der Norm, vielmehr 
bestimmt sich die Norm aus der schon vorgegebenen Ordnung 
(DA, 13). 

Soll aber die Norm aus der konkreten Ordnung hervorgehen und ist 
f ü r diese Ordnung keine andere Legitimation als die demokratische 
denkbar, dann muß doch wohl zwangsläufig die Demokratie selbst 
zur Norm werden. Der Inhalt der Norm darf jedoch, nach der anti-
demokratischen Zwecksetzung dieser Staatskonstruktion, nichts an-
deres sein als die Negation der Demokratie. Das ist offenbar ein Wi-
derspruch, der sich jedoch lösen läßt, wofern nur dem Begriff der 
Demokratie das bürgerliche Demokratieverständnis unterlegt wird. 
Soll Demokratie nämlich nicht in der wirklichen Regierung des Vol-
kes bestehen, sondern nur in der Bestimmung einer Minderheit als 
der Regierenden durch Wahlen, dann ist es nicht schwer, statt der 
Wahlen auch schon die bloße Akklamation und statt ausdrücklicher 
Akklamation auch schon das schweigende Gewährenlassen in eine 
Form von Demokratie umzudeuten. 

Demokratie, so verstanden, bedeutet nicht Freiheit des Volkes zur 
Regierung, sondern vielmehr Freisetzung des Volkes von allen Re-
gierungsgeschäften. Das ist aber, wie Schmitt selbst andernorts mit 
aller Schärfe herausgearbeitet hat, nicht Demokratie, sondern Libe-
ralismus. Indem Schmitt also die faschistische Diktatur als die Regie-
rung durch einen Führer und seine Partei zu legitimieren sucht, die 
eine Teilnahme des Volkes an der Regierung grundsätzlich aus-
schließt, definiert er den Faschismus als eine Modifikation des libe-
ralen Systems. Beide Male handelt es sich um die Ausschließung des 
Volkes von der Mitregierung durch eine herrschende Elite. Nur daß 
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im Faschismus an die Stelle des brüchig gewordenen Parlamentaris-
mus der von einer Partei getragene starke Staat tritt. 

Wird das liberale Verständnis von Demokratie unterstellt, so er-
laubt es die demokratische Logik, aus der angenommenen permanen-
ten politischen Willenlosigkeit des Volkes das Recht einer über poli-
tischen Willen verfügenden Minderheit, in diesem Falle der NS-
Partei zu permanenter Identifikation mit dem Volk abzuleiten. 
Konstitutiert sich die Partei als Gefolgschaft eines Führers, so kann 
sich die Norm, als Ausdruck der konkreten Ordnung, nirgendwo an-
ders mehr aussprechen als in den Entscheidungen dieses Führers. Die 
auf den Führer sich gründende Diktatur gewährleistet so die Unab-
hängigkeit der Norm vom Demokratiewillen des Volkes. Der Führer-
befehl selbst ist schon die Negation der Demokratie. Insofern der 
Führer sich an die Norm gebunden sieht, hat die Norm selbst nur 
diesen Inhalt, Negation der Demokratie zu sein. 

Es soll aber diese Negation gleichzeitig demokratisch legitimiert 
sein. Das ist nur dann der Fall, wenn das ganze System der demokra-
tischen Logik gemäß ist: Wenn also das Schweigen des Volkes zur 
politischen Machtergreifung durch die Partei als Zustimmung ge-
wertet werden darf und wenn die Treue der Partei zum Führer Aus-
druck der Übereinstimmung beider in den wesentlichen Zielen ist. 
Diese Zusammenstimmung vom Volk bis zum Führer hinauf ist aber 
nur möglich bei Vorhandensein einer hinreichenden Homogenität. 
Schon f rüher hat Schmitt immer wieder darauf hingewiesen, daß De-
mokratie gar nichts anderes als Homogenität bedeutet. 

Ist ein homogenes Volk zur Äußerung seines politischen Interesses 
und zur Herausbildung eines allgemeinen Willens befähigt, so kann 
der Führer dieses Volkes nur aus einer allgemeinen Wahl hervor-
gehen und er kann nur als ein Beauftragter, als Kommissar des sou-
veränen Volkes gelten, das ermächtigt ist, seine Maßnahmen zu kon-
trollieren, ihn zur Rechenschaft zu ziehen und durch einen anderen 
Beauftragten abzulösen. Dies ist die Situation, wie Rousseau sie be-
schreibt. 

Nun soll aber das Volk als solches zu politischer Willensäußerung 
von Natur aus nicht in der Lage sein, muß aber, um das NS-System 
demokratisch legitimieren zu können, trotzdem als homogen voraus-
gesetzt werden. Wo anders als in der dem homogenen Volke selbst 
angehörenden, aber aktiven, d. h. zu politischem Handeln organisier-
ten Minderheit bzw., wenn die Umstände danach sind, in dem Führer 
dieser Minderheit, könnte sich der dem Volke gemäße Wille dann 
noch aussprechen?! Was im Führerbefehl Rechtskraft gewinnt, kann 
dann nur der allgemeine Wille sein. Der allgemeine Wille seinerseits 
geht hervor aus der konkreten Ordnung. Die konkrete Ordnung ist 
die Gemeinschaft aller, die sich in einem allgemeinen Willen einig 
werden können, die also dem homogenen Volke angehören. Da vor-
ausgesetzt ist, daß das Volk zur Äußerung politischen Willens nicht 
befähigt ist, kann die Willenseinheit auch nicht als Resultat aus der 
rationalen Diskussion aller politisch wollenden Individuen hervor-
gehen, sondern sie muß von vornherein schon bestehen, dem Schwei-
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genden und durch Schweigen zustimmenden Volke immanent, sie 
muß Natureigenschaft dieses bestimmten homogenen Volkes sein, sie 
muß in seiner besonderen Art schon begründet liegen. Mithin ist Art-
gleichheit die unerläßliche Voraussetzung dafür, daß ein politisch 
willenloses Volk eine demokratische Ordnung haben kann. 

Schmitt resümiert denn auch: „Artgleichheit des in sich einigen 
deutschen Volkes ist also fü r den Begriff der politischen Führung des 
deutschen Volkes die unumgängliche Voraussetzung und Grundlage" 
(SBV, 42). In einer auf Artgleichheit begründeten Führerdemokratie 
kann es natürlich keine Wahlen geben. Denn Wahlen sind Bekundun-
gen des politischen Willens, lassen also den Führer nur als Kommis-
sar zu. Äußert sich der Wille des Volkes, weil es selbst willens-
unfähig ist, allein im Führer, so steht diesem auch die Wahl aller Be-
auftragten des Volkswillens zu. Diese Wahl ist Auswahl. Und das be-
deutet, wie Schmitt unmißverständlich formuliert: „Die Wahl von 
unten mit sämtlichen Residuen bisheriger Wählerei hört auf" 
(SBV, 35). 

Daß der Führer dem Volke als Souverän gegenüber tritt, bedeutet 
aber nicht, daß die Individuen damit zu Untertanen eines Herrschers 
geworden sind, wie dies in der Staatskonstruktion des Absolutismus 
der Fall war. Alle sind sie ja mit dem Führer durch Artgleichheit ver-
bunden. Der Führer ist zwar einerseits der Repräsentant des Volkes 
und steht ihm insofern als unabhängige, souveräne Macht gegenüber. 
Gleichwohl hebt diese Repräsentanz die Demokratie nicht auf, es be-
steht also weiterhin Identität zwischen Führer und Volk. Denn De-
mokratie bedeutet, wie Schmitt schon in seiner Verfassungslehre de-
finierte „Identität von Herrscher und Beherrschten, Regierenden und 
Regierten, Befehlenden und Gehorchenden" (VL, 234). Dies eben 
macht — im Unterschied zu irgendeiner sonstigen Herrschaft — den 
besonderen Begriff der Führung im NS-Staat aus. Carl Schmitt um-
schreibt ihn näher so: „Er ist ein Begriff unmittelbarer Gegenwart 
und realer Präsenz. Aus diesem Grunde schließt er auch, als positives 
Erfordernis, eine unbedingte Artgleichheit zwischen Führer und Ge-
folgschaft in sich ein. Auf der Artgleichheit beruht sowohl der fort-
währende untrügliche Kontakt zwischen Führer und Gefolgschaft wie 
ihre gegenseitige Treue. Nur die Artgleichheit kann es verhindern, 
daß die Macht des Führers Tyrannei und Willkür wird; nur sie be-
gründet den Unterschied von jeder noch so intelligenten oder noch so 
vorteilhaften Herrschaft eines fremdgearteten Willens" (SBV, 42). 
Indem das Volk sich auf Grund der Artgleichheit identisch mit dem 
Führer weiß, weiß es auch, daß sein willenloser Gehorsam gegenüber 
der Partei nur ein Gehorsam sich selbst gegenüber und somit die 
Verwirklichung der Herrschaft über sich selbst und damit, nach der 
Definition der Verfassungslehre, der Demokratie bedeutet. 

Die Widersprüche in der Gesellschaft, aus denen der Demokratisie-
rungsprozeß resultiert, der durch diese Demokratieideologie abgefan-
gen werden soll, werden durch irgendeine eingebildete Artgleichheit 
aber gar nicht beseitigt. Der Gegensatz von Arbeit und Kapital be-
deutet einen Gegensatz auch unter denjenigen, die von der faschisti-
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sehen Ideologie als artgleich best immt werden. Das ha t Carl Schmitt 
wohl kaum übersehen können. Zumindest ist ihm sehr bald klar 
geworden, daß die Imagination der Artgleichheit das proletarische 
Klassenbewußtsein nur dann verdrängen kann, wenn das Interesse 
an der „Art" die Austragung eines gesonderten Klasseninteresses gar 
nicht mehr zuläßt4 . 

Zur Verdeckung des sozialen Widerspruchs bietet sich wiederum 
eine Restauration von konstitutiven Momenten des Feudalsystems an. 
Auch die Feudalherren hat ten ihre Privilegien gegenüber einem Auf-
ruh r der arbei tenden Klasse abzusichern. Ihnen gelang dies nicht zu-
letzt deshalb, weil sie den Krieg zu einer Institution der Gesellschaft 
machen konnten. Droht Vernichtung der physischen Existenz durch 
eine Gewalt von außen, dann ist dem Volke schon eher einzureden, 
daß ihm nichts anderes bleibe, als auf der Erhal tung der Gesellschaft 
in der Ordnung, in der sie sich nun gerade befindet, zu bestehen. Die 
Herrschaft der Privilegierten ist also gesichert, wenn sich die Dro-
hung permanent machen läßt% Ihr wird umgekehr t der Boden ent-
zogen, wenn sich die Drohung endgültig aufheben läßt. 

Die Möglichkeit der Aufhebung ergibt sich aus der Grundlage der 
bürgerlichen Klassenherrschaft, des Kapitalismus selbst. Denn dieser 
tendiert auf Verflechtung des Kapitals über alle Staatsgrenzen hin-
weg. Dem entspricht nach Schmitt die liberale Ideologie, indem sie 
die Gleichheit aller Menschen proklamiert . Ein wirtschaftlicher Welt-
zusammenhang zeichnet sich ab, der leicht auch zu einer Weltgesell-
schaft, zu einer „Menschheitsdemokratie" (Pari, 16), führen könnte. 
Eine solche Weltgesellschaft, dessen ist sich Schmitt, wenn auch un-
eingestanden, durchaus bewußt, hä t te keine Möglichkeit mehr, die 
Austragung des Konflikts zwischen Arbei t und Kapital durch Ab-
lenkung auf einen äußeren Feind zu verhindern. Die sozialistische 
Revolution stünde wieder auf der Tagesordnung. 

Schmitt sucht daher energisch das demokratische Prinzip von der 
„Idee der Menschengleichheit" (VL, 226) freizuhalten. Demokratie ist 
zwar Gleichheit nach innen, aber Ungleichheit nach außen (VL, 227). 
„Eine absolute Menschengleichheit wäre also eine Gleichheit ohne das 
notwendige Korrelat der Ungleichheit und infolgedessen eine begr i f f -
lich und praktisch nichtssagende, gleichgültige Gleichheit" (Pari, 17). 
Demgegenüber dürfe, so argumentiert er, der demokratische Begriff 
der Gleichheit mit Recht ein politischer Begriff heißen, denn er be-
ruhe nicht auf der Unterschiedslosigkeit aller Menschen, sondern auf 
der Zugehörigkeit zu einem bestimmten Volk (VL, 227). Der zentrale 
Begriff der Demokratie ist also Volk und nicht Menschheit (VL, 234). 
Zur Demokratie gelangt das Volk durch nationale Homogenität. „Na-
tion bedeutet gegenüber dem allgemeinen Begriff Volk ein durch po-
litisches Sonderbewußtsein individualisiertes Volk" (VL, 231). Die 
politische Welt ist wesentlich pluralistisch, Träger dieses Plural ismus 
sind „die politischen Einheiten als solche, d. h. die Staaten" (Pos, 141). 

4 Vgl. hierzu und zum folgenden: Roland Meister, Mittler faschistischen 
Denkens: Carl Schmitt, in: Staat und Recht, Jg. 1967, S. 942—962. 
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Die politische Welt, betont Schmitt, ist kein Universum, sondern ein 
Pluriversum (BP, 54). Die Aufhebung dieses Pluriversums durch 
Weltherrschaft kann nicht im Interesse eines faschistischen Staates 
liegen. Denn damit würde das Politische selbst aufgehoben und den 
Gesetzmäßigkeiten der Ökonomie Tür und Tor öffnet. 

Die spezifisch politische Unterscheidung ist die von Freund und 
Feind (BP, 26). Der Feind braucht nicht schlechter, nicht minderwer-
tiger zu sein als der Freund. Er ist nicht als solcher von Belang, son-
dern nur in seiner Funktion. „ . . . es genügt zu seinem Wesen, daß er 
in einem besonders intensiven Sinn existenziell etwas anderes und 
Fremdes ist, so daß im extremen Fall Konflikte mit ihm möglich 
sind . . . " (BP, 27). Es darf daher innerhalb des Staatenpluralismus 
auch keine unparteiische oder übergeordnete Instanz geben, die Kon-
flikte ausgleichen könnte. Denn der Sinn des Nebeneinander von 
souveränen Nationalstaaten ist es ja gerade, daß jeder f ü r jeden eine 
unberechenbare Bedrohung darstellt, deren sich die Bedrohten selbst 
zu erwehren haben. Schmitt definiert daher den Feind als eine „we-
nigstens eventuell, d. h. den realen Möglichkeiten nach k ä m p f e n d e 
Gesamtheit von Menschen, die einer ebensolchen Gesamtheit gegen-
übersteht (BP, 29). 

Der Staatenpluralismus garantiert die äußere Bedrohung in Per-
manenz und zwingt daher das Volk zu nationaler Einigkeit. Im Ef-
fekt soll damit eine ähnliche Stillegung des Klassenkampfes erreicht 
werden, wie sie dem Feudalsystem eine Zeit hindurch gelang. Carl 
Schmitt geniert sich nicht, die faschistische Konstruktion geradezu 
als die Wiederauferstehung feudaler Verhältnisse zu verklären. So 
feiert er insbesondere das „Gesetz zur Ordnung der nationalen Ar-
beit", das die Feudalordnung sogar in die Betriebe einführt. Die Un-
terstellung eines Tauschverhältnisses zwischen Arbeit und Kapital 
fällt weg. Nunmehr gilt: „Unternehmer, Angestellte und Arbeiter 
sind Führer und Gefolgschaft eines Betriebes, die gemeinsam zur 
Förderung der Betriebszwecke und zum gemeinen Nutzen von Volk 
und Staat arbeiten; beide erscheinen als die Glieder einer gemein-
samen Ordnung, einer Gemeinschaft mit öffentlich-rechtlichem Cha-
rakter. Die soziale Ehrengerichtsbarkeit ist eine folgerichtige Anwen-
dung des Ordnungsgedankens, der es bewirkt, daß Treue, Gefolg-
schaft, Disziplin und Ehre nicht mehr als Funktionen losgelöster Re-
geln und Normierungen, sondern als Wesenselemente einer neuen Ge-
meinschaft und ihrer konkreten Lebensordnung und -gestaltung auf-
gefaßt werden" (DA, 64). 

Ein Treueverhältnis zwischen Kapital und Arbeit kann nur deshalb 
entstehen, weil der Staat beide auf den gemeinen Nutzen verpflichtet. 
Da der Staat nur gemeinnützige Kapitalisten duldet, darf der Arbei-
ter, sofern ihm am Gemeinwohl liegt, dem Unternehmer vertrauen, 
ohne daß eine Kontrolle nötig wäre. Aus der Sorge fürs Gemeinwohl 
leiten sich Rechte und Pflichten der Bürger ab. Nicht mehr gelten die 
proletarischen Interessen an Demokratie, die im Gegensatz zu den Pri-
vilegien der Bürger stehen, und nicht mehr gelten die liberalen Grund-
rechte der Freiheit und Gleichheit, die das Proletariat in seinem 
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Elend belassen, sondern alle sind sich einig in der Behauptung ihrer 
gemeinsamen Existenz gegenüber den möglichen Drohungen des 
möglichen Feindes. In Verteidigung der nationalsozialistischen Poli-
tik betont Schmitt: „Von dem selbstverständlichsten aller Grund-
rechte, dem Recht auf eigene Existenz gehen wir aus. Es ist ein un-
veräußerliches, ewiges Grundrecht, in dem das Recht auf Selbst-
bestimmung, Selbstverteidigung und auf die Mittel der Selbstvertei-
digung enthalten ist" (N, 8). 

Nicht um Grundrechte der Individuen zueinander geht es also, 
sondern um das Grundrecht des Staates. Der Staat ist, nach dem 
Sprachgebrauch, der „politische Status eines in territorialer Geschlos-
senheit organisierten Volkes" (BP, 20). Zur politischen Einheit wird 
der Staat dadurch, daß das Volk bereit ist, „für seine Existenz und 
seine Unabhängigkeit zu kämpfen, wobei es kraf t eigener Entschei-
dung bestimmt, worin seine Unabhängigkeit und Freiheit besteht". 
Das Recht, f ü r seine Existenz zu kämpfen, ist identisch mit dem ius 
belli, womit gemeint ist die „reale Möglichkeit, im gegebenen Fall 
kraf t eigener Entscheidung den Feind zu bestimmen und ihn zu be-
kämpfen" (BP, 45). 

Nun liegt es aber nicht allein am eigenen Willen eines Staates, wer 
ihm als Feind, entgegentritt. Der Erste Weltkrieg dürf te hinreichend 
deutlich gemacht haben, daß sich zu den erwünschten Feinden gern 
auch unerwünschte gesellen. Es gibt seitdem in Europa keinen Na-
tionalstaat mehr, der sich allein auf sich gestellt, gegenüber der ver-
einten Macht der andern behaupten könnte. Wohl auch aus diesem 
Grunde erklärte es Carl Schmitt f ü r notwendig, über die national-
staatliche Ordnung hinauszugehen und die ganze Erde in Großräume 
einzuteilen. Zur Kennzeichnung der höheren Ordnung, in die sich die 
bisherige Staatsordnung einfügen soll, schlägt Schmitt den Begriff 
des Reiches vor. Reich und Großraum sind nicht identisch, sondern 
„Reiche in diesem Sinne sind die führenden und tragenden Mächte, 
deren politische Idee in einen bestimmten Großraum ausstrahlt und 
die fü r diesen Großraum die Intervention fremdräumiger Mächte 
grundsätzlich ausschließen" (VG, 69). Als Modell eines solchen Rei-
ches stehen Schmitt die Vereinigten Staaten in ihrem Verhältnis zu 
Lateinamerika vor Augen. Ähnlich wie hier die Monroe-Doktrin nicht 
bedeutet, daß etwa Brasilien oder Argentinien als ein Bestandteil der 
Vereinigten Staaten anzusehen sind, würde auch in anderen Groß-
räumen nicht jeder Staat oder jedes Volk selbst ein Stück Reich sein 
(ebd.). Vielmehr beruht der Begriff des Reiches „auf einer volkhaften, 
von einem Volk getragenen Großraumordnung" (VG, 87), deren Ga-
rant und Hüter jedoch nur dasjenige unter den dort lebenden Völ-
kern ist, „das sich dieser Aufgabe gewachsen zeigt" (VG, 86). 

Durch eine solche Ordnung wird einerseits die Enge des Staates 
überwunden, andererseits aber wird vermieden, nach dem Beispiel 
der westlichen Demokratien „aus der unvermeidlichen Überwindung 
des alten Staatsbegriffs in ein universalistisch-imperialistisches Welt-
reich zu steuern". Maßgebend ist jetzt eine neue völkerrechtliche 
Denkweise, „die vom Volksbegriff ausgeht und die im Staatsbegriff 
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enthal tenen Ordnungselemente durchaus bestehen läßt, die aber zu-
gleich den heutigen Raumvorstel lungen und den wirklichen politi-
schen Lebenskräf ten gerecht zu werden vermag; die ,planetarisch', 
das heißt e rd raumhaf t sein kann, ohne die Völker und die Staaten zu 
v e r n i c h t e n . . . " (VG, 87 f.). 

Nach Schmitts Überzeugung fäl l t in Mitteleuropa die Aufgabe, Ga-
ran t und Hüter einer neuen Großraumordnung zu sein, dem Deut-
schen Reiche zu. Denn dieses Reich, das „wesentlich volkhaft be-
s t immt" ist (VG, 70), f indet sich „zwischen dem Universalismus der 
Mächte des liberal-demokratischen, völkerassimilierenden Westens 
und dem Universalismus des bolschewistisch-weltrevolutionären 
Ostens" und hat daher „nach beiden Fronten die Heiligkeit einer 
nicht-universalistischen, volkhaften, völkerachtenden Lebensordnung 
zu verteidigen" (VG, 71). Lange Zeit wa r Deutschland schwach und 
ohnmächtig. Nun aber, unter dem Nationalsozialismus, ist es zur 
s tarken und unangreifbaren Mitte Europas geworden, „die imstande 
ist, ihrer großen politischen Idee, der Achtung jedes Volkes als einer 
durch Ar t und Ursprung, Blut und Boden best immten Lebenswirk-
lichkeit, eine Ausstrahlung in den mittel- und osteuropäischen Raum 
hinein zu verschaffen und Einmischungen raumfremder und unvölki-
scher Mächte zurückzuweisen" (VG, 88)5. 

In dieser Verklärung der nationalsozialistischen Praxis durch Carl 
Schmitt setzt sich offenbar die aristotelische Idee der Restauration 
einer autarken Polis in den durch die modernen Verhältnisse gebo-
tenen Modifikationen vollends wieder durch. Aristoteles freilich 
glaubte die Polis noch ohne Ausweitung zwischen den Großreichen 
der Orientalen und der Makedonen behaupten zu können, die Ten-
denz ist aber beide Male sehr ähnlich: sie ist gegen den Weltzusam-
menhang und gegen den Prozeß der Demokratisierung auf die Ze-

5 Die Großraumkonzeption Carl Schmitts und die mit ihr übereinstim-
mende Zielsetzung der nationalsozialistischen Europapolitik sind ausführ-
lich dargestellt bei Lothar Gruchmann, Nationalsozialistische Großraum-
ordnung. Die Konstruktion einer „deutschen Monroe-Doktrin", Stuttgart 
1962. Gruchmann sucht zu beweisen, daß Schmitt und die Nazis kein Recht 
hatten, sich auf die Monroe-Doktrin zu berufen. Wenn Autoren wie Trie-
pel, E. R. Huber u. a. im Hinblick auf den Nationalsozialismus von einer 
„Selbstbändigung der Macht" sprächen, so sei diese bisher vielmehr allein 
den USA gelungen. Diese hätten heute in ihrem Verhältnis zu Latein-
amerika eine „Zusammenarbeit auf der Grundlage gegenseitiger Achtung" 
erreicht, und in ihrer Politik zeige sich, „bei tatsächlicher Suprematie in 
der westlichen Hemisphäre" das „Element echter Führung, jenes Begriffes, 
den die Nationalsozialisten für die Stellung Deutschlands im europäischen 
,Großraum' unberechtigterweise in Anspruch nahmen" (164 f.). Gruchmann 
hält die Bildung von Großräumen für eine weiterhin gegebene Notwendig-
keit; er hebt deshalb hervor, gegen eine an der amerikanischen „Selbst-
bändigung" orientierte Bildung der Vereinigten Staaten von Europa hätten 
die USA wohl nie etwas einzuwenden gehabt (165), wenngleich ihm ande-
rerseits scheint, daß die USA in der „heutigen atlantischen Gemeinschaft" 
eine Gruppierung sehen dürfen, die für die sozusagen die „natürliche" 
ist (159). 
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mentierung der bestehenden Herrschaftsverhältnisse gerichtet. Dazu 
bedarf es der Autarkie, im Sinne einer wirtschaftlichen und politi-
schen Unabhängigkeit von f remden Mächten. Sie scheint in der Polis 
wieder erreichbar zu sein, wenn diese ihre agrarische Grundlage 
s tärkt und Handel und Gewerbe nicht überhand nehmen läßt, der 
Nationalstaat hingegen, der von der großen Industr ie nicht lassen 
darf, muß sich, um sie überhaupt erst zu erlangen, ein weites agrar-
isches Vorfeld schaffen, das dem Eingriff anderer Mächte entzogen 
ist6 . 

In der Polis ist die Autarkie der Herrschenden nach innen n u r zu 
befestigen durch Restauration der f rühen Polis, wie sie sich dem 
verklärenden Blick des autarkiewilligen Philosophen darbietet , durch 
Versklavung all derer also, die nicht zur Klasse der selbstwirtschaften-
den Grundbesitzer gehören dürfen. Im bürgerlichen Nationalstaat 
kann eine ähnliche Autarkie nur erreicht werden durch die Restau-
ration des ebenfalls in verklärender Abstraktion erinnerten feuda-
len Ursprungs der bürgerlichen Ordnung, durch die Herstellung einer 
Ar t von Lehnswesen zwischen Kapital und Arbeit und durch ein 
grundherrliches Verhältnis des machthabenden Herrenvolkes zu den 
agrarischen Völkern seines Vorlandes. 

Wird dieser Zusammenhang der Intentionen bedacht, so verwun-
dert es nicht, in einem NS-Dokument folgendes ausgeführt zu f in-
den: Was wir Ausbildner des Führernachwuchses wollen, ist ein 
modernes Staatswesen nach dem Muster der hellenischen Stadtstaa-
ten. Diesen aristokratisch gelenkten Demokratien und ihrer brei ten 
ökonomischen Helotenbasis sind die großen Kulturleistungen der 

6 Nach Dieter Petzina (Autarkiepolitik im Dritten Reich. Der national-
sozialistische Vier jahresplan, Stuttgart 1968) stand die nationalsozialisti-
sche Politik von vornherein im Zeichen des Krieges. Der Vier jahresplan 
von 1936 hatte „wehrwirtschaftliche Autarkie" zum Ziel. Die Verwirk-
lichung des Planes machte eine Kooperation von Staat und Großunter-
nehmertum notwendig. Umgekehrt bedurfte die Wirtschaft nach dem Zu-
sammenbruch zwischen 1929 und 1933 „zu ihrem reibungslosen Funktio-
nieren . . . des stetigen staatlichen Eingriffs" (197). So daß Petzina sagen 
kann: „Die politischen Interessen der nationalsozialistischen Führung an 
innerer Militarisierung und wirtschaftlicher Kriegsvorbereitung fielen mit 
dem Interesse eines gewichtigen und schließlich des stärksten und einfluß-
reichsten Teils der deutschen Wirtschaft am Aufbau einer neuen pro-
fitablen Industrie und an einer Einflußnahme auf die staatliche Wirt-
schaftspolitik zusammen" (196). Insofern beförderte die Autarkieideologie 
damals direkt die kapitalistischen Interessen. Für die Gegenwart kann 
Petzina kein besonderes Interesse des Großkapitals an Autarkie mehr 
feststellen (9). Dennoch nimmt er an, daß im Fall eines nationalsozialisti-
schen Sieges die „Idee der autarken Großraumwirtschaft" wohl zum Leit-
gedanken der Wirtschaft in Europa geworden wäre (198). Seine eigenen 
Untersuchungen legen jedoch die Vermutung einer Fortdauer der Ko-
operation von Staat und Großunternehmertum nahe, was den siegreichen 
Nationalsozialismus hätte bestimmen müssen, entweder seine Politik und 
Ideologie den neuen Gegebenheiten anzupassen oder aber einem zeitgemä-
ßen Faschismus Platz zu machen. 
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Antike zu danken. 5 bis 10 vom Hunder t der Bevölkerung, ihre beste 
Auslese soll herrschen, der Rest ha t zu arbeiten und zu gehorchen. 
Nur so sind jene Höchstwerte erzielbar, die wir von uns selbst und 
dem deutschen Volke verlangen müssen " 7. 

Die faschistische Großreichskonstruktion hat gegenüber der restau-
rat iven Polisutopie, wie Aristoteles sie entwir f t , einen entscheiden-
den Nachteil, der sie damit freilich auch prakt ikabler macht: sie be-
darf der ausdrücklichen Legitimation gegenüber einer großen Zahl 
der an ihr Teilhabenden. Die autarke Polis teilt die Gesellschaft in 
Herren und Sklaven. Die Herren sind als solche schon im Zustand der 
Autarkie, den Sklaven dagegen wird von vornherein alle Möglich-
keit genommen, sich als Menschen zu verhalten, ihnen ist der Autar-
kiewille abgesprochen. In einer auf dem Kapital ismus beruhenden 
Großraumordnung können die Arbeiter jedoch nicht zu Sklaven 
herabgebracht werden, sie bleiben freie Bürger, ja, als Angehörige 
des herrschenden Volkes treten sie den Fremdvölkischen gegenüber 
sogar zusammen mit den Bourgeois als die Herrenmenschen auf. Ihre 
Ausbeutung durch das Kapital im Produktionsprozeß als Treue-
verhäl tnis einander Gleicher zu interpretieren oder sie durch Dro-
hung kommender Krieges in Zucht zu halten, kann nur zeitweise 
gelingen. Jedoch könnte diese bloße Negation eines Fremden den 
Willen zu positiver Verwirklichung der Autarkie vielleicht dann 
fesseln, wenn sie durch einen Glauben von der Kra f t des feudalen 
Glaubens gestützt würde, der jedoch einen diesseitigen Inhal t haben 
müßte. 

Carl Schmitt ha t sich zur Konzeption eines solchen säkularisierten 
Glaubens nicht entschließen können. Seine Staatskonstruktion konnte 
daher auch den Bedürfnissen der faschistischen Praxis nicht genü-
gen. So ist es nicht verwunderlich, daß die Nationalsozialisten sie 
schon sehr bald einer energischen Krit ik unterzogen. Vor allem war 
es der NS-Jur is t Koellreutter, der die Schwäche der Schmittschen 

7 Zitiert nach Walther Hofer, Der Nationalsozialismus. Dokumente 
1933—1945, Frankfurt a. M. (Fischer-Bücherei) 1957, S. 108. — Natürlich 
kann der gelegentliche Rückbezug der Nationalsozialisten auf die grie-
chische Polis diese nicht als präfaschistisch ausweisen. Ähnliches gilt 
für die sehr weitgehende Strukturähnlichkeit der politischen Theorie 
Carl Schmitts mit der aristotelischen Politikphilosophie. In völligem 
Gegensatz zu den gegenwärtigen konservativen Kulturkritikern, die 
sich so gern auf ihn berufen, entwarf Aristoteles sein Programm der Re-
stauration der Polis in einer Situation, in der der inzwischen anachro-
nistisch gewordene Kapitalismus als Moment des gesellschaftlichen Fort-
schritts noch bevorstand, sich auch in seiner Menschenfeindlichkeit schon 
ankündigte und die Grundlagen der bestehenden Gesellschaft zu zerstören 
drohte, ohne sich jedoch als gesellschaftlich bestimmende Produktionsweise 
schon durchsetzen zu können. Zudem entschärfte Aristoteles sein rück-
wärts gerichtetes politisches Denken durch die Konzeption einer innneren 
geistigen Freiheit, die damals eine historische Errungenschaft über die 
Grenzen des klassischen antiken Bewußtseins hinaus darstellte. (Näheres 
hierzu in: Polis und Nationalstaat, a.a.O. S. 21 ff. und insbes. S. 92 ff.). 
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Konstruktion aufdeckte und — in scheinbarem Gegensatz zu Schmitt 
— nun auch noch die letzte Konsequenz aus seinem Staatsentwurf zog. 

Koellreutter sieht in Carl Schmitt den „glänzenden Vertreter der 
l iberalen Machtstaatslehre" (VS, 9), der das gegenwärtige Verfas-
sungsproblem lösen möchte durch den Versuch einer „liberalistischen 
Dikta tur gegen den Volkswillen" (VS, 23). Zwar übertöne in der Hal-
tung Schmitts das machtstaatliche das liberale Element (VS, 9), aber 
eben ein Machtstaat und heiße er auch Führers taat , f ü h r t als solcher 
nach Koellreutter noch keineswegs aus der Misere der Weimarer 
Republik heraus. 

Führers taa t war auch schon der klassische Parlamentar ismus, wie 
er sich in England herausgebildet hat. Dort wa r es die aristokratische 
Schicht des reichen Adels, die die Pflicht der politischen Führung auf 
sich nahm (F, 12). Das Parteiensystem stand dem nicht entgegen, denn 
die beiden großen klassischen Parteien, die Liberalen und die Kon-
servativen, unterschieden sich in ihrer politischen Grundhal tung 
nicht, so daß „eine ihnen im Wesen gemeinsame politische Elite über 
die Wahrung der politischen Einheit wachte" (F, 16). 

Carl Schmitt ist nach Koellreutter gar nicht so weit von Kelsen 
entfernt , indem nämlich beide sich „bewußt von der politischen Sub-
stanz absetzen und damit das Konstrukt ive f ü r sie die entscheidende 
Position wird" (VS, 9). Schmitt konstruiert einen nur formal politi-
schen Menschen, dessen politisches Verhalten sich darin erschöpft, 
daß er sich in jeder konkreten Situation einen neuen Gegner schafft 
und so jeder Situation gewachsen sein soll (NS, 7). Ansonsten aber 
wird das Volk belassen, wie es nach der liberalen Auffassung zu sein 
hat : als bloße Summe der freien und gleichen Individuen (NS, 10)8. 

Es ist leicht zu sehen, daß diese Konstruktion sich an den Gegeben-
heiten des 19. Jahrhunder t s orientiert. Als die Arbeiterbewegung sich 
erst formierte und der Staat un ter der Monarchie noch gefestigt war, 
mochten kriegerische Verwicklungen mit auswärtigen Staaten aus-
gereicht haben, um die nationale Einheit unzerstörbar erscheinen zu 
lassen. Im Gegensatz zu Schmitt ist sich Koellreutter jedoch der Tat-
sache bewußt, daß die Realität selbst auf die Revolutionierung der 
Verhältnisse hindrängt und daher ein s tarker Staat allein als gegen-
revolutionärer Damm dem Strom der Demokratisierung nicht mehr 
standhalten kann. Deshalb reicht die Theorie der italienischen Fa-

8 Der Zurechnung Schmitts zum Liberalismus stimmen bürgerlich-
liberal denkende Autoren aus naheliegenden Gründen natürlich nicht bei. 
Vgl. etwa Kurt Sontheimer (Antidemokratisches Denken in der Weimarer 
Republik, München 1962), der unter Berufung auf Fijalkowski Schmitt 
vorwirft, seine Kritik an der Weimarer Republik sei nicht systemimma-
nent, sondern erfolge von einer „antiliberalen, antithetischen Position" aus 
(95). Treffender urteilt hier der selbst antiliberale Leo Strauß. Er sagt von 
Schmitt, „seine Kritik des Liberalismus vollziehe sich im Horizont des 
Liberalismus; seine illiberale Tendenz werde aufgehalten durch die bisher 
noch nicht überwundene .Systematik liberalen Denkens'" (Anhang zu: 
Hobbes' politische Wissenschaft, Neuwied 1965, S. 181). 
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schisten, wo sie dabei stehen bleibt, auch nicht mehr hin. Notwendig 
ist es vielmehr, vom ursprünglichen Faschismüs zum Nationalsozialis-
mus weiterzugehen. Worin besteht der Unterschied? Er besteht in der 
Erkenntnis, daß dem Bolschewismus nur noch mit einer „Synthese 
von nationaler und sozialer Idee" begegnet werden kann (VS, 34). 

Die Proletarier, das hat Koellreutter offensichtlich gut bedacht, 
werden von ihrem Klasseninteresse sich nicht abbringen lassen. Die-
ses kann erst im Sozialismus erfüllt sein. Sozialismus bedeutet: statt 
Konkurrenzkampf und Ausbeutung gemeinsame Regelung der Pro-
duktion auf der Grundlage des gemeinsamen Besitzes an den Pro-
duktionsmitteln. Dies verbürgt, daß die Menschen nicht mehr aus 
antagonistischen Interessen gegeneinanderstehen, sondern daß sie 
durch ihre gemeinsamen Interessen geeinigt sind. Der Sozialismus 
erfüll t damit die Forderungen, die in der zeitgenössischen Diskussion 
auch von konservativer Seite an eine Gesellschaft gestellt werden, 
der gleichzeitig der Charakter einer willenseinigen Gemeinschaft zu-
kommen soll. Das Bedürfnis der Volksmassen, so ließe sich daher 
sagen, geht dahin, statt der bürgerlichen Konkurrenzgesellschaft 
einer sozialistischen Gemeinschaft anzugehören. 

Die Staatskonstruktion Carl Schmitts wird, wie Koellreutter es 
darstellt, diesem Bedürfnis keineswegs gerecht. Statt an einer Ein-
heit oder Gemeinschaft orientiert sie sich nur am politischen Gegen-
satz (NS, 8), nämlich am Freund-Feind-Gegensatz (VS, 7), sie ist da-
her „gemeinschaftsfremd" (NS, 8). Schmitt ist dem Problem ausgewi-
chen, wie eine sozialistische Gesellschaft, die die Aufhebung des Klas-
sengegensatzes voraussetzt, auch in der bürgerlichen Gesellschaft 
schon herzustellen wäre, f ü r die dieser Klassengegensatz konstitutiv 
ist. Die Antwort, daß ein solches Vorhaben widersinnig sei, kann nicht 
das letzte Wort sein. Denn gibt es keine andere Möglichkeit mehr, die 
Revolution zu verhindern, als durch die Befriedigung der revolutio-
nären Bedürfnisse der Massen, so ist die Demokratie erst dann wirk-
lich beseitigt, wenn das Volk innerhalb der bürgerlichen Gesellschaft 
das Bewußtsein hat, in einer Gemeinschaft zu leben, die jeglichen 
Sozialismus entbehrlich macht. Erfordert ist also gar nicht, eine sol-
che Gemeinschaft wirklich einzurichten, sondern eine Einbildung 
hervorzurufen, die stark genug ist, um allen demokratischen Ver-
lockungen widerstehen zu können. Wenn Koellreutter sagt: „Der 
deutsche Führerstaat ist kein faschistischer Staat" (F, 7), dann meint 
er damit nur dies, daß er kein faschistischer Staat ist, der sich als 
solcher, auch wie Carl Schmitt es gerühmt hatte, mit „antiker Ehr-
lichkeit" (vgl. Pos, 114) bekennt, der vielmehr nicht nur die Außen-
stehenden, sondern auch seine eigenen Anhänger über sein wahres 
Wesen durch einen zum Wahn gewordenen Glauben hinwegtäuscht. 

Koellreutter ist es nicht anzusehen, wie weit er von diesem Wahn 
selbst besessen ist und inwieweit er nur taktisch argumentiert. Daß 
an die Änderung der bürgerlichen Ordnung nicht gedacht ist, spricht 
er offen aus. Soziale Basis des NS-Führerstaates bleiben selbst-
redend „die im Volke verwurzelte Familie" und „das Werte schaf-
fende Privateigentum", wie er den Kapitalismus und seinen Verwer-
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tungsprozeß behutsam umschreibt. Und selbstverständlich wird die-
ser Führerstaat ein Machtstaat sein, so wie Carl Schmitt ihn konzi-
piert hat. Nicht gegen die Staatskonstruktion Schmitts wendet sich 
Koellreutter, sondern dagegen, daß Schmitt diese Konstruktion offen 
dargelegt hat, ohne diesen aus den Bedürfnissen der gegenwärtigen 
bürgerlichen Gesellschaft erschlossenen antidemokratischen und 
antisozialistischen Machtapparat als die von Antagonismen freie 
Gemeinschaft des ganzen Volkes zu interpretieren. „Also nicht in der 
äußeren Organisation und den Machtmitteln", so schreibt Koellreut-
ter, „liegt der Unterschied des liberalen Machtstaates vom national-
sozialistischen Volksstaat. Er liegt vielmehr in der völkischen Idee, 
die die unverrückbare Grundlage des nationalsozialistischen Staates 
bildet" (F, 6). 

Noch einmal: Nicht um die Gemeinschaft geht es, sondern um die 
„Gemeinschaftsethik". Denn: „Die Idee der Gemeinschaft, die Idee 
des ,Wir' als Ganzheit eines Volkes bildet die politische Kraf t des 
Führerstaates" (F, 13). Die Menschen sollen sich einbilden, daß Volk 
und Staat ein- und dasselbe sind. Heranzuziehen ist ein Volk, „das 
sich politisch im Staate als Ganzheit empfindet und prägt" (VS, 15). 
Nicht um die wirklichen Verhältnisse geht es, sondern um die „ V o r -
s t e l l u n g der Einheit von Volk und Staat" und die „ s e e l i s c h e 
Verbindung des Volkes mit dem Staate" (F, 13; Sperrung F.T.). Denn 
daraus geht, worauf es letztlich ankommt, die Staatsautorität hervor 
(F, 13; VS, 15). „Der deutsche Führerstaat", folgert Koellreutter, 
„muß deshalb die nationalsozialistische Staatsidee als einheitliche 
Haltung dem ganzen Volke aufprägen" (F, 15). 

Carl Schmitt hatte demgegenüber Volk, Partei und Staat deutlich 
voneinander geschieden. Wer dem Volke angehörte, sah sich der Par-
tei wie dem Staate gegenüber, ihm war im Schatten der Politik ein 
autonomer unpolitischer Bereich zugestanden. Das Volk ist aber nicht 
zu entpolitisieren, das heißt, es ist ihm kein vom NS-Staat freier 
Raum zu gewähren, sondern es ist in das politische Leben hineinzu-
ziehen. Das Volk muß zur „politischen Willensgemeinschaft der Na-
tion" werden (NS, 11), was der Führer übrigens schon dadurch be-
tont hat, daß er Wert darauf legte, „letzte politische Entscheidungen 
der Billigung des Vo lkes . . . zu unterbreiten und dadurch das Volk 
bewußt politisch zu aktivieren" (F, 14). 

Das Volk politisch aktivieren — heißt das aber nicht, den Willen 
zur Demokratie provozieren? Nein, denn ebensowenig wie an die 
Schaffung einer wirklichen Gemeinschaft ist an eine wirkliche Politi-
sierung gedacht. Das Volk soll von der Idee der Gemeinschaft erfaßt 
werden, und ebenso soll es sich selbst eine politische Aktivität mit 
aller Betriebsamkeit vormachen. Der Nationalsozialismus, so belehrt 
uns Koellreutter, „sieht im Volke eine eigenständige Wesenheit und 
die entscheidende politische Größe". Um im nächsten Satz fortzu-
fahren: „Deshalb stellt der Nationalsozialismus die Naturgemeinsam-
keiten des Volkes, wie sie in Blut und Boden gegeben sind, und damit 
die Bedeutung der Rasse entscheidend heraus . . . " (F, 8). Im völki-
schen Sinne, so heißt es an anderer Stelle, werde das Volk in erster 
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Linie als eine „biologische Lebenseinheit" (NS, 11) aufgefaßt. Da-
durch habe der Staat eine „natürliche Gemeinschaftsbasis" (F, 13). 
Aus dieser „organischen" Volksauffassung werde die Notwendigkeit 
leicht einsichtig, daß es innerhalb des Volkes Ungleichheiten gebe. 
Und daraus, so fähr t Koellreutter fort, „folgt die offene Anerken-
nung der Tatsache, daß nicht alle Volksgenossen in dem Sinne .poli-
tisch gleich' sein können, daß sie gleicherweise Träger der politischen 
Willensbildung wären" (NS, 16). 

Zwar ist das Volk, wie wir hörten, politische Willensgemeinschaft, 
aber natürlich „ist der Anteil an der politischen Willensbildung not-
wendigerweise immer auf einen Teil begrenzt" (VS, 13). Oder deut-
licher noch: „Der Volkskörper als solcher ist nicht imstande, politisch 
gestaltend und formend in die Erscheinung zu treten". Daher stellt 
der Führerstaat die Notwendigkeit einer politischen Elite klar heraus 
(NS, 17). Das bedeutet aber keineswegs, daß damit eine Diktatur über 
das Volk ausgeübt wird. Volk und Staat sind ja ein Ganzes, sie sind, 
wie Carl Schmitt es nennt, durch Artgleichheit alle willenseinig, so 
daß Koellreutter mit gutem Grund sagen kann: „Das Wesen des 
autoritären Staates l i e g t . . . nicht in der bloßen Machtausübung, son-
dern in der vom Vertrauen des Volkes getragenen Unabhängigkeit 
und Eigenverantwortlichkeit herrschaftlicher Entscheidung und 
Führung" (VS, 15). 

Im Gegensatz zu Carl Schmitt gründet Koellreutter die Herrschaft 
der Elite also nicht mehr im Willen des Volkes bzw. seiner gewollten 
Willenlosigkeit, sondern nur noch im „Vertrauen" des Volkes. Die 
Führung in diesem Führerstaat lebt im Volke, fühl t mit dem Volke 
und kämpft fü r das Volk (F, 16). Und eben deshalb,weil sie wegen 
dieser innigen Verbundenheit mit dem Volk den Typus eines neuen, 
des politischen Menschen hervorgebracht hat, kommt ihr die Herr-
schaft zu. Die Partei, schreibt Koellreutter, „hat den Anspruch dar-
auf, als politische Elite zu gelten, weil ihre Träger schon im liberalen 
Staate die neue politische Weltanschauung des Führers in ihrer 
Größe erkannt, mit ihm erkämpft und sie dem Volke aufgeprägt 
haben" (ebd.). 

Nachdem nun aber, mit einem Wort von Spengler, der NS-Staat 
die Nation in Verfassung gebracht hat, steht es dem Volke nicht mehr 
zu, diese Verfassung zurückzuziehen und eine andere hervorzubrin-
gen. Staat und Volk sind ja eine untrennbare Einheit. Aus dieser 
Einheit wieder ausbrechen zu wollen, wäre „bürgerlicher Individua-
lismus". Demgegenüber ist in der gegebenen Situation, die man schon 
mit der eines Feldlagers verglichen hat, „bewußte Bindung und Ein-
ordnung des Einzelnen in den Rahmen und den Lebensstand des 
Volkstums" erfordert (VS, 30). Die Revolution darf daher nicht zur 
Dauererscheinung erklärt werden — das wäre Bolschewismus —, der 
NS-Staat ist vielmehr ein Rechtsstaat (F, 21). Er beruht auf der 
„Sinneinheit von Staat und Recht" (F, 20). Er ist also gar nichts 
Neues, Umwälzendes in der bürgerlichen Gesellschaft, sondern nur 
das Alte in neuer, der besonderen Situation angepaßter Form. So 
hat es schon seinen Sinn, wenn Koellreutter versichert: „Der deutsche 



Konservative Wegbereitung des Faschismus 631 

Staat der Vergangenheit und der Gegenwart, dem Männer wie der 
Freiherr vom Stein, Bismarck und Adolf Hitler das Gepräge gegeben 
haben, ist immer Rechtsstaat gewesen" (F, 21). 

Koellreutter spricht hier nur die schlichte Tatsache aus, daß die 
Bürgerklasse, solange die bürgerliche Gesellsdiaft besteht, es als ihr 
gutes Recht in Anspruch nimmt, den Staat zu ihrer eigenen Schutz-
und Herrschaftsorganisation zu haben. Während jedoch die bürger-
liche Demokratie den radikaleren demokratischen Gegenkräften 
einen Spielraum läßt, geht die Großbourgeoisie mit dem Faschismus 
zu direktem Terror gegen ihren wahren Gegner, die Arbeiterklasse 
und deren politische Avantgarde vor. Die Diktatur einer Minderheit 
bedarf jedoch eines tragenden Grundes in der Bevölkerung selbst. 
Der Nationalsozialismus fand ihn vor allem im Kleinbürgertum. Je 
mehr diese zwischen den polaren Klassen hin und her schwankende 
Schicht vermöge ihrer zunehmenden Proletarisierung fü r die Per-
spektive der sozialistischen Demokratie empfänglich wurde, um so 
mehr war eine Ideologie erfordert, die ihrem verworrenen Bewußt-
sein ihre gänzliche Unterwerfung unter die Interessen des Kapitals 
als die Erfüllung des alten Traums von Demokratie und freier Men-
schengemeinschaft vorspiegelte. 

* 

Die Ideologie der Volksgemeinschaft hat, so scheint es, den Natio-
nalsozialismus nicht überlebt. In den Nachkriegsjahrzehnten war 
auch in der BRD das Vertrauen der Bevölkerung in die Demokratie 
so stark wie nie zuvor in Deutschland. Verstärkt hat sich hier jedoch 
auch die Identifikation von Demokratie und kapitalistischer Ordnung. 
Erst aus Erfahrungen der sich in letzter Zeit immer mehr verschär-
fenden Krise heraus sind beachtliche Gruppierungen zu der Erkennt-
nis gelangt, daß die kapitalistische Produktionsweise an ihre Grenzen 
gestoßen ist, die überwunden werden müssen, wenn nicht auch das 
erst erreichte Maß an Demokratie wieder verloren gehen soll. 

Andererseits fühlen sich zahlreiche demokratisch gesinnte Bürger, 
die sich in der bürgerlichen Lebensordnung einträglich eingerichtet 
haben, durch die zunehmenden Bemühungen um eine vom Hindernis 
des Kapitalismus freie Gesellschaftsordnung in ihrem Existenzinter-
esse tangiert. Auch sie erfahren mehr und mehr die Auswirkungen 
des kapitalistischen Systems. Da sie sich aber eine Demokratie jen-
seits des zur freien Marktwirtschaft verklärten Kapitalismus nicht 
vorstellen können, geht ihnen die Bedrohung der Demokratie auch 
nicht aus deren ökonomischer Basis hervor, sondern aus der Politik 
jener, die die Demokratie gegenüber den Kapitalinter essen zu festi-
gen und durch den Übergang zum Sozialismus auch die gegenwär-
tigen Existenzprobleme des monopolabhängigen Bürgertums aus der 
Welt zu schaffen suchen. Bewahrung der Demokratie gegenüber den 
radikalen Systemveränderern erscheint den konservativen Bürgern 
so als die Forderung des Tages. Dennoch können sie nicht daran 
vorbeisehen, daß die zunehmende Unsicherheit ihres Lebens in Wirk-
lichkeit aus den Zwangsläufigkeiten der gegebenen Wirtschaftsord-
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nung herrührt . Ihr Glaube an die bürgerliche Demokratie als den 
Garanten einer ungefährdeten, erfolgreichen Existenz freier Bürger, 
droht daher mit den Erschütterungen der ökonomischen Basis mehr 
und mehr zu schwinden. Den Ideologen des Monopolkapitals ist daran 
gelegen, eine solche Demokratieverdrossenheit der angeblichen Wühl-
arbeit der radikalen Demokraten zuzuschreiben und damit den anti-
kommunistischen Zorn der konservativen Demokraten nur noch mehr 
zu erregen. 

Mit dem Verlust seines Glaubens an die Demokratie wäre dem 
staatstreuen Bürger auch die Gemeinsamkeit zerfallen, die ihn zuvor 
mit allen anständigen Mitgliedern der Gesellschaft in freiem, gewalt-
losem Zusammenwirken zu verbinden schien. Je mehr die Erschütte-
rungen des imperialistischen Weltsystems die Einsichtigen auf den 
Weg zum Sozialismus drängen, um so mehr muß er sich als einzelner 
diesen Mächten der Finsternis schutzlos ausgesetzt meinen, da die 
Regierung, unter deren Obhut er sich bisher geborgen fühlte, immer 
noch an demokratische Spielregeln allzusehr gebunden ist, um die 
demokratische Bewegung wirksam zurückhalten zu können. Das Be-
dürfnis nach einer Ordnung wird wach, die die alte Gemeinsamkeit 
wieder herzustellen und gegen alle Zersetzung abzusichern vermag. 
Sie kann nicht im Zuge des gesellschaftlichen Fortschritts gefunden 
werden, denn dieser gibt offensichtlich dem Sozialismus immer wei-
teren Raum. So bleibt nur, den Blick hilfesuchend zu vergangenen 
Zuständen zurückschweifen zu lassen. Unversehrt vom Verfall der 
Moral erscheint eigentlich erst die mittelalterliche Feudalordnung. 
Diese hatte die Menschen noch in einem unerschütterlichen Glauben 
einigen können. Zwar denkt niemand mehr daran, das Gesellschafts-
system des Feudalismus voll und ganz wieder einzuführen, doch gibt 
es dem konservativen Bürger ein Beispiel dafür ab, daß eine Ge-
meinschaft, wie er sie bisher in der Demokratie zu finden glaubte, 
sehr wohl auch mit einer hierarchischen Ordnung und einer unver-
blümten Diktatur der herrschenden Klasse bei politischer Befugnis 
eines einzelnen oder einiger weniger vereinbar ist. Der verklärende 
Blick auf die Vergangenheit ermutigt zu dem Gedanken, daß der 
Liquidation der Demokratie durch einen sogenannten starken Staat, 
der alle Bürger auf das gemeinsame Ziel der Erhaltung der Demo-
kratie einigt und zu diesem Zweck von jedem bedingungslose Unter-
ordnung unter seine Weisungen fordert, eine Gemeinsamkeit aller 
wieder glaubhaft machen wird. Die Einordnung in dieses autoritäre 
Staatsgefüge, so muß es demzufolge scheinen, würde den einst f re i 
wirtschaftenden, und sich immer noch von daher verstehenden Bür-
gern heute weit besser gerecht werden können als der liberale Par-
lamentarismus, so daß diese Ordnung nicht nur als demokratisch, 
sondern auch als wahrhaf t freiheitlich angesehen werden dürfte. 

In solchen Gedankengängen, die gegenwärtig sich wieder anbah-
nen, würde sich, wenn sie, angetrieben durch die gesellschaftlichen 
Ereignisse, bis an ihr Ende gelangten, die politische Philosophie 
Carl Schmitts in zeitgemäßer Modifikation wiederholen. Die innere 
Logik dieser Philosophie tut heute ihre Wirkung nicht nur aus der 
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Verbrei tung der originalen Schriften Carl Schmitts heraus, in denen 
sie immer nur punktuell hervortr i t t , auch nicht allein durch Lehr-
tätigkeit von Schmittianern an den Hochschulen, sondern ebenfalls 
und vor allem durch ihr spontanes Neuentstehen aus einer ähnlichen 
Interessenlage heraus. Insofern ist Carl Schmitt einem Denkweg 
vorangegangen, der in anderer Form, aber in gleicher Richtung auch 
in Zukunf t als verlockender Ausweg aus einer verfahrenen Situation 
sich wieder vers tärkt anbieten wird. Ihn im vorausschauenden Nach-
vollzug versuchsweise zum notwendigen Ende zu durchschreiten, 
könnte manchen demokratischen Bürger dazu bewegen, den ersten 
Schritt auf diesem Wege gar nicht erst zu tun. Am Anfang steht, wie 
wir sahen, die Identifikation von kapitalistischer Gesellschaft und 
demokratischem Staat. Setzt sich ihr gegenüber die Erkenntnis des 
zunehmenden Widerspruchs von monopolistischem Kapitalismus und 
der auf ihre Verwirklichung hindrängenden Demokratie durch, so 
ergibt sich daraus f ü r alle ernsthaf ten Demokraten als einzige Mög-
lichkeit nu r noch der Zusammenschluß zum gemeinsamen Kampf 
gegen die Herrschaft der Monopole. 
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Wolfgang Abendroth 

Zur Rolle des Antikommunismus heute * 

Seit es die ersten Ansätze zu einer organisierten Arbeiterbewegung 
gibt, mußte es das Ziel der herrschenden Klasse und der mit ihnen 
kombinierten Regierungen sein, die Entwicklung des Klassenbewußt-
seins des Proletariats und des Kampfes f ü r den Sozialismus als Vor-
stufe einer kommunistischen Gesellschaftsordnung mit allen Mitteln 
zu behindern. Sie konnten sich zwar generell darauf verlassen, daß 
ihre Ideologien gleichzeitig die herrschenden Ideologien der gesamten 
Gesellschaft wa ren 1 und also zunächst auch von den Massen des Pro-
letariats geglaubt wurden. Sobald sich aber in den spontanen Kämp-
fen der Arbeiter um Verteidigung und Verbesserung ihrer Lebens-
hal tung gegen die Angri f fe des Kapitals oder in den politischen Aus-
einandersetzungen um die Erkämpfung der Demokratie in noch so 
kleinen Gruppen noch so winzige Kerne mit entwickeltem Klassen-
bewußtsein zu bilden begonnen hatten, haben Staatsapparat und 
ökonomisch herrschende Klassen, mochten sie sonst untereinander 
noch so große Differenzen haben, alles daran gesetzt, alle anderen 
Schichten der Gesellschaft wenigstens insoweit im Zeichen einer ge-
meinsamen Propaganda und einer übereinstimmenden Vorstellungs-
weise und Stimmungswelle zu vereinen, daß kommunistisches und 
sozialistisches Denken als des Teufels, als Ausgeburt der Barbarei, 
aller Verbrechen und der Verneinung jeder möglichen Moral hinge-
stellt werden sollte. Daran hat sich in allen kapitalistischen Ländern 
und insbesondere in Deutschland seit den Tagen des Kölner Kommu-
nisten-Prozesses2 1852 nichts geändert. Denn dieser antikommunisti-
schen Stimmungswelle bedarf es zur Erhal tung der kapitalistischen 
Produktionsverhältnisse, weil sich nur auf diese Weise die Ausbrei-
tung von Klassenbewußtsein in der ausgebeuteten Klasse dieses Sy-
stems verhüten und die Zustimmung der Bevölkerung zur terroristi-
schen Ausschaltung kritischen Denkens gegenüber diesem System 
gewinnen läßt. Bei der Vorbereitung und der Durchführung des 
Sozialistengesetzes 1878 hat sich deshalb keineswegs zufällig der 
gleiche Vorgang wiederholt, so sehr er auch ansonsten den damals 

* Der vorliegende Aufsatz ist die verbesserte Fassung einer in den Mar-
xistischen Blättern, 11. Jg. (1973), Heft 5, S. 24—32, veröffentlichten Arbeit. 

1 Vgl. dazu Karl Marx und Friedrich Engels, Die deutsche Ideologie, 
in: Marx/Engels, Werke, Bd. 3, Berlin 1958, S. 46 ff. 

2 Vgl. dazu Friedrich Engels, Der Kommunisten-Prozeß zu Köln, in: 
ebenda, Bd. 8, Berlin 1960, S. 398 ff., und Karl Marx, Enthüllungen über 
den Kommunisten-Prozeß zu Köln, ebenda, S. 409 ff., vgl. ferner das Vor-
wort von Friedrich Engels zur Neuauflage von 1885, ebenda, Bd. 21, Berlin 
1962, S. 198 ff. 
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längst der Form nach anerkannten Prinzipien wissenschaftlicher Ob-
jektivität , l iberaler Öffentlichkeit und Rechtsstaatlichkeit zu wider-
sprechen schien3. Und als die deutsche Sozialdemokratie, nach dessen 
Überwindung im Er fu r t e r Programm auch f ü r ihr eigenes Bewußt-
sein die Klassenpartei des Proletariats, die in ihrer Klasse Klassen-
bewußtsein entwickeln sollte, geworden war, zur wählermäßig stärk-
sten Par te i des Deutschen Reiches aufstieg, wurde zunächst 1899 in 
der Zuchthausvorlage versucht, sie wieder in die Illegalität zu ver-
weisen4 . Als sich das als unmöglich erwiesen hatte, weil der Wider-
stand zu groß war und (wenigstens begrenzt) die l iberalen Parteien 
und das Zent rum in die Bahnen rechtsstaatlicher Überlegungen zu-
rückzwang, wurde 1904 prompt der Reichsverband gegen die Sozial-
demokrat ie 5 gegründet, dessen von Unternehmern und obrigkeits-
staatlichen Professoren aus allen nichtsozialistischen Par te ien zur 
Täuschung der Massen produzierte „Anti"-Ideologie vor den „ge-
meingefährlichen Bestrebungen" der SPD und des Marxismus war -
nen und bewahren sollte. 

So sind der Antisozialismus und der Antikommunismus ebenso alt 
wie die Arbeiterbewegung und der Marxismus. Solange die Arbeiter-
klasse noch in keinem Land gesiegt hatte, ging es darum, ihre Ent-
wicklung zum Klassenbewußtsein, ihre Konstituierung zur selbsstän-
dig handelnden Klasse, so lange und so weit es irgend möglich war, 
zu hemmen. Das deutsche Beispiel, das hier geschildert wurde, ist 
nu r ein Beispiel unter vielen. Es gibt kein modernes Land, in dem 
nicht ähnliche Tendenzen aufgetreten wären. Nur hat das deutsche 
Beispiel eine Modifikation, die in anderen Ländern, die damals über 
funkt ionierende bürgerliche Demokratien verfügten, nicht in glei-
chem Maße das Feld beherrschte. Antimarxismus bedeutete im Deut-
schen Reich gleichzeitig den Kampf gegen demokratische Rechte, die 
die Arbeiter hät ten verwenden können. Und weil das Deutsche Reich 
noch monarchischer Obrigkeitsstaat war, t ra t hier der Antimarxis-
mus heft iger und virulenter auf als in den anderen Ländern. 

I. 

Es wa r objektiv unvermeidlich, daß dieser heftige Druck von au-
ßen auf die Arbeiterbewegung sich auch in deren eigenen Kadern 
immer wieder spiegeln mußte. Der Hetze gegen Marx und Engels, 
aber auch gegen das zunehmend klassenkämpferische Denken in den 
Reihen der Eisenacher Par te i entsprach der Einfluß, den Eugen Düh-
ring auf ihre Mitglieder und Anhänger vorübergehend ausüben 
konnte6 . Der antisozialdemokratischen Stimmungswelle von 1878 

3 Vgl. dazu Franz Mehring, Geschichte der deutschen Sozialdemokratie, 
4. Band, 5. Auflage, Stuttgart 1913, S. 127 ff. 

4 Vgl. dazu Institut für Marxismus-Leninismus, Geschichte der deut-
schen Arbeiterbewegung, Bd. 2, Berlin 1966, S. 30 ff. 

5 Ebenda, S. 339 ff. 
6 Vgl. dazu Mehring, a.a.O., S. 121 ff. 
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folgte die Anpassungsneigung von Höchberg und seinen Freunden7 . 
Und später gab der Revisionismus, so sehr auch Eduard Bernstein 
f ü r sein eigenes subjektives Bewußtsein zunächst noch der Meinung 
war, die Methode von Marx und Engels und das Denken des Erfur ter 
Programms nur „weiterzuentwickeln", in den Reihen der Sozial-
demokratie das weiter, was sich außerhalb der Par te i in jener Presse 
und jener wissenschaftlichen Welt zutrug, die sich f ü r die „öffent-
liche Meinung" hielt8 . 

Denn die Par te i der Arbeiterklasse steht nicht außerhalb der Ge-
sellschaft. Sie muß vielmehr Stellungnahme und Kampf der abhängig 
Arbeitenden in den Widersprüchen der Produktionsverhältnisse und 
der politischen Machtlage einer Gesellschaft entwickeln und anleiten, 
die im wesentlichen immer noch von ihren Klassengegnern (und später 
von deren wesentlichsten Machtträgern, dem Kombinat von Monopol-
kapital und staatlicher Bürokratie) bestimmt wird. Weil und solange 
sie ökonomisch und politisch stärker sind als die K r ä f t e des gesellschaft-
lichen Fortschritts, dringt ihre Ideologie auch immer wieder in alle 
Poren des Denkens ihrer unterdrückten Klassen ein. Deren eigene 
— wegen der ständigen Veränderungen von Situationen und kon-
kreten Machtverhältnissen des Tages notwendigen und unver-
meidlichen — Diskussionen untereinander, auch in noch so sehr auf 
die Entwicklung von proletarischem Klassenbewußtsein gerichteten 
Parteien und Kadern, werden deshalb immer wieder von dieser sie 
überlagernden Umgebung beeinflußt, ob sie wollen (und sich des 
Problems bewußt sind) oder nicht. Deshalb wäre es illusionär zu 
glauben, es gebe irgendeine absolute Garantie gegen diese Gefahr. 
Am wenigsten wäre es der Versuch, jede Diskussion in den eigenen 
Reihen gleichsam zu verbieten. Er würde nur dazu führen, sich selbst 
als versteinerte Sekte auszuschalten und dadurch erst recht das zu 
bewirken, was man vermeiden wollte — statt zum Initiator zum 
Hemmnis der Entfal tung von Klassenbewußtsein und Klassenkampf 
f ü r eine sozialistische und demokratische Gesellschaft zu werden. 
Auch schon zu den Zeiten der zweiten Internationale hat manche 
Par te i und manche Gruppe diese bit tere Er fahrung machen müssen9 . 
Scheinradikale Phrase kann das größte Hindernis gegen wirklich 
radikales Handeln einer unterdrückten Klasse werden, wenn sie die nu r 
durch Diskussionen zu ermittelnde strategische und taktische Ana-
lyse der Situation verhindert . Denn unterdrückte Klassen und Völker 
lernen jeweils durch ihre eigene Erfahrung im tagtäglichen Kampf 
mit ihren Unterdrückern, nie durch Theorie allein, so sehr es der 
Theorie bedarf. Das ändert nichts an jener alten Erfahrung, die schon 

7 Ebenda, S. 167 ff. 
8 Dazu ausgezeichnet Franz Mehring, a.a.O., S. 353 ff. 
9 Man denke z. B. an die Weiterentwicklung jener Fraktion der „Jun-

gen" in der deutschen Sozialdemokratie, die nach dem Sozialistengesetz für 
ihr eigenes Bewußtsein mit diesem Ziel zum Kampf gegen August Bebel 
antrat; die meisten ihrer Führer haben — nicht zufällig •— entweder im 
pro-imperialistischen Flügel der Revisionisten oder offen im Lager der 
Bourgeoisie geendet. Vgl. dazu Franz Mehring, a.a.O., S. 328 ff. 
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aus dieser Periode der Ideologie des Anti-Marxismus (und damals 
Antisozialdemokratismus) gewonnen werden konnte, die vor dem 
Zusammenbruch der zweiten Internat ionale und ihrer Kapitulation 
vor dem Imperialismus entstand: Die bloße Anti-Ideologie der herr-
schenden Klassen gegen den Sozialismus entsteht unvermeidlich und 
ist f ü r die herrschenden Klassen lebenswichtig, sobald eine Arbeiter-
bewegung, deren Ziel der Sozialismus ist, entsteht. Sie ist gleichzeitig 
barbarisch; denn sie präpar ier t die Massen f ü r ihr Mitwirken im im-
perialistischen Krieg. Deshalb ist es stets notwendig, gegen sie stän-
dig und systematisch anzukämpfen. Sie dringt — verdeckt oder un-
verdeckt — stets sogar in die Reihen der Par te i ein, die den Kampf 
f ü r den Sozialismus anleiten will. Aber sie muß gleichwohl eine Pa r -
tei mit wirklicher Diskussion bleiben. Darum muß immer wieder 
und in immer neuen Formen der Kampf gegen den Ant imarxismus 
auch in ihren eigenen Reihen aufgenommen werden, wie ihn einst in 
klassischer Weise Friedrich Engels im „Anti-Dühring" führ te 1 0 , mi t 
dem Resultat, daß solche Gruppen, die dem Antimarxismus lang-
fristig erliegen, aus der Par te i der Arbeiterklasse auszuscheiden 
haben. 

Dies Modell der Ideologie des Antimarxismus, das die bürgerliche 
„öffentliche Meinung" und die bürgerlichen Sozialwissenschaften vor 
dem Ersten Weltkreg charakterisiert hat, mußte durch den Sieg der 
Oktoberrevolution 1917 eine neue Quali tät gewinnen. Denn von nun 
an ging es nicht nur darum, die tägliche Entfa l tung der Klassen-
kämpfe und des Klassenbewußtseins der Arbei ter innerhalb der ka-
pitalistischen Gesellschaft zu behindern, sondern unmit telbar um 
die Existenz des Kapitalismus selbst. Die Weltgeschichte war in die 
neue Phase der unmit telbaren Aktuali tät des Übergangs von den ka-
pitalistischen zu sozialistischen Produktionsverhältnissen eingetreten. 
Der bloße Antimarxismus des vergangenen Zeitabschnitts mußte sich 
zum aggressiven Antikommunismus wandeln. Denn der Sieg der mar-
xistisch-leninistischen Partei in der RSFSR (der dann auf alle Gebiete 
der heutigen UdSSR erweitert wurde) hat te neben die nach wie vor 
von der kapitalistischen Produktionsweise beherrschten Staaten zum 
ersten Mal ein sozialistisches System gestellt; dessen Ziel es war, zu 
kommunistischen Produktionsverhältnissen zu gelangen und dessen 
Führungsparte i sich kommunistisch nannte. Als seit Ende Oktober 
1918 die Revolution begonnen hatte, auch nach Deutschland überzu-
greifen, stand f ü r die Führung aller monopolistischen Zusammen-
schlüsse des Kapitals fest: Hier war der Hauptfeind. Der Bolschewis-
mus war f ü r ihn die Weltgefahr. Die „Antibolschewistische Liga" 
wurde am 10. J anua r 1919 gegründet1 1 . Es galt, das Land mit einer 
Propagandawelle gegen den Kommunismus zu überschwemmen und 
nun auch die demoralisierten Führer jenes reformistischen Flügels 
der Arbeiterbewegung als Bundesgenossen zu gewinnen, die den 

10 Marx/Engels, Werke, Bd. 20, Berlin 1971. 
11 Vgl. Eduard Saadtler, Als Antibolschewist 1918/1919, Düsseldorf 

1935, S. 36 ff. 
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Ersten Weltkrieg unters tützt hat ten. Das Bündnis Ebert-Hindenburg, 
die — geheimen (ach so „demokratischen") — Vereinbarungen zwi-
schen einem Mitglied des Rates der Volksbeauftragten, der seine 
Kollegen täuschte, und der Obersten Heeres-Leitung des Kaisers, 
garant ier ten den innenpolitischen Erfolg1 2 . Auch hier war das deut-
sche Beispiel nu r eine (wenn auch besonders charakteristische und 
politisch wichtige) Variante der internationalen Entwicklung; die 
Interventionskriege gegen die russische Revolution, die dem Bürger-
krieg parallel liefen, waren der militärische Ausdruck dieses inter-
nationalen Antikommunismus, der überall ideologisch erst recht ver-
s tärkt werden mußte, nachdem sich erwiesen hatte, daß der Arbei ter-
staat nicht geschlagen und vernichtet werden konnte. 

Die Wandlung des Antisozialdemokratismus und Antimarxismus 
der Periode vor der Oktoberrevolution in den Antikommunismus der 
darauf folgenden Zeit verschob das Grundproblem, daß die herrschen-
den Klassen — nun längst unter Führung der monopolistischen Zu-
sammenschlüsse des Kapitals — nur herrschende Klassen bleiben 
können, wenn sie die Gesamtgesellschaft durch eine irrationale Anti-
Ideologie betäuben, allerdings in doppelter Weise: Die Spaltung der 
internationalen Arbeiterbewegung in eine reformistische Richtung, 
die den real gewordenen Staat des Sozialismus nicht als den ihren 
akzeptierte, und in einen revolutionären Flügel, der sich — ob mit 
kritischen Vorbehalten gegen dessen jeweils aktuelle Politik, ob dog-
matisch und ohne Diskussion — mit ihm identifizierte, verwandelte 
erstens die reformistischen Parteien in vollem Maße, also sehr viel 
s tärker als vorher die Parteien der alten, noch ungespaltenen, zwei-
ten Internationale, in ein Objekt ihres Zugriffs, gelegentlich (aber 
nur dem Scheine nach) sogar in ihren wesentlichsten Träger. Zweitens 
mußte der irrational-aggressive Charakter dieser Anti-Ideologie ins 
Ungemessene gesteigert werden. Denn sie hat te von nun an nicht 
mehr nu r die Funktion, die eigene Arbeiterklasse vom jetzt deutlich 
unmit telbar aktuell gewordenen Kampf um die Transformation der 
kapitalistischen in die sozialistische Gesellschaft abzuhalten, sondern 
auch den imperialistischen Krieg gegen den Staat des existenten So-
zialismus, gegen die Sowjetunion, mit dem Ziel ihrer Liquidierung 
vorzubereiten, falls eine Situation entstehen würde, die es außen-
politisch erlaubte, ihn zu beginnen. 

Die großen Schwierigkeiten f ü r den auf ein vorher ökonomisch 
zurückgebliebenes Gebiet beschränkten Aufbau einer sozialistischen 
Gesellschaft, die unvermeidlich häufig zu Widersprüchen zwischen 
dem eigenen Anspruch und den bit teren Realitäten des Tages, des-
halb auch zu Experimenten und Verzerrungen führen mußten, gaben 
dabei dem Antikommunismus immer wieder propagandistische An-
knüpfungsmöglichkeiten. Das wa r — nicht nur in den beiden J ah r -

12 Vgl. Hans Herzfeld, Die deutsche Sozialdemokratie und die Auf-
lösung der nationalen Einheitsfront im Kriege, Leipzig 1928, S. 384 ff., 
Zeugenaussage des Generals Wilhelm Gröner im Münchener Dolchstoß-
Prozeß über sein Bündnis mit Friedrich Ebert. 
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zehnten zwischen beiden Weltkriegen — in besonders s tarkem Maße 
dann der Fall, wenn in den inneren Diskussionen der kommunisti-
schen Weltbewegung irgendwelche Gruppen das Maß verloren und 
um der Verteidigung irgendwelcher besonderer Positionen willen 
vergaßen, daß trotz aktueller Mängel und Fehler die UdSSR der 
Staat des Sieges der Arbeiterklasse und des Sozialismus blieb (oder 
auch umgekehr t die Existenz von Schwierigkeiten leicht widerlegbar 
völlig leugnen wollten). 

II. 

Der Appell dieser antikommunistischen Propaganda an die Furcht 
der Massen vor dem Unbekannten, an alle Instinkte, die sich in un-
mit telbare Gewaltsamkeit bei Verzicht auf kritisches Denken um-
setzen lassen, mußte dabei um so mehr gesteigert werden, je näher 
die große Krise am Ende der zwanziger und zu Beginn der dreißiger 
J a h r e kam. Auch die Kirchen ließen sich — wie die Enzyklika Qua-
dragesimo anno vom 15. Mai 1931 nur zu gut belegt — dafür ein-
spannen1 3 . Nicht nu r in der Wirkung dieser Propaganda, sondern 
auch nach der St immung und dem Willen der Konzernherren ver-
band sich diese Stimmungsmache rasch mit der unmittelbaren Vor-
bereitung des Faschismus14. So mußte sie immer heftiger werden. 

Das bi t tere Ende hat das deutsche Volk erlebt. Die kleinbürger-
lichen Massen gingen im Zeichen dieser antikommunistischen Stim-
mung in der Krise, als ihre Existenz bedroht war, von den traditio-
nellen bürgerlichen Parteien, die sie mit getragen hatten, zu der 
Par te i über, die sie noch hef t iger vertrat , zu Hitlers NSDAP. Ver-
f ü h r t durch den Antikommunismus, verweigerte sich die Mehrheit 
der sozialdemokratischen Arbeiter, dem einzigen, was sie, ihre Par te i 
und ihre Gewerkschaften, was die Demokratie noch vor dem Sieg der 
Barbarei und Inhumani tä t hät te ret ten können, dem Bündnis mit den 
Kommunisten. Der siegreiche Faschismus begründete seine volle 
Diktatur in der Reichstagsbrand-Notverordnung mit dem Antikom-
munismus 15. 

Daß das möglich wurde, daß die reformistische Arbeiterpartei, 
notwendig stets auch Objekt des antikommunistischen Angriffs — 
sowohl in dem Sinne, daß sie derart igen Stimmungen leicht erliegt, 
wie in dem anderen Sinne, ,daß sie von ihm zerschlagen wird, wenn 

13 Papst Pius XI., Weltrundschreiben über die gesellschaftliche Ord-
nung zum 40. Jahrestag des Rundschreibens Leos XIII. Rerum novarum, 
authentische deutsche Übersetzung, Berlin 1931, S. 34/35. 

14 Das läßt sich von den Diskussionsbeiträgen der außerordentlichen 
Mitgliederversammlung des Reichsverbandes der deutschen Industrie am 
12. 12. 1929 (vgl. Veröffentlichung des RDI, 1930, Nr. 50, S. 41), über die 
Bad Harzburger Tagung der „nationalen Opposition" vom 11. 10. 1931 
(vgl. Wippermanns Deutscher Geschichtskalender, 47. Jahrgang, Abtl. A. 
— Inland —, Leipzig 1932, S. 461) und Hitlers berüchtigtem Düsseldorfer 
Vortrag vor dem Industrie-Club am 27. 1. 1932 bis zum bitteren Ende 
leicht nachverfolgen. 

15 Reichsgesetzblatt 1933, Teil I, S. 83. 
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er völlig triumphiert und keinerlei Rücksichten mehr zu nehmen 
braucht —, nicht aus diesem Zugriff befreit wurde, lag gewiß auch 
daran, daß die Kommunisten Fehler machten. Sie hatten zeitweise 
nicht verstanden, den Antikommunismus differenziert zu bekämp-
fen, Nuancen, auf die es dabei ankommt, klar genug zu unterschei-
den, an sie anzuknüpfen, und die Massen und ihre reformistischen 
Führer Schritt fü r Schritt aus ihren eigenen Erfahrungen lernen zu 
lassen. Das ist zwar nicht das Thema dieses Aufsatzes. Aber man muß 
es wissen, wenn man die gegenwärtige Funktion des Antikommunis-
mus bestimmt und analysiert, wie man ihn erfolgreich schlagen kann. 
Denn so wenig herrschende Klassen grundsätzlich aus der Geschichte 
lernen können — sie müßten ihr eigenes Ende beschwören, wenn sie 
das täten — und so sehr sie (das leider um so besser) nur taktische Ta-
geskonsequenzen aus ihr ziehen, so gewiß muß es die Arbeiterklasse, 
ihre Partei und das Volk tun, wenn es siegen und die (gleichwohl 
teilweise unvermeidlichen) Schwierigkeiten und Widersprüche der 
langen Periode des Übergangs zur neuen sozialistischen Gesell-
schaftsordnung mildern will. 

Aber seine eigene Wahrheit hat der Antikommunismus dann — 
nach dem Siege Hitlers — voll entfaltet. Auch wenn er zeitweise — 
1939 — zu außenpolitischen Kompromissen mit der Sowjetmacht ge-
nötigt war, hat er seine innenpolitische Propaganda und seinen in-
nenpolitischen Terror gegen alles, was an Humanität erinnern konn-
te, nicht einen Tag gemildert. Die nationalsozialistische Diktatur war 
Höhepunkt und Resultat des Antikommunismus. Ihr Endziel hieß 
Krieg gegen die UdSSR, ihre Methode Auschwitz und Vernichtungs-
lager. Das chilenische Beispiel zeigt heute — vier Jahrzehnte später 
—, daß sich an diesen Grundproblemen nichts geändert hat. 

Die kapitalistischen Staaten, die 1939 in den Krieg mit dem Dritten 
Reich verwickelt waren und also 1941 durch den Überfall Hitlers auf 
die UdSSR oder durch ihren späteren Kriegseintritt zu deren Bun-
desgenossen wurden, waren in einer widerspruchsvollen Situation. 
Ihre herrschenden Klassen wollten (und mußten in ihrem eigenen 
Interesse) den imperialistischen Konkurrenten Drittes Reich schla-
gen; ihr Volk wollte die faschistische Inhumanität vernichten und die 
Demokratie (auch fü r das deutsche Volk) erkämpfen. Dieser wich-
tigste Widerspruch der neuen Periode — kompliziert durch eine Un-
zahl anderer, sekundärer Konflikte — ist die Basis dessen, was dann 
kam und zum Zeitabschnitt des kalten Krieges überleitet, an dessen 
vorläufigem Ende wir nun stehen. 

III. 
Im kalten Kriege, der bald deutlich zwei Mächte, die USA und die 

UdSSR, als weltpolitisch entscheidende Exponenten sah, wurde in 
allen Ländern der Antikommunismus zur zentralen Ideologie der 
kapitalistischen Restauration und ihrer neuen Form der stets inten-
siveren Verschmelzung der Staatsmacht mit den riesigen Gebilden 
des Monopolkapitalismus. Er wurde gleichzeitig international zu-
nächst die zentrale Ideologie des Kampfes fü r die Aufrechterhaltung 
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der kolonialen Unterdrückung der vom Imperialismus unterworfenen 
Völker, nun — nachdem die alten europäischen imperialistischen 
Staaten den USA immer stärker untergeordnet worden waren — 
häufig in der neuen Form des Neokolonialismus. Die jahrzehntelange 
weltpolitische Isolierung der siegreichen chinesischen Revolution (in 
Form der Nichtanerkennung der Volksrepublik China in den UN) 
und der Überfall des amerikanischen Satelliten Südkorea auf Nord-
korea, die barbarisch geführten Kriege Frankreichs gegen die Völker 
von Vietnam, Laos und Kambodscha, dann gegen das algerische Volk, 
und das Suez-Abenteuer Israels, Frankreichs und Englands, liefen 
ebenso in seinem Namen wie nach ihrer militärischen Entscheidung 
gegen den Imperialismus die neue Welle der neokolonialistischen 
Abenteuer, die völlig offenkundig allein unter der Führung der USA 
erfolgten, vom Überfall Israels auf Ägypten 1967 bis zum Mordzug 
der USA gegen Vietnam, Laos und Kambodscha. In allen diesen 
Kriegen, fü r die internationale Öffentlichkeit am unverhülltesten in 
den Kämpfen gegen die Völker Indochinas seit dem Eingreifen der 
USA, trat deutlich hervor, daß sie im Grade der Inhumanität, Skru-
pellosigkeit und Barbarei sich kaum von Hitlers Taten unterscheiden 
ließen, daß also die Ideologie des Antikommunismus unter dem Vor-
wand der Verteidigung von „Demokratie", „Humanität" und „rechts-
staatlichem Schutz gegen totalitäre Staatsmacht" (wie sie angeblich 
— teilweise wirklich als irrational verselbständigte politische Ge-
walt — im „Stalinismus" aufgetreten war) in der Realität das gleiche 
geblieben war, was sie einst als (wenn auch nicht einzige) Basis des 
deutschen Nationalsozialismus gewesen war — die ideologische Be-
gründung fü r die extremste Negation von Humanität und Demokra-
tie zwecks Aufrechterhaltung monopolkapitalistischer Herrschaft. 

Jedoch hatte diese Ideologie des Antikommunismus in den euro-
päischen Ländern und insbesondere in Deutschland noch eine zusätz-
liche Funktion (und daher auch differenziertere Formen und eine 
breitere Basis). In der ersten Periode nach 1945, in der sich die USA 
schon vor der deutschen Kapitulation eindeutig fü r die unbedingte 
Wiederherstellung des Kapitalismus in Europa entschieden hatten, 
mußten sie sich in Form der Politik des „containment" von den Kom-
promissen mit der UdSSR — zuletzt noch in Gestalt des Potsdamer 
Abkommens — lösen, die ursprünglich eine selbständige demokra-
tische Entwicklung der europäischen Völker, und daher auch durch 
die Übergangsform der antifaschistischen Demokratie deren Recht 
auf eigene Entscheidung über ihre Produktionsverhältnisse, sichern 
sollten. In der zweiten Phase, die ihr rasch folgte, galt es fü r die USA 
— und nun schon im Bündnis mit den in Machtstellung und Selbst-
bewußtsein wiederhergestellten kapitalistischen Klassen der west-
europäischen Staaten —, durch die Politik des „roll back" zu versu-
chen, diejenigen Staaten, in denen sich nach 1945 der Sozialismus 
„eingenistet" hatte, zu „befreien", also sie erneut der kapitalistischen 
Produktionsweise zu unterwerfen. 

Für beides war eine Massengrundlage notwendig, die nur durch 
die Ideologie des Antikommunismus vermittelt werden konnte. 
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Dabei kam den herrschenden Klassen und den USA stets eins 
gleichsam zu Hilfe: Je offensichtlicher der aggressive Charakter der 
Politik der USA (und dann des Brüsseler Paktes und später der 
NATO) wurde, desto mehr war das langsam entstehende System der 
zunächst nur antifaschistischen, dann sozialistischen Staaten östlich 
der Elbe zu Abwehrmaßnahmen und zu system-autarker Rege-
neration ihrer Produktion genötigt. Das mußte in einer Lage gesche-
hen, in der generell ein großer Teil der Produktivkräfte durch 
die Räubereien des Dritten Reiches, dessen Okkupation alle diese 
Länder ausgesetzt gewesen waren, oder durch den Krieg angeschla-
gen oder vernichtet worden war. Auf der anderen Seite stand der 
durch die Rüstungskonjunktur vor dem Kriegseintritt der USA und 
dann durch die Kriegskonjunktur höchst entwickelte Produktions-
apparat der USA, der Aufstiegshilfen gewähren (und daran noch 
verdienen) konnte (z.B. Marshall-Plan). Der Lebensstandard — auch 
fü r die breiten Massen — konnte also in den Ländern, die sich — die 
Grenze wurde praktisch durch die Anwesenheit amerikanischer Trup-
pen bestimmt — für den Kapitalismus entschieden (wenn auch keines-
wegs stets freiwillig), unvermeidlich zunächst höher sein und ra-
scher wachsen als in den Ländern, die aus Not und Zerstörung sozia-
listische Volkswirtschaften entwickeln wollten. Daher war hier ge-
legentlich anfänglich die Massen-Sympathie schwankend, soweit diese 
Massen den Zusammenhang nicht rational verstanden. Die verständ-
liche Folge war, daß hier also bei der politischen Absicherung des 
wirtschaftlichen Aufbaus — besonders angesichts der ständigen In-
tervention „westlicher" Geheimdienste und des damals unmittelbar 
aggressiven Militärpakts der Westmächte — erneut die schweren 
Fehler der stalinistischen Durchgangsphase repetiert wurden (Welle 
der Prozesse des Anfangs der fünfziger Jahre in Polen, Ungarn, der 
Tschechoslowakei, „Ärzte"-Anklage in der UdSSR). So erhielt auch von 
hier aus die Ideologie des Antikommunismus Scheinargumente, die ihr 
halfen, die Verbrechen, die in ihrem eigenen Namen tagtäglich began-
gen wurden, in Vergessenheit zu bringen. Das war ein entscheiden-
des Problem in allen europäischen Staaten. Im Zeichen dieses Gleich-
gewichts war es mittels der Ideologie des Antikommunismus, wie sie 
in jeweils der Situation adäquater Weise propagiert wurde, möglich, 
die französischen und italienischen kommunistischen Parteien nicht 
nur aus den Regierungskoalitionen zu verdrängen, sondern — das 
gilt in Italien nur begrenzt — fast zwei Jahrzehnte lang völlig zu 
isolieren. Dadurch konnten fü r lange Zeit die französischen Soziali-
sten und die italienischen Sozialdemokraten (dort damals nicht die 
PSI) im Lager der kapitalistischen Restauration und sogar ihrer Ko-
lonialkriege integriert werden. Abermals war es den Kommunisten 
häufig nicht gelungen, durch differenzierte Bekämpfung des Anti-
kommunismus diesem Erfolg des Klassengegners, der das wichtigste 
Objekt des antikommunistischen Angriffs, die reformistischen Par-
teien, f ü r eine lange Periode voll fü r sich erobern konnte, zu begeg-
nen. Auch ein sozialistischer Staat, Jugoslawien, geriet dabei in eine 
äußerst widerspruchsvolle Situation — mit allen Folgen, die das 
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abermals fü r die ideologische Ausnutzung durch den Antikommunis-
mus hatte. Die Fälle Wolf gang Leonhard (so bedeutungslos er an sich 
heute ist) oder Richard Löwenthal sind ein typischer Ausweis dieser 
Lage. 

Am extremsten mußte sich diese vom weltpolitischen Kräfte-
verhältnis bestimmte Problematik in Westdeutschland spiegeln. Hier 
war auf Veranlassung der USA, die ihre völkerrechtlichen Pflichten 
aus dem Potsdamer Abkommen zur einheitlichen Konstituierung 
einer antifaschistischen Demokratie in Deutschland ab 1946 nicht 
mehr einhielten und 1948 im Londoner Abkommen brutal zerfetzten, 
ein eigener Staat entstanden, der die DDR, gleichsam im Gegenzug, 
zu ihrer selbständigen Konstituierung als werdender sozialistischer 
Staat zwang. Die Ideologie des westdeutschen Staates konnte bei die-
ser Entstehungsweise nur der Antikommunismus sein, und zwar zu-
nächst in seinen aggressivsten Formen. Er konnte hier, weil die in 
ihrer Macht wiederhergestellten früheren herrschenden Klassen und 
auch der größte Teil des Staatsapparates aus dem Dritten Reich über-
nommen waren, an dessen Wurzeln vor der Kapitulation von 1945 
unmittelbar anknüpfen und mußte nur, der neuen Lage der Vorherr-
schaft der USA angepaßt, die Formen seiner Ausdrucksweise not-
dürftig ändern, zumal auch die neuen Ideologiefabrikanten mit den 
alten häufig genug identisch waren. Aber der rasche wirtschaftliche 
Aufschwung und die Remilitarisierung dieses Staates gaben die Mög-
lichkeit, mit dieser Staatsideologie der Adenauer-Periode alle Poren 
der Gesellschaft zu durchdringen. Da während fast zweier Jahr-
zehnte aus den bereits geschilderten Gründen der äußerlich sichtbare 
Lebensstandard auch der Arbeiterklasse (wenn auch mühselig genug 
durch den Druck ihrer Gewerkschaften ertrotzt) erheblich über dem 
des Volkes in der DDR lag (daß das faktisch, wenn man Bildungs-
und Gesundheitswesen, Wohnungswesen und öffentliche Dienst-
leistungen in den Vergleich einbezieht, noch nicht einmal in vollem 
Maße stimmt, wird erst in letzter Zeit f ü r den „einfachen Mann" 
erkennbar), konnte hier auch die reformistische Arbeiterbewegung 
weithin zum aktiven Träger der antikommunistischen Ideologien ge-
macht und stärker denaturiert werden als in jedem anderen euro- ' 
päischen Industriestaat. 

IV. 
Seit die Rezession 1966/67 und die Krise an den Universitäten die 

Grenzen und die Fragwürdigkeit der Stabilität des Systems der Ver-
schmelzung von Monopolmacht und Staatsapparat auch in der BRD 
jedermann vor Augen geführt haben, beginnt eine neue Generation 
in Arbeiterklasse und Intelligenzschichten sich aus diesem Bann zu 
lösen und — wenn auch vorläufig noch begrenzt — die älteren Teile 
der abhängig arbeitenden Klasse wieder in Bewegung zu bringen. 
Die frühere, aggressivste Form der antikommunistischen Ideologie in 
diesem Staat, die die Existenz des sozialistischen Staates jenseits der 
Elbe schlicht geleugnet hatte und dessen „Befreiung" fü r unmittel-
bar bevorstehend hielt, war ohnedies inzwischen irreal geworden, 
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weil wegen der Veränderung des weltpolitischen Gleichgewichts zu-
gunsten der UdSSR und der sozialistischen Staaten eindeutig auf 
lange Zeit selbst die USA nicht mehr bereit waren, einen Angriffs-
krieg gegen die UdSSR um europäischer Probleme willen zu begin-
nen. Insofern sind die Verträge von Moskau und Warschau und der 
Grundlagenvertrag, aber auch die Vereinbarung zwischen Nixon und 
Breshnew über das Verbot des Atomkrieges nur eine Ratifikation 
der neuen Realität. 

Doch ändert das — abermals unvermeidlich — nichts daran, daß 
die Ideologie des Antikommunismus ihre alte Gefährlichkeit behält. 
Sie kann in jeder weltpolitischen wie in jeder innenpolitischen und 
ökonomischen Krise in alter barbarischer Wildheit und Stärke aus-
schlagen. Sie kann das um so mehr, als inzwischen in allen kapitalisti-
schen Ländern eine langfristige Stagnationsperiode die langfristige 
Wachstumsperiode nach dem zweiten Weltkrieg abgelöst hat. 
Und sie wird in Resten bestehenbleiben, solange kapitalistische 
Systeme fortbestehen, die ohne die Existenz dieser Ideologie nicht 
hoffen können, sich gegenüber den wirklichen Interessen der breiten 
Massen an der Macht zu halten. 

In der Bundesrepublik, in der fast alle Teile der Bevölkerung — 
wie im Dritten Reich — dieser Ideologie unterworfen gewesen wa-
ren, vollzieht sich der Prozeß der Auflösung ihres Einflusses auf die 
Arbeiterklasse und die übrigen nicht vom Monopolkapitalismus pro-
fitierenden Schichten langsam und widersprüchlich. Es ist kein Zufall, 
daß in einer Zeit, in der in Frankreich Kommunisten und Sozialisten 
ein Bündnis bilden, die Führung der SPD noch immer ihre antikom-
munistischen Beschlüsse von München trotz der Politik des Grund-
lagenvertrages mit der DDR aufrechterhalten und weitgehend durch-
setzen kann, daß noch immer auch sozialdemokratische Landesregie-
rungen die offen verfassungswidrigen Berufsverbots-Ministerpräsi-
dentenbeschlüsse vom 28. Januar 1972 praktizieren. Es ist auch kein 
Zufall, daß selbst ein großer Teil der Mitträger der Rebellion in 
junger Generation und Gewerkschaftsbewegung gegen die Politik 
und die Machtstellung der Restauration noch im Bann antikommu-
nistischer Restvorstellungen steht, der ihre Aktivität teils irrationa-
lisiert und dadurch fehlleitet (wie bei allen ultralinken Gruppen) 
oder hemmt (wie bei der Mehrheit der Jungsozialisten). Denn der 
Ballast der vier Jahrzehnte seit 1933 läßt sich nicht in wenigen Mo-
naten beiseiteschieben. Es ist deshalb auch leicht zu erklären, daß 
Teile der jungen Generation durch jede Differenz innerhalb soziali-
stischer Staaten (Tschechoslowakei) oder zwischen Staaten, die ihrer 
ökonomisch-sozialen Basis nach den Kapitalismus oder neokoloniale 
Stabilisierung vorkapitalistischer Verhältnisse längst abgestreift ha-
ben (China), und der UdSSR als der sozialistischen Weltmacht vor-
übergehend zu falschen Identifikationen geführt werden. Sie wissen 
nicht, daß sie dabei antikommunistischen Restvorstellungen aufsitzen 
und können es — durch lange Traditionen ihres Bildungsweges ge-
hemmt, wie sie sind — zunächst auch nicht wissen. Wenn sie nur in 
ihren sozialen, politischen und kulturellen Kämpfen in Bewegung 
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geraten sind, können sie jedoch weitergeführt werden — zum vollen 
Bruch mit dem Antikommunismus durch die eigenen Kampferfah-
rungen, die sie machen. Das gilt f ü r sozialdemokratische und ge-
werkschaftliche Arbeiter ebenso wie fü r Jugendliche und Studenten. 
Nur durch solche differenzierte Bekämpfung des Antikommunismus 
läßt sich seine ideologische Überlagerung aus den Volksmassen ver-
drängen. Man muß dabei wissen, daß wissenschaftliche Analyse von 
Zurückgebliebenheiten und Kritik von (wirklichen oder eingebilde-
ten) Fehlern in sozialistischen Staaten dann kein Antikommunismus 
ist, sondern ihn im Gegenteil schwächen kann, wenn sie den grund-
sätzlichen Fortschritt der Errichtung sozialistischer Produktionsver-
hältnisse anerkennt und bejaht. Aber die Verdrängung seiner Herr-
schaft über die Massen bietet die einzige Garantie dagegen, daß er 
plötzlich in alter Stärke wieder ausschlägt und seine Barbarei voll 
entfaltet. Thomas Mann hat einst den Antikommunismus als die 
Grundtorheit unseres Jahrhunderts bezeichnet. Er ist mehr — er ist 
das notwendige Herrschaftsmittel der Systeme des staatsmonopolisti-
schen Kapitalismus und im Katastrophenfall das Mittel, die ex-
tremste Barbarei, jeden Massenmord und am Ende neue Formen des 
Faschismus durchzusetzen. Deshalb muß man ihn schlagen. Die Ver-
änderung des außenpolitischen Gleichgewichts in der Welt, die die 
Politik der friedlichen Koexistenz ermöglicht hat, bietet die Chance, 
den Antikommunismus zurückzudrängen. Es gilt, auch in der BRD, 
in der diese Aufgabe in Europa am schwersten zu lösen ist, diese 
Chance zu nutzen. 
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Philosophie 

Lichtheim, George: D a s K o n z e p t d e r I d e o l o g i e . Suhr-
kamp Verlag, Frankfurt/M. 1973 (144 S., br., 4,50 DM). 

Der Band enthält Arbeiten, die Mitte der sechziger Jahre entstan-
den sind und vom Autor kurz vor seinem Tode fü r diese Ausgabe zu-
sammengestellt wurden. Am Anfang steht eine Interpretation des 
Ideologieproblems, die zusammen mit einer Studie im Anschluß an 
Wittfogels Untersuchung zur orientalischen Despotie den Hauptteil 
der Sammlung bildet. Dem folgen Überlegungen zu Deutschers 
Trotzki-Biographie, Marcuses Buch „Der eindimensionale Mensch" 
und Löwiths geschichtsphilosophischer Darstellung „Von Hegel zu 
Nietzsche". 

Die im Titelaufsatz skizzierte Perspektive weist den Weg durch 
diese Zufallsauswahl: Jedes Objekt erscheint nur als Element des 
Ganzen, und das Ganze läßt sich Lichtheim von seinem Verständnis 
der Philosophie Kants und Hegels vorgeben. Kant tat „den entschei-
denden Schritt, zuzugeben, daß die Welt für jede endliche Erfahrung 
nur dann die gleiche sein kann, wenn jedes endliche Bewußtsein die 
Differenzierung eines umfassenden Bewußtseins ist" (20). Hegel 
schließlich' erkannte, daß die Vernunft zugleich allgemein und parti-
kular sei, wobei das Partikulare zugunsten des Allgemeinen über-
wunden werden müsse. Nach Lichtheims Hegeldeutung erfolgt dies 
dadurch, daß die zwar unter bestimmten Bedingungen geborenen und 
erzogenen Menschen sich gleichwohl über diese Bedingungen erheben 
(21). 

Daß diese Version des Idealismus fü r den Autor das Endgültige auf 
dem Gebiet der Geschichtsphilosophie ist, zeigt sein Urteil zu Marx 
und zum Marxismus. Immer wieder entsteht der Anschein, als wären 
Hegel und Marx gleichermaßen Theoretiker der Vernunft, die den-
selben Inhalt rein zufällig unter verschiedenen Begriffen verhandeln: 
„Die Wirklichkeit des geschichtlichen Prozesses war für Hegel der 
entfremdete Geist, der zu sich selbst kommt; fü r Marx war es die ent-
fremdete menschliche Arbeit" (28). — Die Philosophie erhält bei 
Lichtheim den Charakter einer autonomen Universalwissenschaft; die 
Geschichte betrachtend sieht er „nur ein Kriterium, um die Diskre-
panz zu beurteilen, zwischen dem, was die Menschen sind und dem, 
was siè werden könnten. Dieses Kriterium liefert die Philosophie" 
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(27). Marx habe nicht klar unterschieden zwischen „soziologischen 
Feststellungen" mit begrenzter Gültigkeit und Aussagen über die 
„Totalität der "Geschichte"; der Verfasser begegnet diesem „Di-
lemma", indem er das Notwendige mit dem Unbegriffenen identifi-
ziert und Gesetzmäßigkeit allgemein als Ohnmacht des Menschen und 
Quelle der Ideologie im Sinne eines falschen Bewußtseins versteht. 
Die Abhängigkeit des Denkens von einem ' materiellen Inhalt er-
scheint als Gebrechen der Vorgeschichte, letztlich nur als ein „Prin-
zip", das in der Zukunft seine Gültigkeit verlieren muß: „Rational ist 
eine Ordnung, in der das Denken das Sein bestimmt" (30). Die „uni-
verselle Vernunft" hat freilich mit dieser Herleitung ihr Fundament 
in der Sache verloren und steht damit jenseits jeder nichtmetaphysi-
schen Überprüfbarkeit. Von dorther gegen den sozialwissenschaft-
lichen Positivismus argumentieren heißt gegen Realitätsnähe an-
kämpfen — Lichtheim empfiehlt gegen Dürkheim und Max Weber 
die „metaphysische Tradition" der deutschen Philosophie, deren 
Durchbrechung er den Marxisten als Fehler anrechnet (37). 

Die kritisch gedachte „Totalität" fungiert im weiteren als geistes-
geschichtliche Legitimierung einer politischen Überzeugung. Mehr-
fach angedeutet ist ein Gedanke, der sich als Ansatz zu einer philo-
sophischen Totalitarismustheorie beschreiben läßt; das „Rot gleich 
Braun" findet hier die Übersetzung Engels gleich Nietzsche. Neben 
anderen Ähnlichkeiten sei zu vermerken, daß in Engels' allgemeiner 
Bestimmung der Materie die Parallele zur Lehre von der ewigen 
Wiederkehr liege (38). Anerkannt bleibt nur die Differenz der Rede-
weise; der eine habe „nüchtern", der andere „hysterisch" gesprochen, 
und — offenbar um die Gleichsetzung zu unterstützen — beides sei 
„ferne Andeutung noch bevorstehender politischer Kämpfe" (40 f.). — 
Das Denken in unbeweisbaren Parallelen kehrt in den Darlegun-
gen zur asiatischen Produktionsweise unter einer Hülle reicher 
Zitatkenntnis wieder. Marx wird als Hegelianer vorgestellt, der zwi-
schen den Alternativen des asiatischen Gemeineigentums mit büro-
kratischer Despotie einerseits und des europäischen Kapitalismus 
andererseits den Weg der Vernunft suchte. Anfangs scheine es so, als 
habe Marx den Kapitalismus wegen seiner zivilisatorischen Funktion 
„gebilligt" (76), später jedoch habe sich „seine Feindseligkeit gegen-
über dem Kapitalismus verstärkt", so daß er „nicht mehr so sicher" 
war, ob nicht vorkapitalistische Produktionsweisen ohne Eingriff von 
außen doch eine vernünftige Zukunft haben könnten (81). Daß solche 
Konstruktionen nur auf Grundlage von Paradoxien sich durchhalten 
lassen, mag ein Zitat fü r viele dokumentieren: „Das Manifest hatte 
den triumphierenden Vormarsch des Kapitalismus gefeiert und para-
doxerweise zugleich den künftigen Sieg des Proletariats verkündet" 
(82). — Trotzki t r i f f t der Vorwurf, an der „Illusion" einer Diktatur 
des Proletariats festgehalten zu haben; seinem Biographen Deutscher 
wird angelastet, daß er die Sowjetunion der dreißiger Jahre nicht 
pauschal als Lehrstück fü r den Aufbau einer totalitären Bürokratie 
begreifen mochte. — Gegen Marcuse führ t Lichtheim ins Feld, dessen 
Beschreibung der „modernen Industriegesellschaft" des Westens als 
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Ordnung mit totalitären Tendenzen verwende einen für diesen Zweck 
untauglichen Begriff, denn „wenn es stimmen sollte, daß die moderne 
Gesellschaft ihrer Natur nach potentiell totalitär ist, so bleibt es 
gleichwohl eine Tatsache, daß sie (wenn man die fehlgeschlagenen 
faschistischen Experimente ausnimmt) bisher nur auf einer Seite der 
großen Scheidelinie totalitäre Gestalt angenommen hat" (125). 

So bietet der Band Anlaß, eine allgemeine Erfahrung in Erinne-
rung zu halten: Die abstrakt kritische Rede von den historischen 
„Möglichkeiten" der Vernunft verhindert nicht die Entscheidung 
gegen ihre reale Durchsetzung. — Am Ende steht hier das Schein-
gefecht eines Konservativen gegen den „Konservatismus": Gegen 
Löwith soll seine Nähe zu christlichen Vorstellungen und die Ver-
dammung des theoretischen Erbes der bürgerlichen Revolution spre-
chen; schuld an der deutschen Misere, schließt der Verfasser, sei 
gerade, daß die Botschaft der großen Revolutionen in Deutschland 
nicht durchgedrungen sei (144). Er beweist zugleich, daß die Misere, 
wo sie heute noch fortbesteht, theoretisch gestützt wird, wenn man 
Revolution reduziert aufs Pathos eines grenzensprengenden, men-
schenverbindenden Idealismus. Dieter Krause (Berlin/West) 

Burisch, Wolfram: I d e o l o g i e u n d S a c h z w a n g . Die Entideo-
logisierungsthese in neueren Gesellschaftstheorien, Verlag Elly 
Huth, Tübingen, 3. erw. Aufl. 1971 (250 S., br., 7,80 DM). 

Das Konzept, das der Verfasser seiner immanent begriffsgeschicht-
lichen und ideologiekritischen Betrachtung zugrunde legt, ist denkbar 
luzid und — nebenbei gesagt — viel verständlicher als manche seiner 
Ausführungen. An den Anfang stellt er die Explikation der „klassi-
schen" Ideologietheorien von Marx und Mannheim, die er mit ihren 
gesellschaftstheoretischen Implikationen gleichsam als Folien benützt 
(60), um darunter die exemplarisch ausgewählten (6) Modelle der 
Entideologisierung in eine typologische Ordnung zu bringen. Da er 
die Funktionen dieser Modelle ergründen will, befaßt er sich am 
Schluß mit dem Ersatz, den sie fü r die totgesagten Ideologien präsen-
tieren. 

Auf die eine oder andere Weise knüpfen alle Gesellschaftstheorien, 
die in jüngster Vergangenheit das „Ende der Ideologie" mit Genug-
tuung proklamierten oder bedauernd konstatierten, an die Ideologie-
begriffe von Marx und Mannheim und an die Perspektiven der Ent-
ideologisierung an, die sie beide enthalten. In der Tradition des 
Marxschen Ideologiebegriffs, der noch die geschichtlichen und gesell-
schaftlichen Aspekte der Bewußtseinsmanifestationen zur dialekti-
schen Einheit verschmolz (59) und der gleichermaßen auf die histo-
risch notwendige Falschheit wie auch auf die objektive Entsprechung 
des Bewußtseins abhob (41), „hängt ein Ende der Ideologie mittels der 
Funktion von Ideologiekritik unabdingbar mit revolutionärer Um-
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gestaltung gesellschaftlicher Verhältnisse zusammen" (49). Bei Karl 
Mannheim dagegen ginge wegen der allgemeinen sozialen Relationa-
lität und Deformation des Denkens mit dem Prozeß der Entideologi-
sierung eine Auflösung des Störfaktors Gesellschaft einher (54), hätte 
er nicht einer „sozial-freischwebenden Intelligenz" die Emanzipation 
von praktisch-politischen Interessen und die Fähigkeit zugetraut, mit 
der Wissenssoziologie als Vehikel die Kongruenz von Bewußtsein und 
gesellschaftlichem Sein zu erzielen. 

Vor dem Hintergrund des dialektisch und des funktional definier-
ten Ideologiebegriffs untersucht Burisch drei Modelle der Entideolo-
gisierung. Im ersten Modell, das sich aus den Theoremen von Aron, 
Shils, Bell, Lipset, Popper und Geiger herausschält, firmiert Ideolo-
gie als Merkmal der totalitären und „geschlossenen" Gesellschaft, und 
folglich erscheint Ideologiefreiheit und kritischer Rationalismus als 
Basis und Ausweis demokratischer Gesellschaftsstruktur. Einen zwei-
ten Typus der Entideologisierung lassen die Diagnosen von Brunner, 
Gehlen und Schelsky erkennen, die das Walten von Sachgesetzlich-
keiten zur Signatur der „nachideologischen Epoche" stilisieren und 
die Fügung unter diese Zwänge als Alternative ideologischen Den-
kens empfehlen. Während diese beiden Versionen bestehende Ver-
hältnisse im Endergebnis sanktionieren, zeichnet sich das dritte Mo-
dell der Entideologisierung (Marcuse, Habermas, Adorno u. a.) gerade 
dadurch aus, daß es gegen die faktische Instrumentalisierung der 
Ideologien im Sinne gesellschaftlicher Stagnation und Integration die 
Wiederbelebung ideologisch-utopischen Bewußtseins intendiert. 

Obwohl in allen Interpretationen des Phänomens der Entideologi-
sierung „ein Diktat des Faktischen über das Bewußtsein und ein 
gleichsam endgeschichtlicher Zustand heutiger Gesellschaft zum Aus-
druck gelangt" (241), unterscheiden sie sich doch grundsätzlich in 
ihrer praktisch-politischen Intention. Daß es in der Absicht der einen 
liegt, die herrschenden gesellschaftlichen Verhältnisse zu unter-
mauern, während die anderen darauf angelegt sind, sie theoretisch zu 
übersteigen, zeigt Burisch an den Tendenzen auf, die gemäß diesen 
unterschiedlichen Interpretationen die überalterten oder depravierten 
Ideologien entweder vollständig ablösen oder in modifizierter Form 
neu beleben. 

Im Ergebnis dieser Gegenüberstellung offenbart sich die Crux der 
ganzen Monographie: daß sie nämlich aufgrund formaler Analogien 
analytisch zusammenzuspannen versucht, was der Sache nach inkom-
mensurabel ist. Weil Burisch außerdem auf eine ideologiegeschicht-
liche Analyse verzichtet, läßt er den Leser im Ungewissen über die 
konkrete gesellschaftliche Funktion der bürgerlich-konservativen 
Entideologisierungsthese, die im Zeichen der Totalitarismustheorie 
entstand und wie diese selbst dazu diente, den vormals militanten 
Antikommunismus durch die scheinbare Kombination mit anti-
faschistischen Elementen salonfähiger und effizienter zu machen. 

Auch die liberale Variante der Entideologisierungsthese, die aus 
dei1 Argumentation der Konvergenztheorie schlechterdings nicht weg-
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zudenken ist, fungiert noch heute als Mittel der politischen Integra-
tion, indem sie die bürgerliche, die „offene" Gesellschaft als Nonplus-
ultra der menschlichen Geschichte verklärt und alle, die diesen ver-
meintlichen Endzustand in Zweifel ziehen, — indirekt zumindest — 
als unverbesserliche Ideologen und als politische Außenseiter abstem-
pelt. Da es sich hier um einen zentralen Aspekt der neueren bürger-
lichen Gesellschaftstheorien handelt, mindert das funktionsanaly-
tische Manko den Wert der vorliegenden Studie beträchtlich. 

Frank Niess (Heidelberg) 

Moskwitschew, L. N.: „ E n t i d e o l o g i s i e r u n g". Illusion und 
Wirklichkeit. Deutscher Verlag der Wissenschaften, Berlin/DDR 
1973 (271 S., br., 6,80 M). 

Seit dem Herbst 1955, als in Mailand die — 1950 in Westberlin mit 
eindeutiger antikommunistischer Zielsetzung gegründete (244 ff.) — 
Intellektuellenvereinigung „Kongreß fü r kulturelle Freiheit" tagte, 
um das Thema „Die Zukunft der Freiheit" zu diskutieren, hat die 
Theorie der „Entideologisierung" einen festen Platz in der bürger-
lichen Ideologie. Diese in der Wissenschaftslehre Max Webers und in 
der Wissenssoziologie Karl Mannheims wurzelnde These besagt, daß 
im „postideologischen Zeitalter" an die Stelle ideologisch-politisch 
vorgegebener Entscheidungen technologisch und organisatorisch dik-
tierte „Sachzwänge" getreten seien. Nachdem sie vor allem durch die 
amerikanische positivistische Soziologie — speziell durch Daniel Bell, 
The End of Ideology. On the Exhaustion of Political Ideas in the 
Fifties, 1961 — ihr wissenschaftliches Gepräge erhalten hatte, bedien-
ten sich Publizisten und Politiker immer häufiger der griffigen Topoi 
dieser Theorie, um Angriffe auf den gesellschaftlichen Status quo ab-
zuwehren und den Sozialismus zu diskreditieren. 

Weil er diese beiden Funktionen der Entideologisierungstheorie fü r 
gleichermaßen gefährlich hält (14), hat ihr der Verfasser eine umfang-
reiche Einzeluntersuchung gewidmet. Zwar verdient dieser mono-
graphische Versuch an sich ungeteilte Anerkennung, weil er eine 
Lücke in der gegenwartsbezogenen marxistischen Ideologiekritik 
schließt; dagegen allerdings, daß der Autor in der Grundlegung seines 
Vorhabens den Anschein erweckt, er wolle eine Theorie gleicher 
Struktur und Relevanz wie die Wachstumsstadien —, Industriegesell-
schafts- und Konvergenztheorie behandeln (22 ff.), ist jedoch einzu-
wenden, daß die letztgenannten Theorien im Unterschied zur ersten 
mit dem Anspruch behaftet sind, die ganze soziale Wirklichkeit der 
bestehenden Systeme adäquat einzufangen und ihre künftige Ent-
wicklung exakt zu prognostizieren. Die Entideologisierungsthese hin-
gegen soll nur einen einzelnen signifikanten Sachverhalt abdecken; 
sie ist nur Bestandteil oder ideologisches Ferment der genannten 
Theorien, ohne selbst als geschlossene Theorie zu firmieren. 
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Um die ideologische Funktion dieser These genau bestimmen zu 
können, untersucht der Autor eingehend die Ideologiebegriffe, die ihr 
zugrundeliegen, und er problematisiert ihr Verhältnis zur Realität. 
Da es sich hierbei ganz augenscheinlich um ein krasses Mißverhältnis 
handelt, das aus dem Hang der neueren bürgerlichen Gesellschafts-
theorie zuni technologischen Determinismus und zur Abstraktion von 
den Produktionsverhältnissen resultiert, urteilt der Verfasser, ob-
wohl er auf diesen Komplex später noch mehrfach eingeht, nach 
einem Exkurs schon vorab: „Im Grunde genommen hat sie (die 
Theorie der „Entideologisierung") gewisse reale soziale Prozesse und 
Tendenzen, die fü r die spezifischen Bedingungen Ende der fünfziger 
und der sechziger Jahre charakteristisch waren, weniger widergespie-
gelt als vielmehr mystifiziert" (36). Davon zeugt der Umstand, daß 
die bürgerlichen Theoretiker den Verfall der Ideologien mit der Mo-
dernisierung des kapitalistischen Wohlfahrtsstaates, der Manager-
revolution, der Verbürgerlichung der Arbeiterklasse, der Herrschaft 
der Technokratie und nicht zuletzt mit der Heraufkunf t des Klassen-
friedens erklären. 

Bevor sich der Verfasser den Interpretationen der Ideologie in der 
bürgerlichen soziologischen Literatur der Gegenwart zuwendet, de-
monstriert er am Ideologiebegriff Karl Mannheims, an dessen Postu-
lat, durch Wissenssoziologie das sozial entstellte, parteiliche und sub-
jektive Wissen der Ideologie abzulösen (63), daß eine der theoreti-
schen Grundlagen der Doktrin der „Entideologisierung" die „ab-
strakt-formale Gleichsetzung von Ideologie und .falschem Bewußt-
sein' gewesen ist, die weder den Charakter der einen oder anderen 
konkreten Ideologie noch ihre erkenntnistheoretische Struktur noch 
den Charakter ihres materiellen Trägers — der betreffenden sozialen 
Klasse oder Gruppe — berücksichtigt" (69). Summa summarum schei-
nen diese wissenschaftstheoretischen Einwände gegen alle Definitio-
nen der Ideologie zu verfangen, die in der gegenwärtigen westlichen 
soziologischen Literatur anzutreffen sind und die der Autor typo-
logisch zu ordnen versucht: gegen die genetischen Definitionen, 
die Ideologien mit der geistigen Struktur einer Epoche oder so-
zialen Gruppe identifizieren, ebenso wie gegen die Strukturdefi-
nitionen — Ideologien als Systeme werturteilsbehafteter oder Hand-
lungsanweisungen enthaltender Anschauungen — und gegen die 
Funktionsdefinitionen, welche die soziale Funktion der Ideologien 
entweder fü r beliebige oder für konservative gesellschaftliche Grup-
pen herausstellen (77 ff). 

Die Entideologisierungstheorie ignoriert die wissenschaftstheore-
tischen Defizienzen dieser Auffassungen von Ideologie, und sie macht 
sich den abstrakten Formalismus zu eigen, der darin vorherrscht. Nur 
so kann sie konstatieren, daß Ideologien veraltet und unnötig seien. 
Bürgerliche Theoretiker, die diese Behauptung empirisch zu unter-
mauern versuchen, argumentieren gewöhnlich mit drei gleichsam 
säkularen Trends. Sie verweisen auf das Vordringen des sogenannten 
social engineering, das als effektive technizistische Methode ihrer An-
sicht nach die optimale, von Ideologien unbeeinflußte Lösung gesell-
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schaftlicher Probleme garantiert; sie stellen ferner fest, daß der 
ideologische Dissens innerhalb der kapitalistischen Gesellschaft schon 
weitgehend erloschen sei, und sie konstatieren nicht zuletzt den Ver-
fall des Marxismus-Leninismus als Ideologie (150). 

Die politischen Implikationen der modernen bürgerlichen Ideolo-
giebegriffe für die Theorie der Entideologisierung und die Bedeutung 
dieser Empireme sind evident: einerseits die Apologie des Kapitalis-
mus als eines entideologisierten und somit f ü r den .weiteren wissen-
schaftlich-technischen Fortschritt besonders Jeitfähigen Systems und 
andererseits die Denunziation des Sozialismus als eines anachronisti-
schen Systems, das erst nach der Liquidierung seiner ideologischen 
Grundlagen wieder in die allgemeine Entwicklung einscheren kann. 
Zwar präpariert der Verfasser diese zweiseitige Tendenz der Ent-
ideologisierungsthese deutlich heraus (151 ff., 194 ff.), doch läßt seine 
Darstellung eine akribische Analyse ihrer immanenten Logik und 
ihres geschichtsphilosophischen Zuschnitts vermissen. Die konkreten 
Funktionen der Entideologisierungsthese, die sich aus dieser Grund-
tendenz herleiten — die Umorientierung der bürgerlichen Ideologie, 
die Apologie des bürgerlichen Praktizismus, die Rechtfertigung pro-
monopolistischer Bestrebungen und die antikommunistische Indoctri-
nation (232 ff.) — rückbezieht er stattdessen direkt und mitunter auch 
reichlich kurzschlüssig auf das genetische Milieu dieser These, das 
heißt auf die Interessenlage bestimmter Schichten der Leitungsbüro-
kratie in den kapitalistischen Ländern. Diese Bürokratie — so be-
hauptet er auch summarisch (267) — unterhält „eine starke Armee 
von Soziologen, Psychologen und anderen Spezialisten auf dem Ge-
biet der Gesellschaftswissenschaften" (54) fü r die Produktion der 
Ideologeme, die sie benötigt, um das Bewußtsein der Massen zu infil-
trieren (172), um die progressiven Kräf te ideologisch zu entwaffnen 
und „so weit wie möglich alle sozialen und politischen Kräfte" fü r die 
Monopole und den bürgerlichen Staat zu mobilisieren (232 f.). 

Um die ideologische Funktion der Entideologisierungsthese bloßzu-
stellen, die sich aus der Identifikation von Ideologie und falschem Be-
wußtsein herleitet, und um kontradiktorisch die Verschärfung der 
ideologischen Gegensätze erklären zu können, muß Moskwitschew 
den marxistischen Ideologiebegriff explizieren. Er versucht dies auf 
der Basis der Widerspiegelungstheorie, indem er aufzeigt, daß die 
Ideologie als „das Bewußtsein der Gesellschaft, einer Klasse oder 
sozialen Gruppe, das von den materiellen Bedingungen ihrer Existenz 
bestimmt wird und die wesentlichen Richtungen, Prinzipien und 
Ziele ihrer praktischen Tätigkeit angibt" (93), die soziale Wirklichkeit 
zwar stets aber nicht immer notwendig falsch reflektiert. Die Seins-
adäquanz und Objektivität der Ideologie hängen von ihrem Träger 
und der Rolle ab, die dieser im Prozeß der gesellschaftlichen Entwick-
lung spielt. 

Trotz mancher diskussionsbedürftiger Passagen und problemati-
scher Hypothesen kann Moskwitschews Analyse als die derzeit pro-
fundeste Auseinandersetzung mit der Entideologisierungsthese gel-
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ten, und zwar nicht zuletzt, weil sie der bürgerlichen Theorie einen 
Ideologiebegriff entgegenhält, in dem gnoseologische und funktionale 
Aspekte, Fragen der gesellschaftlichen Erkenntnis und der Hand-
lungsrelevanz, der Parteilichkeit und Objektivität zusammenfinden, 
und der den scheinbar unversöhnlichen Gegensatz von Ideologie und 
Soziologie dementiert. Frank Niess (Heidelberg) 

Kolakowski, Leszek: D i e P h i l o s o p h i e d e s P o s i t i v i s m u s . 
Piper Verlag, München 1971 (259 S., br., 10,— DM). 

In mehrfachem Sinne ist die Geschichte des Positivismus Aus-
druck der Naturgeschichte der Menschen. Kaum eine philosophische 
Anstrengung der Erkenntnissicherung hat sich so sehr mit dem in den 
Naturwissenschaften niedergelegten Interesse der technisch-prakti-
schen Naturbewältigung verbündet, daß man nicht nur, wie Popper, 
Theorien zu den Verlängerungen unserer Sinnesorgane zählt, son-
dern auch noch deren positivistische Reflexion unter dem gattungs-
geschichtlichen Zweck der Anpassung an die natürliche Umwelt be-
trachten kann. Zum andern ist der Positivismus selbst Exempel der 
,vorgeschichtlichen' menschlichen Naturgeschichte im kritischen Sinn, 
wie ihn Marx verstanden hat: weil sich ihm Erkenntnis überhaupt 
— und folglich auch er sich selbst—nur als naturhaftes Verhalten dar-
stellt. Denn sicher ist wissenschaftliche Erkenntnis unter ökologischen 
Aspekten Bestandteil des Stoffwechsels der Menschen mit der Natur, 
unerläßlicher zumal, da die erfolgreiche Naturbeherrschung die 
Kenntnis der Gesetze eines aller Arbeit vorgegebenen Natursubstrats 
voraussetzt; sicher ist Technologie und Güterproduktion an die un-
aufhebbare Geltung von Naturgesetzen gebunden und kann nur, nach 
dem Wort von Marx, die Form, in der Gesetze wirksam werden, und 
die Form der Stoffe ändern. Aber der Erkenntnisprozeß wird selber 
nur auf der Folie einer gesellschaftlich entfalteten Manipulations-
sphäre in Gang gehalten: nicht nur ist wissenschaftliche Erkenntnis 
in der Richtung ihres Fortschreitens an die in der Industrie gebün-
delten Interessen der Umsetzung praktikablen Wissens in technolo-
gische Empfehlungen rückgekoppelt, sondern sie ist prinzipiell auf 
die ,Formen der Stoffe' verwiesen, in welchen sie es mit den Ergeb-
nissen instrumentaler Eingriffe zu tun hat. Wie Natur erfahren wird, 
ist freilich nicht nur abhängig von den unmittelbaren begrifflichen 
und experimentellen Operationen, in die wir sie im Interesse des For-
schens einspannen, sondern auch von der Struktur unserer Alltags-
sprache, in der wir naiv physikalische Dinge und Ereignisse symbo-
lisch handhaben, ohne doch, darauf hat Popper hingewiesen, die da-
bei benutzten allgemeinen Begriffe gemäß ihrem dispositionalen 
Charakter auf endliche Klassen von Beobachtungen rückführen zu 
können. In der Sprache hat die mit Bewußtsein betriebene Manipu-
lation der Natur Spuren hinterlassen; sie ist über die einzelnen Hand-



654 Besprechungen 

lungen, in denen wir uns der Realität versichern, immer schon hinaus, 
weil sich an die Allgemeingültigkeit von Symbolen die Erfahrung 
einer entdämonisierten und in ihrer lebensbedrohlichen Gewalt ge-
brochenen Natur geheftet hat. Die physikalische Realität der Natur 
ist deshalb immer ,Natur fü r uns', die wir im Kontext sprachlicher 
und theoretischer Leistungen, gebunden an technologische Potentiale 
und abhängig vom Stand der Produktivkräfte erweitern. So erzeugen 
wir im Wechsel von erkenntnisformender Arbeit und arbeitsformen-
der Erkenntnis eine Erfahrungswelt, die sich als planmäßiger Funk-
tionskreis gegenüber den Naturkräften zunehmend stabilisiert, wäh-
rend das intersubjektive Verhältnis der Individuen brüchig bleibt. 

Die gewiß nicht einfache Beziehung zwischen den Formen der 
,kognitiven Aneignung' der Natur und ihrer technologisch-industriel-
len läßt sich indirekt an den Positionen des Positivismus studieren, 
denn bei ihm handelt es sich um ein gesellschaftliches Bewußtsein, 
das auf die kollektive Anpassung an die natürliche Umwelt durch 
Arbeit methodologisch reflektiert, nicht um metaphysische Wahrheit, 
sondern um Verfügungswissen zu steigern. Die Radikalisierung des 
Erkenntnisproblems, die der Positivismus als Purifizierung der Er-
kenntnisquellen betreibt, weist ihn selbst als Stück Naturgeschichte 
aus: wo er den Konstitutionszusammenhang von Arbeit und Erkennt-
nis, dem er selbst zugehört, beiseiteschiebt, um Erkenntnis allein an 
der reinen Quelle zu fassen, ist er durch das Stadium seiner Gesell-
schaftsformation noch der Natur verfallen, die er doch methodolo-
gisch zu kontrollieren meint. _ 

Zum Zweck einer solchen historischen Abklärung des Verhältnisses 
von Arbeit und Erkenntnis ist die Studie von Kolakowski geeignet, 
denn sie verfolgt die Absicht, die Stadien des Positivismus als Be-
standteile epochaler Denkstile vorzuführen (244). Mit dem logischen 
Positivismus der Warschauer Schule, neben einem katholischen Tho-
mismus die einflußreichste Bewegung der polnischen Philosophie 
nach dem Kriege, setzte sich Kolakowski schon f rüh auseinander. Er-
gebnis ist eine gründliche Kenntnis positivistischer Argumente, die 
sich verständlich artikuliert, ohne an informativem Gehalt etwas ab-
streichen zu müssen. Die Darstellung beginnt beim Positivismus des 
Mittelalters und Humes, entwickelt ausführlich Comtes Lehren und 
diskutiert die zunehmend komplexer werdenden Formen von Em-
piriokritizismus (Mach, Avenarius), Pragmatismus (Peirce, Dewey, 
James), Konventionalismus (Poincaré, Duhem, Dingler, Ajdukiewicz) 
bis hin zum Wiener Kreis. Knappe Zusammenfassungen der Kritik 
folgen jeweils den Referaten. 

Dabei kommt ein wesentliches Moment schon bei Hume (54 ff.), vor 
allem aber des Positivismus im Zeitalter nach Hegel in den Blick: die 
enge Verbindung von Gesellschafts- und Wissenschaftslehre. Die po-
sitive Philosophie in der Zeit des sich konsolidierenden Bürgertums, 
insbesondere die Comtes, vollzieht die Gegenrevolution, indem sie 
den Naturbegriff der französischen Aufklärung noch radikalisiert. 
Hatte Hegels Rechtsphilosophie Geschichte als Entfaltung des Sy-
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stems der Sittlichkeit in den Stufen von Familie, bürgerlicher Gesell-
schaft und Staat im Sinne einer kreativen Selbstbefreiung gedacht, 
sehen die Positivisten in der Gesellschaft das Werk einer einwohnen-
den Naturgesetzlichkeit. Comte überträgt den fetischisierten Begriff 
des ordre naturel von der positivistisch durchkonstruierten Wissen-
schaft auf die Gesellschaft, indem er (idealistisch) der neu zu ent-
wickelnden positiven Soziologie die Gesellschaftsreform zum Pro-
gramm macht. Der natürlichen' Hierarchie von sechs Grundwissen-
schaften analog soll ein ebenso natürliches Feudal- und Kastenwesen 
propagiert werden. Das Dreistadiengesetz, Kern der Comteschen Ge-
schichtsphilosophie, wird nach epistemologischer wie nach gesell-
schaftstheoretischer Seite hin gewendet: im ',positiven Stadium' der 
Zukunft läßt sich die Erkenntnis nicht mehr von den Nebelgebilden 
der ,theologischen' und ,metaphysischen' Phase täuschen, sondern 
hat in den ,Tatsachen' allein den sicheren Erkenntnisgrund erkannt; 
diese Datenbasis soll in den organisierten Wissenschaften aber nicht 
wahllos, sondern nach Maßgabe eines autokratischen Wissenschafts-
rats ausgebeutet werden, dem Verfügung über Naturprozesse ober-
stes Ziel ist. ,Positiv' hat nicht nur den Sinn von faktisch Gegebenem 
(im Unterschied zum Gesetzten), sondern auch von Nützlichem (im 
Unterschied zum Müßigen). Dadurch wird jede erkenntniskritische 
Fragestellung freilich aufgegeben. Hatte Hegels Kritik an der Kon-
struktion eines isolierten Erkenntnissubjekts den Gegenbeweis in der 
Phänomenologie des Geistes angetreten, in der die erkenntnistheore-
tische Fragestellung in geschichtlicher Erfahrung aufgeht, als Selbst-
reflexion neben inhaltlicher Erkenntnis aber dennoch festgehalten 
wird, scheint fü r Comte der Gegenbeweis im erfolgreichen Betrieb 
der Wissenschaften schon vorzuliegen und deshalb keiner theoreti-
schen Anstrengung mehr bedürftig. Weil er im Gegensatz zum Neo-
positivismus Wissenschaft und Technik noch nicht aus ihrem gesell-
schaftlichen Kontext herauslöst, sondern in einen Gesamtprospekt 
der Menschheitsgeschichte einbettet, wie unzulänglich auch immer, 
ist die Aufgabe von Erkenntniskritik im Comteschen Weltbild stim-
mig. 

Kolakowski zieht in der Wirkungsgeschichte Comtes einzelne 
Aspekte der positiven Philosophie weiter aus, wobei auch weniger po-
puläre Denker zu Wort kommen. In einer methodologischen Reduk-
tion rückt bei dem französischen Mediziner Claude Bernard die Re-
glementierung des methodischen Aufbaus der Wissenschaften mit der 
praktischen Forschererfahrung des empirischen Wissenschaftlers zu-
sammen. In praktisch-reformatorischer Absicht entwirft J. S. Mill 
seinen, Benthams Nützlichkeitsprinzip der Ethik positivistisch radi-
kalisierenden Utilitarismus: die menschlichen Güter sollen nach 
einem Kalkül von Nützlichkeitserwägungen verrechnet werden, der 
die Grundlage einer objektiven Skalierung von Werthaltungen ab-
gibt. In evolutionistischer Erweiterung überbaut H. Spencer die em-
piristische Wissenschaftstheorie mit einem kosmischen Entwicklungs-
modell, das soziale Gebilde als Selektionsergebnisse der sozialdar-
winistisch durchwalteten Geschichte deutet. Solche radikalen natu-
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ralistischen Reduktionen, zu denen auch — von Kolakowski nicht er-
wähnt — der bürgerliche Materialismus Büchners, ja das naturge-
setzliche Geschichtsdenken der Zweiten Internationale zählt, folgen 
èinem Glauben an die Zweckmäßigkeit der Natur angesichts der Er-
folge, welche die naturwissenschaftlich geleitete Produktion erzielt, 
dem sich das Vertrauen in eine natürliche Einregulierung der Güter-
verteilung nicht unwillig beigesellt. 

Überhaupt ist es der Darstellung anzurechnen, daß sie sich die 
,innere Logik' der Entwicklung zum Prinzip macht, ohne darüber die 
ideologische Valenz solcher Positionen aus dem Auge zu verlieren. 
Kolakowskis abschließende Kennzeichnung des Positivismus als na-
turalistische Auflösung der Erkenntnistheorie (249 ff.) erhellt aus 
seiner Interpretation, ohne in deren Grundprämissen schon enthalten 
zu sein. Denn das Problem, daß bei einer historischen Darstellung 
des ,Positivismus' von einem höchst unscharfen Terminus auszugehen 
ist, löst der Autor durch die heuristische Vorgabe einer ,allgemeinen 
Bestimmung' (9 ff.), die erst im Durchgang durch die Wandlungen 
dieser Gedankenfigur modifiziert werden soll. Allerdings treffen die 
,Regeln des Phänomenalismus' (Nivellierung der Differenz von We-
sen und Erscheinung) und ,Nominalismus' (Leugnung eines ontologi-
schen Korrelats von Allaussagen), die Ausschließung von Werturtei-
len und das Postulat der .Einheit der Wissensmethode' die meisten 
Vertreter des sensualistischen Empirismus, nicht aber die rationali-
stischen Formen logischen und sprachphilosophischen Argumentie-
rens. Weil Kolakowski die Geschichte des Positivismus nur von Hume 
und nicht auch von Leibniz her schreibt, zerfällt ihm streckenweise die 
Entwicklung in eine Abfolge locker verbundener Positionen. Insbe-
sondere kann der Reim auf den Übergang zum Neopositivismus — 
als „szientistische Verteidigung der Zivilisation in der Krise" (203) 
etwas feuilletonistisch überschrieben — nicht recht gefunden werden. 
Leibniz' Idee einer logischen Universalsprache wird zwar erwähnt 
(207), die neoleibnizschen Anstrengungen Booles, De Morgans, Peanos 
und Freges bei der Entwicklung eines solchen calculus ratiocinator 
dagegen, die den Traditionsfaden bis hin zu Russell und Whitehead 
abgäben, bleiben im Dunkel. 

Gerade die Verknüpfung zweier Stränge: der sensualistisch-empiri-
stischen Tradition (seit Locke) mit der logisch-rationalistischen (seit 
Leibniz) gibt den Boden ab, auf dem die geschichtslosen Wiener Den-
ker, so scheint es, radikal neu ansetzen. Die Machsche Position wird 
jetzt radikalisièrt, indem nicht nur nach positivistischer Manier der 
Werkzeugcharakter der Erkenntnis durch Hinweis auf die Denkope-
rationen herausgestellt wird, sondern die in logischen Kalkülen leib-
haftig gewordenen Erkenntnisinstrumente selbst zu schmieden sind. 
Während die Kritik der Metaphysik und das Programm einer Ein-
heitswissenschaft mit großem Engagement vertreten werden, tritt 
der sozialreformatorische Impuls des frühen Positivismus gänzlich 
zurück. Wie Arbeit in der Industrie wird der Erkenntnisbegriff in 
dieser Form spätbürgerlicher Philosophie zunehmend abstrakt. Hatte 



Philosophie 657 

Mach Erkenntnis in die Perzeption von .Empfindungselementen' auf-
gelöst und dadurch das Ich sogar als Organisationsinstanz der .Ele-
mente' zum Verschwinden gebracht, so .schrumpft' ähnlich in den 
programmatischen Arbeiten des jungen Wittgenstein, Schlicks und 
Carnaps das Erkenntnissubjekt, wie es im Tractatus heißt, zu einem 
,ausdehnungslosen Punkt zusammen'. Das Originelle dieser Wendung 
liegt in der Versöhnung Lockes mit Leibniz, nämlich darin, daß mit-
hilfe eines konstruktiv-logischen (und nicht mehr natürlichen) Be-
griffs der Ordnung die Form der Erkenntnis in einer formalsprach-
lichen empirischen Basis hergestellt wird, in der gleichzeitig der Sin-
nesàaten-Inhalt aufgefangen und damit die Unmittelbarkeit der Er-
kenntnis gesichert ist. Sprache und Welt sind die Korrelate der Er-
kenntnisbeziehung, zwischen denen ein erkennendes Ich nicht mehr 
nötig scheint. Kolakowskis Darstellung schließt mit diesem Stand der 
Diskussion, wie er etwa den Beginn der dreißiger Jahre auszeichnet. 
Eine solche ,Unvollständigkeit' muß einer historischen Systematik 
nicht zum Nachteil gereichen. In diesem Falle aber wird der kritische 
Stellenwert des ,linguistic turn', der Einführung sprachlicher Argu-
mente in das System des Positivismus nicht deutlich genug und 
Sprachanalyse bleibt nur eine unter vielen seiner Varianten. Mit ihr 
beginnt dagegen eine im Neopositivismus angelegte und gegen sein 
anfängliches Programm sich durchsetzende Restitution eines Sprach-
und Sinnaprioris, das als transzendentale Bedingung der Möglichkeit 
von Wissenschaft in den Blick kommt und deshalb im Gegensatz zum 
empirisch-analytischen Typ der angelsächsichen Wissenschaftstheorie, 
die Carnaps sprachkonstruktiver Interpretation des Tractatus folgt, 
den Ansatz einer Konstitutionsanalyse erzwingt. Paradigmatisch 
hierfür ist die von Wittgenstein bezeichnete Wendung von einer welt-
abbildenden Idealsprache zum Sprachspielkonzept der je schon vor-
findlichen Kommunikation. War zuerst die Logik das ,Spiegelbild der 
Welt', die Universalsprache das transzendentale System hinter dem 
Rücken der Subjekte, so wird in den Philosophischen Untersuchun-
gen eingespielte Kommunikation, die Praxis der Subjekte selbst als 
unhintergehbarer Boden von Erkenntnis genommen. Die daraus ent-
springenden Konzepte einer Sprachanalyse als Aufklärung der 
alltäglichen Sprachspiele (oder, anschließend an T. S. Kuhn, einer 
Wissenschaftsanalyse als Aufklärung historischer Forschungspara-
digmata) sind aber nur deshalb sinnvoll, weil die internen Bezie-
hungen zwischen Symbolen Ergebnis und Ausdruck von Handlungen 
sind, seien es soziale Handlungen der Interaktion, seien es instru-
mentelle Handlungen der Manipulation von Naturereignissen. Witt- , 
genstein war sich im Unterschied zu vielen seiner Nachfolger der 
gattungsgeschichtlich-evolutionären Dimension kognitiver Schemata 
wohl bewußt. So wird die menschliche Naturgeschichte in der Ana-
lyse der sprachlichen Erkenntnisprodukte doch noch eingeholt, ohne 
daß dies, darin eben Reflex der Naturalisierung des Sozialen und 
Ausdruck des Positivismus, immer bewußt wäre. 

Anton Leist (Frankfurt/M.) 


